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Zusammenfassung 
Die Funktionsfähigkeit der öffentlichen Verwaltung ist auch und gerade bei einem Ausfall 
oder einer Beeinträchtigung Kritischer Infrastrukturen notwendig für die Aufrechterhal-
tung der Gesellschaft und des Staates. Ausgehend von dieser These wird zwischen Dezem-
ber 2018 und Februar 2019 eine Umfrage in den Landkreisen, Städten und Gemeinden 
des Regierungsbezirks Stuttgart durchgeführt. In ihr wird der Vorbereitungsgrad der öf-
fentlichen Verwaltung hinsichtlich einer Versorgungsmangellage erfasst. Dabei wird aus-
schließlich die Versorgung des Personals innerhalb der Verwaltungseinrichtung betrach-
tet. Es wird untersucht, ob Vorsorgemaßnahmen für die Bereiche Trinkwasser, Nahrungs-
mittel, beheizte und beleuchte Räumlichkeiten, Sanitäranlagen, Ruhe- und Schlafmöglich-
keit sowie Bargeld für die Gehälter der Mitarbeitenden getroffen sind. Als Vorsorgemaß-
nahmen werden generelle Planungen, Vorräte und Rahmenverträge mit Privatunterneh-
men betrachtet. Die Antworten werden von den Umfrageteilnehmenden hinsichtlich ihrer 
zeitlichen Auslegung eingeordnet. Zusätzlich werden die Teilnehmenden zu Planungs-
grundlagen, Verbesserungspotenzial und einer Einschätzung der eigenen Vorbereitungen 
befragt. Diese Bachelorarbeit wertet die Umfrageergebnisse aus. Die Antworten zeigen, 
dass rund die Hälfte der Befragten eine Notstromversorgung besitzt und rund jede fünfte 
Einrichtung Planungen für die Trinkwasserversorgung der Mitarbeitenden vorhält. Dar-
über hinaus sind Vorbereitungen zur Versorgung des Personals nur vereinzelt vorhanden. 
Spezifische Vorräte für einen Ausfall der Versorgungsleistungen sind nur bei wenigen Be-
fragten in geringem Maße vorhanden. Dennoch zeigt sich durch Alltagsvorhaltungen eine 
Latenzzeit bis zum Funktionsausfall. Rahmenverträge zur redundanten Sicherstellung 
der Versorgung sind nur selten abgeschlossen. Die Befragten geben an, dass sie für die 
Bearbeitung der Thematik Bedarf an weiteren Hilfestellungen haben. Die bekannten 
Schutzniveaus 72 Stunden (Notstromversorgung) und 14 Tage (Notvorräte der Bevölke-
rung) sind nicht oder nur sehr bedingt auf den Sektor Staat und Verwaltung zu übertra-
gen. In der Auswertung der Ergebnisse werden drei Möglichkeiten identifiziert, um den 
Vorbereitungsgrad zu optimieren: Die Erhöhung der Vorhaltungen, das Optimieren der 
Planungen und das Abschließen von Rahmenverträgen. Darüber hinaus sind langfristig 
und einrichtungsunabhängig die derzeitigen Zuständigkeiten zu prüfen, einheitliche 
Schutzniveaus zu etablieren sowie eine gesellschaftliche und politische Kommunikations-
kultur hinsichtlich der Risiken eines Ausfalls oder einer Beeinträchtigung Kritischer Inf-
rastrukturen aufzubauen.  
 
Stichwörter: Kritische Infrastrukturen, KRITIS, öffentliche Verwaltung, Staat und Ver-
waltung, Vorbereitungsgrad, Vorratshaltung, Schutzniveau, Umfrage. 
  
   III 
Abstract 
The operability of the public administration is necessary for the maintenance of society 
and the state, especially in case of a failure or impairment of critical infrastructures. Based 
on this assumption, a survey is conducted in the administrative districts, cities and towns 
of the administrative district of Stuttgart on federal state level between December 2018 
and February 2019. It records the preparation degree of the public administration con-
cerning a lack of supply. Only the supply of staff members within the administrative insti-
tution is considered. It is examined whether preventative measures have been taken for 
drinking water, food, heated and illuminated rooms, bathrooms, resting and sleeping fa-
cilities as well as cash money for paying the employee’s salary. General planning, storage 
and framework contracts with private companies are regarded as preventative measures. 
Participants of the survey classify the answers according to their time frame. In addition, 
the participants are asked about planning principles, potentials for improvement and 
about an assessment of their own preparations. This Bachelor thesis evaluates the survey 
results. The responses show that about half of the respondents can guarantee emergency 
power supply and every fifth institution has plans for the supply of drinking water to its 
employees. Furthermore, preparations for the supply of staff members are only available 
in sporadic cases. Only a few respondents have specific stores for a failure of the supply 
services. Nevertheless, daily storage shows a latency time until a breakdown occurs. 
Framework contracts for the redundant supply are only rarely signed. The respondents 
report that they need further assistance to deal with the topic. The given protection levels 
of 72 hours (emergency power supply) and 14 days (public emergency supplies) cannot 
be transferred to the state and administration sector. In the evaluation of the results, three 
possibilities for optimizing the preparation degree are identified: The increase of the re-
proaches, the optimization of the plans and the signing of framework contracts. In addi-
tion, on a long-term basis and independently of the institution, the current responsibilities 
have to be evaluated, uniform levels of protection have to be established and a social and 
political communication culture regarding the risks of a failure or impairment of critical 
infrastructures has to be cultivated.  
 
Keywords: Critical infrastructures, CIP, public administration, state, preparedness de-
gree, stockholding, protection level, survey. 
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  1 EINLEITUNG  
  1 
1 Einleitung 
Jüngste Ereignisse wie die Verfärbung des Trinkwassers in Heidelberg (7. Februar 2019), 
zwei Stromausfälle in Teilen Berlins (19. Februar und 5. März 2019) oder der Stromaus-
fall in weiten Teilen Venezuelas (8. März 2019) zeigen auf, wie abhängig unsere Gesell-
schaft von Versorgungsleistungen ist. Zur Ursache der blauen Verfärbung des Trinkwas-
sers in Heidelberg sind nach wie vor keine Erkenntnisse vorhanden, es wird jedoch eine 
natürliche und ungefährliche Ursache vermutet (Rhein-Neckar-Kreis 2019). In Berlin wa-
ren für den ersten Stromausfall Bauarbeiten, für den zweiten die Störung in einem Mit-
telspannungswerk verantwortlich (Cerruti & Seeling 2019; Spiegel Online 2019). Die Re-
gierung von Maduro wirft einem US-Senator vor, eine Cyberattacke beauftragt zu haben, 
die zu dem Stromausfall in Venezuela führte (tagesschau.de 2019). Obgleich die Ursachen 
völlig unterschiedlich sind, haben die Ausfälle von Versorgungsleistungen eines gemein-
sam: Sie verursachten innerhalb kürzester Zeit große Beeinträchtigungen des gesell-
schaftlichen Lebens und einen massiven Einsatz von Sicherheitskräften (Berliner Feuer-
wehr 2019; Böttcher 2019; Rhein-Neckar-Zeitung 2019).  
Der Vergleich zwischen dem Stromausfall in Venezuela und dem ersten Stromausfall in 
Berlin zeigt, dass die Bewohner*innen Venezuelas Strategien zum Umgang mit der feh-
lenden Versorgungsleistung besitzen: Während in Berlin innerhalb kurzer Zeit die Trink-
wasserausgabe durch Versorgungsunternehmen an die Bevölkerung erfolgte, halfen sich 
die Menschen in Venezuela selbst und holten sich Wasser aus nahen Flüssen (Loy 2019; 
Mellmann 2019). Dies zeigt zum einen, dass die Infrastrukturen voneinander abhängig 
sind. Der primäre Stromausfall verursachte sekundär den Ausfall der leitungsgebundenen 
Trinkwasserversorgung. Zum anderen wird dadurch deutlich, dass je höher die Versor-
gungssicherheit ist, umso gravierender auch die Auswirkungen bei einem Ausfall sind 
(John-Koch 2017; Lorenz & Voss 2013). Dies wird als „Verletzlichkeitsparadoxon“ be-
zeichnet (Bundesministerium des Innern - BMI 2009). Zum dritten wird deutlich, wie 
schnell die Bevölkerung bei einem Ausfall alltäglicher Versorgungsleistungen auf staatli-
che Hilfe angewiesen ist.  
Neben den in den Medien präsenten Sicherheitskräften waren und sind bei der Bewälti-
gung derartiger Lagen stets auch Mitarbeitende der öffentlichen Verwaltung im Hinter-
grund tätig, um die Tätigkeiten der operativen Kräfte zu koordinieren (Plattner 2017). 
Diese Mitarbeitenden der öffentlichen Verwaltung sind Gegenstand der vorliegenden Ar-
beit. 
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Der These von Fachexperten und politisch Verantwortlichen folgend, dass der Ausfall Kri-
tischer Infrastrukturen1 keine Frage des ob, sondern vielmehr des wann sei (vgl. Geier 
2019; De Maizière in: Krauter 2017; Unger 2019), richtet diese Arbeit den Blick auf die 
Bewältigung eines potenziellen Ausfalls oder einer potenziellen Beeinträchtigung Kriti-
scher Infrastrukturen. In der Bewältigung der resultierenden Schadenslage stellt sich die 
Funktionsfähigkeit des Sektors Staat und Verwaltung als Knotenpunkt für die Aufrechter-
haltung der Inneren Sicherheit und der Souveränität des Staates dar (vgl. 1.1). Die vorlie-
gende Arbeit geht der Frage nach, inwiefern die öffentliche Verwaltung als wesentlicher 
Bestandteil des Sektors Staat und Verwaltung selbst vorbereitet ist, ihre Funktionsfähig-
keit bei einem Ausfall von Versorgungsleistungen aufrechtzuerhalten. 
Im Folgenden wird die Notwendigkeit einer funktionsfähigen öffentlichen Verwaltung 
dargestellt (1.1). Darauf aufbauend wird die Fragestellung der Arbeit eingegrenzt (1.2) 
und entwickelt (1.3). Weiterhin werden ausgehend von den Rahmenbedingungen (1.4-
1.6) die erwarteten Erkenntnisse ausgeführt (1.7). 
 Staat und Verwaltung als Kritische Infrastruktur 
Die für die Gesellschaft notwendigen Infrastrukturen werden als Kritische Infrastruktu-
ren bezeichnet. Sie werden in neun Sektoren eingeteilt, von denen ein Sektor den Bereich 
Staat und Verwaltung darstellt (Bundesamt für Bevölkerungsschutz und Katastrophen-
hilfe - BBK 2015a). Zwischen den Sektoren bestehen Abhängigkeiten, sodass sie nicht al-
leinstehend, sondern stets im Verbund zu denken sind: Eine Ursache bewirkt einen Pri-
märausfall, der durch Kaskaden- oder Dominoeffekte dazu führt, dass weitere Kritische 
Infrastrukturen ausfallen. Die Funktionsfähigkeit des Sektors Staat und Verwaltung ist so-
mit von der Funktionsfähigkeit anderer Sektoren abhängig. Die Gefährdungen für die Kri-
tischen Infrastrukturen werden in die drei Bereiche Naturereignisse, technisches/ 
menschliches Versagen und Terrorismus/ Kriminalität/ Krieg eingeteilt (BMI 2009, S. 7). 
Die Abhängigkeiten zwischen den verschiedenen Sektoren Kritischen Infrastrukturen 
und die Einwirkung der festgestellten Ursachen stellt die Abbildung 1-1 schematisch dar: 
                                                        
 
1 Def.: „Kritische Infrastrukturen sind Organisationen und Einrichtungen mit wichtiger Bedeutung für das 
staatliche Gemeinwesen, bei deren Ausfall oder Beeinträchtigung nachhaltig wirkende Versorgungseng-
pässe, erhebliche Störungen der öffentlichen Sicherheit oder andere dramatische Folgen eintreten würden.“ 
(BMI 2009, S. 3) 
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Abbildung 1-1 Abhängigkeiten und Gefährdungen  
(BMI 2011, S. 10, bearbeitet: eingefärbt, Gefährdungskategorien hinzugefügt) 
Die Notwendigkeit einer schnellen Wiederaufnahme der Versorgung nach einem Ausfall, 
aber auch die Hilfsmaßnahmen für die Bevölkerung ergeben sich aus dem zu erwartenden 
hohen Schadensausmaß. Die KomRe AG (www.komre.de) entwarf ein Berechnungspro-
gramm, mit dem es auf wissenschaftlichen Grundlagen möglich ist, für einen flächende-
ckenden Stromausfall das zu erwartende Schadensausmaß zu berechnen. Das erwartete 
Schadensausmaß für einen flächendeckenden Stromausfall wird in der Abbildung 1-2 für 
Stuttgart als Stadt mit der höchsten Bevölkerungsdichte und in Abbildung 1-3 für den 
Landkreis Schwäbisch Hall mit der geringsten Bevölkerungsdichte im Untersuchungs-
raum (vgl. 3.2) dargestellt: 
  
Abbildung 1-2 Schadensausmaß Stromausfall Stadt Stuttgart 
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Abbildung 1-3 Schadensausmaß Stromausfall Landkreis Schwäbisch Hall  
(KomRe AG, www.komre.de, 8.02.2019) 
Abbildung 1-2 und Abbildung 1-3 zeigen, dass bei einem Stromausfall bereits nach vier 
Tagen voraussichtlich tausende Tote und mehrere Millionen bis zu mehreren Milliarden 
Euro Schaden in jedem Kreis zu erwarten sind. Es sind daher Maßnahmen gefragt, die 
dieses potenzielle Schadensausmaß senken oder zur Verminderung der Eintrittswahr-
scheinlichkeit beitragen. Stellen, an denen das Schadensausmaß und die Eintrittswahr-
scheinlichkeit maßgeblich zu beeinflussen sind, sind in der öffentlichen Verwaltung zu 
finden: 
Die Klassifizierung als Kritische Infrastruktur drückt bereits aus, dass die Funktionsfähig-
keit des Sektors für sich allein betrachtet notwendig für die Gesellschaft ist: Neben alltäg-
lichen bürgernahen Abläufen wie der Ausstellung von Personalausweisen oder Reisepäs-
sen sind insbesondere die bürgerfernen Abläufe wie die Überwachung hygienischer Stan-
dards oder andere Aufgaben im Sicherheitsbereich existenziell für unsere Gesellschafts-
form (vgl. Sachs 2014).  
Darüber hinaus nimmt der Sektor Staat und Verwaltung bei einem Ausfall anderer Kriti-
scher Infrastrukturen eine Schlüsselfunktion für die Bewältigung der Schadenslage ein: 
Die Sicherheit der Bürger*innen ist als staatliche Kernaufgabe definiert, wie sich etwa an 
der Verankerung der Behörden und Organisationen mit Sicherheitsaufgaben (BOS) im 
Staatsapparat erkennen lässt (vgl. 2.1). Wichtiger Inhalt dieser Kernaufgabe für die staat-
lichen Einrichtungen und insbesondere für die öffentliche Verwaltung ist die Koordina-
tion der operativen Hilfsmaßnahmen (Schenker-Wicki 2014). Des Weiteren ist die Auf-
rechterhaltung der Inneren Sicherheit darin begründet (Nolte 2017). Die Wahrnehmung 
der ersten zwei Aufgaben ist notwendige, aber nicht hinreichende Bedingung für die 
Wahrnehmung der dritten Aufgabe des Staats bei einer Versorgungsbeeinträchtigung: 
Das Vertrauen der Bevölkerung in einen funktionierenden Staatsapparat ist aufrechtzu-
erhalten. Für diese Aufgabe spielt die Kommunikation eine wichtige Rolle und wird ge-
rade durch die immer schnellere Informationsweitergabe als Herausforderung angese-
hen (Kim, Miller & Chon 2016). Als letztes Aufgabengebiet des Staates wird die Beseiti-
gung der Ursache des Ausfalls oder der Beeinträchtigung Kritischer Infrastrukturen be-
trachtet. Die Wahrnehmung dieser vier Aufgaben stellt die Handlungsfähigkeit des 
Landkreis Schwäbisch Hall 
  1 EINLEITUNG  
  5 
Staates nach innen sicher. Die Handlungsfähigkeit begründet letztlich die Legitimation 
und Nachhaltigkeit des politischen Systems (Organisation for Economic Co-operation and 
Development - OECD 2013). 
 
Abbildung 1-4 Säulen der Handlungsfähigkeit des Staates  
(eigene Darstellung) 
Die öffentliche Verwaltung auf Kommunal- und Kreisebene stellt im Staatsapparat den 
Übergang zwischen politisch verantwortlichen Volksvertretern und den operativen (Ein-
satz-)Kräften dar. Somit ist ihre Funktionsfähigkeit für die Bewältigung einer Schadens-
lage erforderlich. Ihre Kritikalität2 wird daher als hoch eingestuft. 
Darüber hinaus ist die Fragestellung in globalen Zusammenhängen zu betrachten: 
Deutschland ist Mitglied in der Europäischen Union (EU), der Nordatlantischen Vertrags-
organisation (NATO) und den Vereinten Nationen (UN). Zudem unterhält es zahlreiche bi-
laterale Beziehungen zu anderen Staaten. Gegenüber seinen Vertragspartnern hat 
Deutschland sich verpflichtet, die Funktionsfähigkeit des Staates sicherzustellen (vgl. Eu-
ropean Commission 2006; United Nations Office for Disaster Risk Reduction - UNISDR 
2015). Diese Verpflichtungen sind auch bei den Vorbereitungen für einen Ausfall oder 
eine Beeinträchtigung Kritischer Infrastrukturen miteinzubeziehen. International wer-
den durch die Aufrechterhaltung der Funktionsfähigkeit die staatliche Souveränität und 
territoriale Integrität Deutschlands geschützt. 
Zusammenfassend stellt der Sektor Staat und Verwaltung für sich genommen, insbeson-
dere aber in der Bewältigung eines Versorgungsausfalls eine Kritische Infrastruktur dar, 
die zu schützen ist. Als wichtiger Bestandteil der Funktionsfähigkeit des Sektors ist die 
öffentliche Verwaltung zu betrachten. 
                                                        
 
2 Def.: „Kritikalität [ist ein] relatives Maß für die Bedeutsamkeit einer Infrastruktur in Bezug auf die Konse-
quenzen, die eine Störung oder ein Funktionsausfall für die Versorgungssicherheit der Gesellschaft mit 
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 Inhaltliche Eingrenzung 
Im Rahmen der vorliegenden Arbeit wird untersucht, inwiefern die befragten Einrichtun-
gen der öffentlichen Verwaltung auf einen Ausfall oder eine Beeinträchtigung anderer Kri-
tischer Infrastrukturen vorbereitet sind. Inhaltlich wird die Versorgung des benötigten 
Personals fokussiert, das als Kernfaktor für die Bewältigung der aufkommenden Aufga-
ben und somit für die Aufrechterhaltung der Funktionsfähigkeit der Einrichtung ange-
nommen wird (Fekete 2012). Die Versorgung des Personals zu gewährleisten wird als 
grundlegende Fähigkeit für die Aufrechterhaltung der Funktion der öffentlichen Verwal-
tung betrachtet.  
Für die Funktionsfähigkeit einer Einrichtung der öffentlichen Verwaltung werden im Rah-
men der vorliegenden Arbeit fünf Faktoren identifiziert, die in Abbildung 1-5 grafisch dar-
gestellt sind (eine andere, technisch-orientierte Faktorbestimmung entwickelt z.B. Fekete 
(2011)):  
 
Abbildung 1-5 Faktoren der Funktionsfähigkeit in der öffentlichen Verwaltung  
(eigene Darstellung) 
1. Innere Infrastruktur: Für die Funktionsfähigkeit der Einrichtungen werden intern 
zahlreiche strukturelle Güter benötigt. (Beispiele: Gebäude, Fahrzeuge, Einrich-
tung, Intranet, …) 
2. Personal: Intern sind Abläufe zu bewältigen, für die personelle Ressourcen benö-
tigt werden. Für die Funktionsfähigkeit sind daher Mitarbeitende, Führungskräfte 
und politisch verantwortliche Entscheidungsträger erforderlich. (Beispiele: 
Grundpersonal, Fachpersonal, Wissensträger, …) 
3. Äußere (versorgende) Infrastruktur: Die innere Infrastruktur, das Personal, aber 












(1) Infrastruktur, (2) Personal
Untersuchungs-
gegenstand 
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abhängig. Die Funktionsfähigkeit der Einrichtung ist somit von äußeren Versor-
gungsleistungen abhängig. (Beispiele: acht Sektoren der Kritischen Infrastruktu-
ren neben dem Sektor Staat und Verwaltung) 
4. Andere Einrichtungen des Sektors Staat und Verwaltung: Durch den Aufbau des 
Staatsapparats bedingen sich die Einrichtungen des Sektors Staat und Verwaltung 
gegenseitig. Durch Aufgabenverteilungen, Durchsetzung der Rechtsakte und vie-
lem mehr ist eine einzelne staatliche Einrichtung nicht funktionsfähig und benötigt 
daher die anderen, um arbeitsfähig zu sein. (Beispiele: über- und nachgeordnete 
Verwaltungseinrichtungen, Regierungen, Parlamente, Notfall- und Rettungswe-
sen, …) 
5. Bevölkerung: Die Bürger*innen stellen die Grundlage jeglichen staatlichen Han-
delns dar. Sie bilden den gesellschaftlichen Rahmen und legitimieren die Existenz 
des Staates sowie dessen Souveränität. 
Die vorliegende Arbeit legt den Ausfall der äußeren (versorgenden) Infrastruktur (Punkt 
3 der Aufzählung) zugrunde und bezieht die im Regelfall darüber bezogenen Ressourcen 
auf das Personal (Punkt 2). Sie untersucht, inwiefern Vorbereitungen der Einrichtungen 
bestehen, um die Funktionsfähigkeit ohne die äußere (versorgende) Infrastruktur auf-
rechtzuerhalten. Dies wird rein auf die Versorgung des Personals bezogen. Andere Fakto-
ren, die ebenso von der äußeren Versorgung abhängen, werden in der Untersuchung nicht 
betrachtet. 
Es wird somit ausschließlich die interne Versorgung der Mitarbeitenden betrachtet, also 
wie das Personal nach dem Eintreffen an der Arbeitsstelle mit den lebensnotwendigsten 
Gütern versorgt wird. Die dortige Arbeitsfähigkeit der Mitarbeitenden wird nicht berück-
sichtigt. Auch weitere Aspekte wie beispielsweise die Versorgung der Angehörigen der 
Mitarbeitenden werden in dieser Arbeit nicht betrachtet, wenngleich deren gesicherte 
Versorgung als ausschlaggebend für einen Dienstantritt der Mitarbeitenden gilt (z.B. For-
schungsgegenstand in Bundesministerium für Bildung und Forschung - BMBF 2016). Der 
Fokus wird damit auf den Bereich des Erhalts der Funktionsfähigkeit gelegt und dieser 
Bereich weiter auf die Personalversorgung eingeschränkt.  
 Fragestellung 
Aufgrund der festgestellten Kritikalität wird im Rahmen dieser Arbeit untersucht, inwie-
fern die öffentliche Verwaltung in der Lage ist, ihre Funktionsfähigkeit bei einem Ausfall 
oder einer Beeinträchtigung von Versorgungsleistungen aufrechtzuerhalten. 
Es wird die folgende Hauptfragestellung bearbeitet: 
Sind Landkreise, kreisfreie Städte und Kommunen in der Lage, bei einem 
Ausfall oder einer Beeinträchtigung Kritischer Infrastrukturen ihr  
Personal zu versorgen und somit ihre Funktion aufrechtzuerhalten? 
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Um dies weiter zu spezifizieren und quantitativ sowie qualitativ einzuordnen, werden die 
folgenden untergeordneten Fragestellungen entwickelt: 
1) Sind Kernprozesse inklusive des dafür benötigten Personals identifiziert, die auf-
rechtzuerhalten sind? 
2) Werden dabei die folgenden Kategorien berücksichtigt? 
a. Trinkwasser 
b. Nahrungsmittel 
c. Heizmöglichkeiten für die Räumlichkeiten 
d. Beleuchtungsmöglichkeiten für die Räumlichkeiten 
e. Ruhe- und Schlafmöglichkeiten 
f. Sanitäranlagen 
g. Bargeld 
3) In welcher Qualität wird die Funktionsfähigkeit aufrechterhalten? 
4) Wie lange wird die Funktionsfähigkeit aufrechterhalten? 
5) Auf welcher Grundlage basieren die Planungen? 
6) Ist der vorhandene Vorbereitungsgrad aus Sicht der Befragten ausreichend? 
 Zeitliche Einordnung 
In den vier Phasen des Risiko-3 und Krisenmanagements4 (vgl. Abbildung 1-6) ist der For-
schungsgegenstand der Arbeit in die Phase der Bewältigung einzuordnen (vgl. BBK 
2015b): Das Ereignis, also die Versorgungsmangellage, ist eingetreten und es wird unter-
sucht, inwiefern die Einrichtungen in der Lage sind, ihre Funktionsfähigkeit aufrechtzu-
erhalten. Die Phase der Bewältigung weiter einschränkend wird in dieser Arbeit die Ver-
sorgung der Mitarbeitenden fokussiert, sodass Aspekte wie die Alarmierung derselben 
oder die Kommunikation mit externen Akteuren von der Betrachtung ausgeschlossen 
werden. Durch den fließenden Übergang der Phasen ineinander ist es möglich, dass der 
Untersuchungsgegenstand auch in der Phase des Wiederaufbaus relevant ist, wenn in die-
ser die Versorgung nicht auf dem Niveau erfolgt, auf dem sie vor Eintritt des Ereignisses 
war.  
                                                        
 
3 Def.: „Kontinuierlich ablaufendes, systematisches Verfahren zum zielgerichteten Umgang mit →Risiken, 
das die Analyse und Bewertung von Risiken sowie die Planung und Umsetzung der Maßnahmen insbeson-
dere zur Risikovermeidung/-minimierung und -akzeptanz beinhaltet“ (BBK 2018, S. 46) 
4 Def.: „Alle Maßnahmen zur Vorbereitung auf Erkennung und Bewältigung, Vermeidung weiterer Eskala-
tion sowie Nachbereitung von Krisen.“ (BBK 2018, S. 33) 
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Abbildung 1-6 Kreislauf des Risiko- und Krisenmanagements 
(S. 14) 
Der Prozess der Erhebung des Vorbereitungsstandes und die Entstehung dieser Bachelo-
rarbeit sind in der Abbildung 1-6 in die Phasen der Prävention und Vorbereitung einzu-
ordnen: Wenngleich derzeit keine Mangellage vorliegt, werden die Risiken5, aber auch die 
Vorbereitungen um diesen zu begegnen, in den untersuchten Einrichtungen laufend iden-
tifiziert, analysiert, bewertet sowie behandelt und die Notfallplanungen daraufhin ange-
passt. 
 Zielgruppe 
Der Sektor Staat und Verwaltung wird in die Bereiche Parlamente, Regierungen und Ver-
waltungen, Justizeinrichtungen und Notfall- sowie Rettungswesen einschließlich des Ka-
tastrophenschutzes unterteilt (BBK & BSI o. J.b). In der vorliegenden Arbeit wird die öf-
fentliche Verwaltung untersucht, die hier auf den Bereich der Kommunen (Städte und Ge-
meinden) und Kreise (Landkreise und kreisfreie Städte) begrenzt wird (vgl. 3.1). 
                                                        
 
5 Def.: “The combination of the probability of an event and its negative consequences.” (UNISDR 2009, S. 25) 
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Während ersteren die alltägliche Gefahrenabwehr obliegt, werden zweitere in Bezug auf 
Katastrophen6 zur zuständigen Einrichtung (vgl. 2.1). 
Die Zielgruppe dieser Arbeit sind Anwendende aus der Praxis. Beispielsweise sind dies 
politisch Verantwortliche (Bürgermeister*innen, Landräte*innen, u.a.), Führungskräfte 
(Referatsleiter*innen, Abteilungsleiter*innen, Amtsleiter*innen, Sachgebietsleiter*innen, 
u.a.) und Mitarbeitende (Referent*innen, Sachbearbeiter*innen, u.a.). Durch die Fokussie-
rung auf die Zielgruppe, der die vorliegende Arbeit auch zugänglich gemacht wird, wird 
auf Fachvokabular weitestgehend verzichtet. Dies erzielt eine hohe Lesbarkeit und setzt 
wenig spezifisches Fachwissen von den Lesenden voraus. Aus wissenschaftlicher Per-
spektive stellt die vorliegende Arbeit eine empirische Grundlagenerhebung dar: Wenn-
gleich sich zahlreiche wissenschaftliche Literatur mit dem „Blick von oben“, also der Bun-
des- und höchsten Landesebene beschäftigt, ist zum „Blick von unten“, also aus der Per-
spektive der Kommunen und Landkreise, die mit der praktischen Umsetzung betraut sind, 
nur vergleichsweise wenig publiziert (vgl. 2). Wie die Konzepte, Vorlagen und Musterbei-
spiele, die auf Bundes- oder Landesebene erarbeitet wurden und werden, praktisch um-
gesetzt sind, lässt sich aus den Ergebnissen dieser Arbeit ableiten (vgl. 5).  
Die Begriffe „Kommunen“ sowie „Städte und Gemeinden“ werden in der Arbeit synonym 
verwendet. Das gleiche gilt für „Kreise“ sowie „Landkreise und kreisfreie Städte“. 
 Rahmen 
Die Arbeit beruht auf der Erhebung des Vorbereitungsgrads der Kreis- und Kommunal-
ebene im Regierungsbezirk Stuttgart (vgl. 3). Darin werden Mitarbeitende von Kommu-
nen und Kreisen zu ihren Planungen, Vorräten, Rahmenverträgen und allgemeinen The-
men befragt, um ein möglichst umfassendes Bild des Vorbereitungsgrads der öffentlichen 
Verwaltung zu erfassen. Die Umfrageergebnisse werden ausgewertet und diskutiert, um 
Erkenntnisse zum Vorbereitungsstand der unteren Verwaltungsebene zu gewinnen. 
Die Onlinebefragung wird im Zeitraum vom 12. Dezember 2018 bis 28. Februar 2019 
durchgeführt. Die vorliegende Arbeit wird gemäß den Vorgaben im Zeitraum von neun 
Wochen vom 28. Januar bis zum 1. April 2019 angefertigt (FH Köln 2014). Die Untersu-
chung wird nicht auf der Grundlage einer spezifischen Ursache oder eines bestimmten 
Szenarios durchgeführt, sondern erhebt den generellen Vorbereitungsgrad der 
                                                        
 
6 Def.: „Ein Geschehen, bei dem Leben oder Gesundheit einer Vielzahl von Menschen oder die natürlichen 
Lebensgrundlagen oder bedeutende Sachwerte in so ungewöhnlichem Ausmaß gefährdet oder geschädigt 
werden, dass die Gefahr nur abgewehrt oder die Störung nur unterbunden und beseitigt werden kann, wenn 
die im Katastrophenschutz mitwirkenden Behörden, Organisationen und Einrichtungen unter einheitlicher 
Führung und Leitung durch die Katastrophenschutzbehörde zur Gefahrenabwehr tätig werden.“ (BBK 
2018, S. 29) 
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öffentlichen Verwaltung hinsichtlich einer Versorgungsmangellage. Sie untersucht damit 
einen Teilbereich der in der Untersuchungsgruppe vorhandenen Resilienz7.  
Die Motivation zur Erstellung dieser Arbeit beruht auf dem intrinsischen Interesse an der 
Fragestellung, das durch den fachlichen, interkommunalen Austausch im Rahmen des 
Praxissemesters entstand. Zugleich besteht die extrinsische Motivation, den Befragten 
neue Aspekte ihrer Vorbereitungen und die Notwendigkeit einer angemessenen Bearbei-
tung der Thematik aufzuzeigen. 
 Erwartete Erkenntnisse 
In vorherigen Gesprächen mit Vertretern der Kommunal- und Kreisebene konnte der Vor-
bereitungsgrad in Bezug auf den Ausfall Kritischer Infrastrukturen bereits vereinzelt und 
oberflächlich erfasst werden (vgl. Plischek u.a. 2018): Es zeigt sich, dass die Kommunen 
und Kreise teilweise Planungen für derartige Ereignisse erarbeitet haben oder im Prozess 
der Planungen sind. Im Fokus steht dabei allerdings die Versorgung der Behörden und 
Organisationen mit Sicherheitsaufgaben sowie der Bevölkerung. Eine Aufrechterhaltung 
der eigenen Funktionsfähigkeit als öffentliche Verwaltung wird von den Verantwortli-
chen kaum in den Blick genommen. Zudem sind die Maßnahmen mit benachbarten oder 
übergeordneten Verwaltungseinheiten selten koordiniert oder abgestimmt.  
Im Rahmen der vorliegenden Arbeit wird erwartet, dass diese Erkenntnisse skalierbar 
sind und auf den gesamten Untersuchungsbereich zutreffen. Bezogen auf die formulierten 
Fragestellungen wird daher erwartet, dass die öffentliche Verwaltung nur vereinzelt in 
der Lage ist, die eigene Funktion im Falle einer Versorgungsmangellage aufrechtzuerhal-
ten. Kernprozesse dafür sind nicht definiert und es ist kein Personalansatz für eine Auf-
rechterhaltung ermittelt. Bestenfalls sind die Einrichtungen in der Lage, ihre Versorgung 
über wenige Stunden mit den üblichen Vorräten (z.B. Getränkelager der Kantine, Snack-
automaten) aufrechtzuerhalten. Eine weitere Versorgung ist weder bevorratet noch kon-
zeptionell geplant. Das Bewusstsein für die eigene Vulnerabilität8 ist nicht vorhanden, so-
dass auch kein Dialog mit anderen Einrichtungen der öffentlichen Verwaltung stattfindet. 
Durch das mangelnde Bewusstsein wird diese Planungslücke nicht als solche wahrge-
nommen.  
  
                                                        
 
7 Def.: “The ability of a system, community or society exposed to hazards to resist, absorb, accommodate, 
adapt to, transform and recover from the effects of a hazard in a timely and efficient manner, including 
through the preservation and restoration of its essential basic structures and functions through risk man-
agement.” (United Nations General Assembly 2016, S. 22) 
8 Def.: „The characteristics and circumstances of a community, system or asset that make it susceptible to 
the damaging effects of a hazard.“ (UNISDR 2009, S. 30) 
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2 Stand der Wissenschaft und Praxis 
Der föderale Aufbau der Bundesrepublik Deutschland führt dazu, dass abhängig von der 
Ursache oder dem Ausmaß eines Ausfalls oder einer Beeinträchtigung Kritischer Infra-
strukturen verschiedene Verwaltungsebenen des Staats zuständig werden. Für die Erfas-
sung des derzeitigen Stands der Wissenschaft und Praxis ist daher zunächst eine Betrach-
tung des Zusammenspiels und der Zuständigkeiten der verschiedenen staatlichen Ak-
teure erforderlich (2.1). Für die am Schutz Kritischer Infrastrukturen beteiligten Stellen 
sind zahlreiche Publikationen veröffentlicht, die als Grundlage für die Arbeit dienen (2.2). 
Darauf aufbauend zeigen Forschungsprojekte und nationale wie internationale wissen-
schaftliche Literatur die Relevanz des Themas und derzeitige Schwerpunkte auf (2.3).  
 Staatliche Verantwortung 
Die öffentliche Daseinsvorsorge ergibt sich aus dem staatlichen Auftrag, die körperliche 
Unversehrtheit der Bürgerinnen und Bürger zu gewährleisten (Art. 1, Abs. 3 i. V. m. Art. 3, 
Abs. 2 Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland – GG). Grundsätzlich ist für das 
betrachtete Thema zwischen Zivilschutz9, Katastrophenschutz10 und alltäglicher Gefah-
renabwehr zu unterscheiden.  
2.1.1 Bundesebene 
Der Zivilschutz wird vom Bund verantwortet (Art. 73 GG) und setzt einen Spannungs- 
(Art. 80a, Abs. 1f. GG) oder Verteidigungsfall (Art. 115 GG) voraus. Im hier untersuchten 
Bereich des „Selbstschutzes11 der Behörden und Betriebe gegen die besonderen Gefahren, 
die im Verteidigungsfall drohen“ (§ 5, Abs. 1 Gesetz über den Zivilschutz und die Katastro-
phenhilfe des Bundes – ZSKG) wird die Verantwortung des Bundes an die Gemeinden mit 
Unterstützung der Landkreise delegiert (§ 5, Abs. 1, 3 ZSKG). Das Bundesamt für Bevölke-
rungsschutz und Katastrophenhilfe unterstützt die Gemeinden und Kreise mit der Ent-
wicklung von Ausbildungsinhalten für den Bereich des Selbstschutzes (§ 4, Abs. 1 ZSKG). 
Bereits 1989 definiert die Gesamtverteidigungsrichtlinie als Aufgaben der Kommunen im 
Bereich des Zivilschutzes: 
                                                        
 
9 Def.: „Zivilschutz ist die Aufgabe des Bundes, durch nichtmilitärische Maßnahmen die Bevölkerung, ihre 
Wohnungen und Arbeitsstätten, lebens- oder verteidigungswichtige zivile Dienststellen, Betriebe, Einrich-
tungen und Anlagen sowie das Kulturgut vor Kriegseinwirkungen zu schützen und deren Folgen zu beseiti-
gen oder zu mildern. Behördliche Maßnahmen ergänzen die Selbsthilfe der Bevölkerung. […]“ (BBK 2018, 
S. 59) 
10 Def.: „Der Katastrophenschutz (KatS) ist eine landesrechtliche Organisationsform der kommunalen und 
staatlichen Verwaltungen in den Ländern zur Gefahrenabwehr bei Katastrophen, bei der alle an der Gefah-
renabwehr beteiligten Behörden, Organisationen und Einrichtungen unter einheitlicher Führung durch die 
örtlich zuständige Katastrophenschutzbehörde zusammenarbeiten.“ (BBK 2018, S. 30) 
11 Def.: „Summe der individuellen Maßnahmen der Bevölkerung und/oder von Behörden/Betrieben zur 
Vermeidung, Vorsorge und Bewältigung von Ereignissen.“ (BBK 2018, S. 50) 
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Für Aufbau, Förderung und Leitung des Selbstschutzes sind die Gemeinden verant-
wortlich. Sie haben insbesondere die Zivilbevölkerung über den Selbstschutz zu unter-
richten, im Selbstschutz auszubilden und bei Selbstschutzmaßnahmen oder der Vorbe-
reitung solcher Maßnahmen zu beraten. […] Darüber hinaus sollen die Gemeinden Be-
ratungs- und Leitstellen einrichten, für die Selbstschutzberater zu bestellen und aus-
zubilden sind. (BMI 1989, S. 22) 
Konkrete, greifbare Schutzniveaudefinitionen, Vorgaben oder Empfehlungen für die Vor-
bereitung der öffentlichen Verwaltung auf einen Ausfall oder eine Beeinträchtigung an-
derer Kritischer Infrastrukturen bezogen auf ihren eigenen Funktionserhalt sind jedoch 
nicht veröffentlicht (BBK & BSI o. J.c). 
2.1.2 Landesebene 
Außerhalb des Zivilschutzes obliegen alle Aufgaben des Katastrophenschutzes und der 
alltäglichen Gefahrenabwehr den Ländern (Art. 30 GG). Die nachfolgende Betrachtung er-
folgt bezogen auf das Untersuchungsgebiet dieser Arbeit für das Bundesland Baden-Würt-
temberg. Die gesetzlichen Regelungen in anderen Bundesländern fallen in Details anders 
aus, der Grundaufbau ist stets entsprechend. Da die Wahrnehmung der Aufgaben des 
Funktionserhalts der öffentlichen Verwaltung rechtlich nicht anders geregelt ist, tragen 
nach dem Subsidiaritätsprinzip die Gemeinden die Zuständigkeit für die Vorbereitungen 
auf einen Ausfall oder eine Beeinträchtigung Kritischer Infrastrukturen (Art. 71 Verfas-
sung des Landes Baden-Württemberg – LV). Die verfassungsmäßige Ordnung im Falle ei-
nes Ausfalls Kritischer Infrastrukturen aufrechtzuerhalten ist Aufgabe der Polizei (§ 1 Po-
lizeigesetz Baden-Württemberg – PolG). Die Zuständigkeiten liegen abhängig vom Aus-
maß der Beeinträchtigung bei Orts-, Kreis- oder Landespolizeibehörden (§§ 61f. PolG). 
Bezogen auf eine potenzielle Schadenslage, die durch einen Ausfall oder eine Beeinträch-
tigung Kritischer Infrastrukturen eintritt, trägt die betroffene Gemeinde die Verantwor-
tung für deren Bewältigung (§§ 1f. Feuerwehrgesetz Baden-Württemberg – FwG; §§ 1, 61 
PolG). Mit der Feststellung des Katastrophenfalls geht die Zuständigkeit für die Bewälti-
gung auf die Katastrophenschutzbehörde12 über (§ 3 Landeskatastrophenschutzgesetz 
Baden-Württemberg – LKatSG). Die Katastrophenschutzbehörde trägt zudem die Aufsicht 
über die im Katastrophenschutz mitwirkenden Einheiten und ist verantwortlich für die 
Katastrophen-, Alarm- und Einsatzplanung (§ 2 LKatSG).  
Über die allgemeinen Zuständigkeiten hinaus sind auch auf Landesebene keine konkreten 
Planungsgrundlagen für die Vorbereitungen der öffentlichen Verwaltung hinsichtlich des 
Erhalts der eigenen Funktionsfähigkeit bei einem Ausfalls oder einer Beeinträchtigung 
                                                        
 
12 „(1) Untere Katastrophenschutzbehörden sind die Landratsämter und die Bürgermeisterämter der Stadt-
kreise als untere Verwaltungsbehörden. (2) Höhere Katastrophenschutzbehörden sind die Regierungsprä-
sidien. (3) Oberste Katastrophenschutzbehörde ist das Innenministerium.“ (§ 4 LKatSG) Aufgaben der Ka-
tastrophenschutzbehörden vgl. §§ 2f. LKatSG. 
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Kritischer Infrastrukturen vorhanden (Ministerium für Inneres, Digitalisierung und Mig-
ration - IM BW o. J.; Landesfeuerwehrschule Baden-Württemberg - LFS BW o. J.). Vor der 
Öffentlichkeit verschlossene Regelwerke, die verpflichtend anzulegende Planungsgrund-
lagen für einen Ausfall oder eine Beeinträchtigung Kritischer Infrastrukturen beinhalten, 
sind im Bereich der Höheren und Unteren Katastrophenschutzbehörden ebenfalls nicht 
vorhanden (Henzler 2018; Plischek 2018). 
Zusammenfassend stellen sich die Vorbereitungen der öffentlichen Verwaltung auf Kreis- 
und Kommunalebene hinsichtlich eines Ausfalls oder einer Beeinträchtigung Kritischer 
Infrastrukturen als Querschnittsaufgabe aller beteiligten Akteure dar: Während der Bund 
Ausbildungsinhalte für den Selbstschutz der öffentlichen Verwaltung auf den unteren 
Ebenen erstellt, obliegt dem Land die Koordinationsaufgabe für einen einheitlichen und 
abgestimmten Vorbereitungsgrad. Die staatliche Kernaufgabe der Daseinsvorsorge ist 
Aufgabe der kommunalen Selbstverwaltung. „Die Kommunen haben bei den institutionel-
len und organisatorischen Strukturen Gestaltungsfreiraum.“ (Petermann u.a. 2011, S. 60) 
 Stand der Praxis 
Über die in Gesetzen verankerten Zuständigkeiten hinaus ist ein breiter Kanon verschie-
dener Veröffentlichungen zum Thema Kritische Infrastrukturen auf Bundes- und Landes-
ebene verfügbar. Neben dem grundsätzlichen Rahmen, in dem sich diese Arbeit bewegt, 
wird gezielt nach definierten Schutzniveaus gesucht, die für die Planung anzulegen und 
mit denen die Erhebungsdaten aus der Umfrage zu vergleichen sind.  
2.2.1 Allgemeines 
Aufgrund der veränderten militärischen Rahmenbedingungen unserer Zeit werden im 
WEISSBUCH 2016 zur Sicherheitspolitik und der Zukunft der Bundeswehr (Bundesministe-
rium der Verteidigung - BMVg 2016) neue Aufgaben, Handlungsfelder und Ziele der Bun-
deswehr beschrieben. In dieser vorwiegend aus militärischer Perspektive entstandenen 
Veröffentlichung findet bereits Anklang, dass auch die zivile Seite anzupassen und neu zu 
beschreiben ist. Dies erfolgt in der Konzeption Zivile Verteidigung (BMI 2016), in der zum 
einen die Notwendigkeit zur Auseinandersetzung mit dem Themengebiet Kritische Infra-
strukturen bestimmt wird. Zum anderen wird betont, dass „die Aufrechterhaltung der öf-
fentlichen Sicherheit und Ordnung […] im Spannungs- und Verteidigungsfall weiterhin 
[13] vorrangig von den im Frieden zuständigen Behörden der Länder und des Bundes zu 
gewährleisten [ist]“ (S. 17). Die Sicherstellung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung 
bedingt demnach die Funktionsfähigkeit der öffentlichen Verwaltung, deren 
                                                        
 
13 „Weiterhin“ drückt hier die Fortgeltung der bereits 1989 fast wortgleich lautenden Gesamtverteidigungs-
richtlinie aus (vgl. BMI 1989, S. 19). 
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Aufrechterhaltung hier also indirekt als Auftrag im Zivilschutz an alle derartigen Einrich-
tungen definiert wird. 
Die Veröffentlichungen der zivilen Seite lassen sich in zwei Bereiche aufteilen: Zum einen 
werden auf Grundlage der Nationale[n] Strategie zum Schutz Kritischer Infrastrukturen 
(KRITIS-Strategie) (BMI 2009) sektorübergreifende Themen wie beispielsweise grundle-
gende Konzepte, die Identifizierung von Kritischen Infrastrukturen oder die Risikoana-
lyse derselben behandelt (vgl. z.B. BBK 2015b, BBK 2017b; BMI 2005, BMI 2011; Bundes-
amt für Sicherheit in der Informationstechnik - BSI 2014). In diesem Bereich werden zu-
dem allgemeine Standards geschaffen und aktualisiert (vgl. z.B. Bundesamt für Sicherheit 
in der Informationstechnik - BSI o. J.; DIN EN ISO 22301). Zum anderen widmen sich die 
Veröffentlichungen anwender- bzw. sektorspezifisch den Kritischen Infrastrukturen. Hier 
sind derzeit acht der neun Sektoren Kritischer Infrastrukturen bearbeitet – lediglich der 
Sektor Staat und Verwaltung entbehrt sektorspezifischen Veröffentlichungen (vgl. BBK 
& BSI o. J.a).  
Im Rahmen einer Fachtagung äußerte sich der Präsident des Bundesamtes für Bevölke-
rungsschutz und Katastrophenhilfe, Christoph Unger, zu einem bestehenden und 2016 
neu überarbeiteten Konzept zur Aufrechterhaltung der Staats- und Regierungsfunktionen 
im Spannungs- und Verteidigungsfall (Unger 2019). Die Erstellung des Konzepts wird be-
reits in der Konzeption Zivile Verteidigung als Folgearbeit derselben angekündigt (BMI 
2016, S. 64). Es ist anzunehmen, dass in diesem Konzept weitere Vorgaben oder Arbeits-
aufträge definiert sind, die das Themengebiet dieser Arbeit betreffen. Allerdings ist das 
Konzept als Verschlusssache eingestuft und entzieht sich daher dem Zugriff des Autors. 
2.2.2 Stromversorgung 
Ein besonderer Schwerpunkt liegt auf der Kerninfrastruktur Energieversorgung (insbe-
sondere Elektrizität), von der alle anderen Infrastrukturen abhängig sind (BMI 2016). Ein 
Ausfall oder eine Beeinträchtigung der Energieversorgung hat daher gravierende Auswir-
kungen auf alle Bereiche des öffentlichen Lebens (Petermann u.a. 2011). Die Publikation 
Notstromversorgung in Unternehmen und Behörden (BBK 2015a) beschäftigt sich konkret 
mit den Herausforderungen für eine leistungsfähige Notstromversorgung. Diese und die 
Veröffentlichung Schutz Kritischer Infrastrukturen – Risiko- und Krisenmanagement: Leit-
faden für Unternehmen und Behörden (BMI 2011) stellen die einzigen Leitfäden des Bun-
desamtes für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe dar, die sich explizit bereits im 
Titel an Behörden richten (vgl. BBK & BSI o. J.c). In erstgenanntem wird die Empfehlung 
an Unternehmen und Behörden ausgesprochen, eine netzunabhängige Stromversorgung 
für die Dauer von 72 Stunden zu gewährleisten (BBK 2015a, S. 17). Diese Empfehlung 
wird ebenso auf Landesebene im Musternotfallplan Stromausfall (Regierungspräsidium 
Karlsruhe 2014) gegeben. Die technische Umsetzung einer Notstromversorgung findet Be-
rücksichtigung in verschiedenen technischen Normen (vgl. z.B. Arbeitskreis Maschinen- 
und Elektrotechnik staatlicher und kommunaler Verwaltungen - AMEV Ersatzstrom 
2006; DIN VDE 0100-710). Ebenso wird die technische Ausstattung von speziellen 
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Gebäuden innerhalb des Sektors Staat und Verwaltung thematisiert (vgl. z.B. für Feuer-
wehrhäuser: DIN 14092-1; für Kernkraftwerke: Kerntechnischer Ausschuss 2014). 
2.2.3 Problemstellung 
Neben der Identifizierung und den Grundlagen zum Umgang mit den identifizierten Kri-
tischen Infrastrukturen stellt das Formulieren von konkreten Vorgaben zu deren Schutz 
eine rechtliche Problemstellung dar (Herzog & Roth 2014). Die Betreiber Kritischer Inf-
rastrukturen sind größtenteils privatwirtschaftlich oder als öffentlich-private Partner-
schaften organisiert (BMI 2009). Die rechtliche Grundlage, diese zum Selbstschutz zu ver-
pflichten und verbindliche einheitliche Vorgaben zu implementieren, ist derzeit nicht vor-
handen, da keine abschließenden Schwellenwerte für deren Identifikation formuliert sind 
(Herzog & Roth 2014). Lediglich im Bereich der Informationstechnik wurden 2015 diese 
Grundlagen durch das Gesetz zur Erhöhung der Sicherheit informationstechnischer Systeme 
(IT-Sicherheitsgesetz) und die 2016 darauf aufbauende Verordnung zur Bestimmung Kriti-
scher Infrastrukturen nach dem BSI-Gesetz (BSI-Kritisverordnung – BSI-KritisV) geschaffen. 
Basierend auf den rechtlichen Bestimmungen zu den Sicherheitsanforderungen an die In-
formationstechnik der Betreiber Kritischer Infrastrukturen werden darin Kritische Infra-
strukturen definiert, für die diese Regelungen gelten. Die Sicherheit in der Informations-
technik stellt damit den einzigen Bereich dar, in dem verbindliche, rechtsgültige Vor-
schriften geschaffen sind, die bindende Vorgaben von Seiten des Staates an die Betreiber 
Kritischer Infrastrukturen ermöglichen.  
2.2.4 Internationaler Vergleich 
Deutschland hat sich in internationalen Vereinbarungen Zielen in diesem Kontext ver-
pflichtet. Beispielsweise wird im Sendai Framework for Disaster Risk Reduction (UNISDR 
2015) als zweite Priorität „Strengthening disaster risk governance to manage disaster 
risk“ (S. 17) festgehalten. Weiter wird ausgeführt: “Preparedness needs to be strength-
ened for more effective response and ensure capacities are in place for effective recovery” 
(S. 36). Da die Bewältigung einer Schadenslage in Deutschland eine staatliche Aufgabe 
darstellt, ist die staatliche Funktionsfähigkeit unabdingbar, um diesem Ziel gerecht zu 
werden. Die zielorientierte Vorbereitung und adäquate Vorsorge für den Schadensfall 
werden somit auch auf internationaler Ebene als übereinstimmendes Ziel der Staaten in 
den Vereinten Nationen (UN) definiert. 
Auch andere Länder zeigen einen ähnlichen Umgang wie Deutschland in Bezug auf den 
Selbstschutz der öffentlichen Verwaltung: Beispielsweise stellt Großbritannien auf 
Grundlage des Civil Contingencies Act 2004 fest, dass die öffentliche Verwaltung und deren 
Verantwortliche eine angemessene Vorbereitung sicherzustellen haben, die auch die Be-
triebskontinuität berücksichtigt (Ministry of Housing, Communities and Local Govern-
ment 2018). Für die Vereinigten Staaten von Amerika wird dasselbe im National Pre-
paredness Goal festgeschrieben (U.S. Departement of Homeland Security 2015). Konkrete 
staatliche Aussagen, welche qualitativen oder quantitativen Vorgaben von den 
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nachgeordneten Stellen für die Planungen zugrunde zu legen sind, finden sich jedoch auch 
in der untersuchten internationalen Literatur nicht. 
Die Untersuchung der Rechtsbefugnisse des Departement for Homeland Security und des 
Departement of Defense von Ladnier zeigt, dass die mit geteilten Zuständigkeiten einher-
gehenden Herausforderungen auch in den USA gegenwärtig sind (Ladnier 2017). Die Fra-
gestellung nach einheitlichen Vorgaben zu einem umfassenden Schutz Kritischer Infra-
strukturen ist somit nicht auf Deutschland zu begrenzen, sondern ist in unterschiedlichen 
Ausprägungen auch in anderen Ländern relevant. 
2.2.5 Zusammenfassung 
Öffentlich zugängliche Publikationen weisen zusammenfassend außer der generellen Zu-
ständigkeit und der Sicherheit in der Informationstechnik keine spezifischen gesetzlichen 
Verpflichtungen bezogen auf den Sektor Staat und Verwaltung aus. Empfehlungen, Mus-
tervorlagen, Leitfäden und andere Handreichungen, die auf Bundes- und Landesebene ein 
Schutzniveau empfehlen, begrenzen sich auf den Bereich der Notstromversorgung.  
Im Gegensatz dazu wird der Bevölkerung die Vorhaltung lebenswichtiger Vorräte emp-
fohlen. Diese Empfehlung schließt die im Rahmen dieser Arbeit untersuchten Themenge-
biete mit ein und setzt als Schutzniveau einen Notvorrat für 14 Tage an (BBK 2017a). 
 Stand der Wissenschaft 
Neben den juristischen Grundlagen und staatlichen Publikationen wird die Fragestellung 
auch in wissenschaftlicher Literatur und in aktuellen Forschungsprojekten aus verschie-
denen Perspektiven betrachtet. 
2.3.1 Staatliche Aufgaben 
Durch ein immer weniger ausgeprägtes Gefährdungsbewusstsein in der gesamten Bevöl-
kerung nimmt die Widerstandsfähigkeit der Bevölkerung hinsichtlich eines Ausfalls oder 
einer Beeinträchtigung der alltäglichen Versorgungsleistungen stetig ab (Lorenz & Voss 
2013; Paton & Johnston 2001). Daraus ergibt sich für den Staat die Herausforderung, für 
die gesamte Bevölkerung leistungsfähige Vorsorgekonzepte zu etablieren und stetig wei-
terzuentwickeln. Diese Herausforderung wird durch die voranschreitende „Pluralisie-
rung der Sicherheitsthemen“ weiter erschwert und „staatliche Akteure [werden ange-
sichts dieser Aufgabe] zunehmend als träge und überfordert wahrgenommen“ (Engert 
& Junk 2012, S. 668). An dieser Stelle setzten beispielsweise die Forschungsprojekte Ver-
besserte Krisenbewältigung im urbanen Raum durch situationsbezogene Helferkonzepte 
und Warnsysteme (ENSURE) oder Interkommunale Konzepte unter Einbeziehung der Be-
völkerung zur Stärkung der Resilienz von Ballungsgebieten (Interkom) an: In ihrem Rah-
men wird an Ansätzen geforscht, um das Potential der Bevölkerung viel weitreichender 
als bisher in die Gefahrenabwehr und den Katastrophenschutz einzubinden (Berliner 
Feuerwehr 2016; Koch & Schulz 2017). 
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Aber auch innerhalb staatlicher Einrichtungen führt das wenig ausgeprägte Gefährdungs-
bewusstsein zu einer steigenden Abhängigkeit von den Versorgungsleistungen durch Kri-
tische Infrastrukturen (Engert & Junk 2012). Ein leistungsfähiges Krisenmanagement in 
der öffentlichen Verwaltung ist daher notwendig und wird durch die verstärkte Einbezie-
hung der Thematik in die Aus- und Weiterbildung im öffentlichen Dienst erreicht (Urby 
& McEntire 2013).  
2.3.2 Private Akteure 
Die vorhandenen Verpflichtungen für Unternehmen beziehen sich zum einen auf Sicher-
stellung der Versorgungsleistungen, also die präventiven Maßnahmen (Ebeling 2017; En-
gels 2017). Zum anderen sind große Unternehmen verpflichtet, ein generelles Risiko- und 
Krisenmanagement vorzuhalten und dadurch die Reaktionsfähigkeit auf Schadensereig-
nisse sicherzustellen (vgl. z.B. § 317 Handelsgesetzbuch – HGB, §§ 91, 93 Aktiengesetz – 
AktG). Wenngleich diese Vorgaben auch die Sicherheit des Personals miteinschließen, 
sind darüber hinaus keine konkreten messbaren Vorgaben definiert, wie Vorbereitungen 
für einen Versorgungsausfall oder eine -beeinträchtigung auszuführen sind. 
Bei einer Vielzahl der Kritischen Infrastrukturen stellt sich die zunehmende Privatisie-
rung als Problem für die staatliche Einflussnahme dar (Auerswald u.a. 2005; Ebeling 
2017). Wenngleich die Privatisierung historisch wuchs, ist sie gerade heute angesichts 
wachsender Technisierung und zunehmender Vernetzung eine große Herausforderung 
für die Sicherheit und den Schutz der Einrichtungen (Boyle & Speed 2018). Ein Ansatz zur 
Erhöhung des Schutzniveaus ist daher neben der staatlichen Perspektive auch stets aus 
dem unternehmerischen Blickwinkel zu betrachten. Das gesellschaftliche Interesse an ei-
ner sicheren Versorgung ist zusammen mit den ökonomischen Interessen der Unterneh-
mensverantwortlichen zu denken und in den Anspruch zu überführen, beide Aspekte 
gleichermaßen zu berücksichtigen (Dânilâ 2011). Die Kommunikation zwischen gesell-
schaftlichen und unternehmerischen Verantwortlichen findet jedoch derzeit nur sehr be-
grenzt statt (Engert & Junk 2012). Erst die Verbindung beider Perspektiven bietet eine 
ausreichende Grundlage für partnerschaftliche Lösungen, ein gemeinsames Vokabular 
und die Bereitschaft zur Investition auf Seiten aller Beteiligten (Boyle & Speed 2018). 
Letztlich ist das wirtschaftliche Interesse der Gewinnmaximierung auch als ein staatliches 
zu betrachten, da darin die Wirtschaftskraft des Landes und somit der Wohlstand der Be-
völkerung und die staatliche Handlungsfähigkeit begründet ist (Dânilâ 2011). Dieser Dia-
log zwischen privaten und staatlichen Stellen ist die Grundlage für die Stärkung der Resi-
lienz, die im nationalen wie im europäischen Kontext als Leitbild dient (Bendiek 2016; 
Mayer & Lauwe 2018). 
2.3.3 Allgemeine Problemstellungen 
Neben den Zielkonflikten staatlicher und unternehmerischer Akteure wird eine weitere 
Schwierigkeit durch weitgehend fehlende Definitionen und Festlegungen in Bezug auf die 
Frage, welche Infrastrukturen als Kritische Infrastrukturen anzusehen seien, dargestellt. 
Vertreter der am Bevölkerungsschutz beteiligten Einrichtungen fordern seit Jahren 
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einheitliche und klare Definitionen, welche Infrastrukturen als Kritische Infrastrukturen 
anzusehen sind und welche Vorgaben diese zu ihrem Schutz zu erfüllen haben (Kleist 
2017; Schöttler 2000). Die zu erfüllenden Vorgaben werden dabei meist als „Schutzni-
veau“ bezeichnet (vgl. Fekete 2012). Insbesondere im Rahmen der Veröffentlichung der 
Konzeption Zivile Verteidigung (KZV) kam der Diskurs erneut auf (Kleist 2017). Diese bei-
den Fragestellungen nach Definition und anzulegendem Schutzniveau sind abschließend 
lediglich für den Bereich der Sicherheit in der Informationstechnik behandelt. 
Neben staatlichen Zuständigkeiten und Herausforderungen in der Kommunikation mit 
Unternehmen stellt sich als dritter Bereich die Kommunikation zur Bevölkerung als Auf-
gabenfeld der Forschung dar. Insbesondere in Gebieten, in denen eine hohe Gefährdung 
von Naturgefahren ausgeht, werden internationale Frühwarnsysteme entwickelt und 
evaluiert (vgl. Collins & Kapucu 2008). Aber auch in Deutschland wird mit dem Modularen 
Warnsystem (MoWaS) durch das Bundesamt für Bevölkerungsschutz und Katastrophen-
hilfe wieder ein flächendeckendes System zur Warnung der Bevölkerung bei Schadensfäl-
len etabliert (BBK o. J.a). Die Bevölkerung wird dabei vom Staat als reiner „Empfänger 
oder als Adressat“ staatlicher Kommunikation betrachtet (Lorenz & Voss 2013, S. 56). Ne-
ben dieser rein passiven Rolle der zu warnenden Bevölkerung nimmt sie aber auch eine 
aktive Rolle für die Bewältigung der Schadenslage ein: Klassische Führungskonzepte sto-
ßen bei großen Schadenslagen immer wieder an ihre Grenzen, sodass zu deren Bewälti-
gung die Mitarbeit von Bürgerinnen und Bürgern sowie der unmittelbar am Schadensort 
eingesetzten Helfenden und Führungskräften benötigt wird (Boin & McConnell 2007). Da-
raus folgt der Bedarf neuer strategischer Managementansätze, die sich flexibel den Gege-
benheiten anpassen sowie lokale Akteure unterstützen und entlasten (Choi 2008). Das 
Forschungsprojekt KatLeuchttürme setzt ähnlich an: Basierend auf dem Szenario eines 
langandauernden Stromausfalls wird die Bevölkerung mittels der KatLeuchttürme er-
tüchtigt, trotz eines Ausfalls der Kommunikationsmittel miteinander und mit dem Staat 
zu kommunizieren sowie sich gegenseitig Hilfe zu leisten und Hilfe zu empfangen (Berli-
ner Feuerwehr 2015). 
 Zwischenfazit 
Wenngleich der rechtliche Auftrag an die Länder, Kreise und Kommunen besteht, im Rah-
men der Daseinsvorsorge für die Absicherung der Versorgungsleistungen durch die Kri-
tischen Infrastrukturen zu sorgen, ist das anzulegende Schutzniveau weitestgehend nicht 
definiert. Die einzige Ausnahme stellt die verpflichtende Notstromversorgung für be-
stimmte Gebäudetypen dar, die für 72 Stunden auszuführen ist. Konkrete Anforderungen 
zu Vorsorgemaßnahmen für potenzielle Ausfälle sind darüber hinaus nicht bestimmt und 
werden somit in eigener Zuständigkeit festgelegt. Zudem sind Kriterien wie Unterneh-
mens- oder Versorgungsbereichsgrößen, die Infrastrukturanbieter zu solchen Kritischer 
Infrastrukturen machen, außerhalb der Informationstechnik nicht definiert. Die Frage, ob 
die Kriterien aus der BSI-Kritisverordnung auf andere Bereiche anwendbar sind, bleibt 
ungeklärt. (Vgl. 2.1) 
  2 STAND DER WISSENSCHAFT UND PRAXIS  
  20 
Zugleich fühlen sich die Verantwortlichen verschiedener Ebenen moralisch verpflichtet, 
für die Bevölkerung vorzusorgen, wie beispielsweise Frieder Kircher (Berliner Feuerwehr) 
betont: „Wir als Berliner Feuerwehr sind verantwortlich für die Sicherheit unserer Bür-
ger. Wir können nicht annehmen, dass die Bevölkerung sich der unsicheren Versorgungs-
lage bewusst ist.“ (Kircher 2019) 
Auch offizielle (Dienst-)Anweisungen zum Umgang mit Kritischen Infrastrukturen konn-
ten auf der zuständigen Landesebene nicht ausgemacht werden. Lediglich Publikationen 
auf Bundesebene mit empfehlendem Charakter nehmen sich der Thematik allgemein an, 
zeigen Problemstellungen auf und bieten Methoden sowie Herangehensweisen für die Zu-
ständigen. (Vgl. 2.2) 
Die dieser Arbeit zugrunde gelegten Publikationen und Forschungsprojekte zeigen auf, 
dass wissenschaftlich die Bereiche Methoden, Pilotprojekte, Gefährdungen, sektorspezi-
fische Betrachtungen und Abhängigkeiten zwischen Kritischen Infrastrukturen im Fokus 
der Betrachtung liegen. Bedingt durch den forschungsbasierten Ansatz wird hier ebenso 
kein konkretes Schutzniveau für die öffentliche Verwaltung erarbeitet oder empfohlen. 
(Vgl. 2.3) 
Zusammenfassend gibt es viele Ausführungen im Bereich der Kritischen Infrastrukturen. 
Die politische Frage nach einem gesellschaftlich akzeptierten und umsetzbaren Schutzni-
veau bleibt allerdings offen. Diese Arbeit setzt an genau dieser Stelle an und untersucht 
empirisch, ob das Bewusstsein für die Vorsorge für einen Ausfall oder eine Beeinträchti-
gung Kritischer Infrastrukturen bei den Verantwortlichen der öffentlichen Verwaltung 
vorhanden ist. Des Weiteren wird erhoben, welche Vorbereitungen auf Kommunal- und 
Kreisebene getroffen sind. Zusätzlich werden Wünsche und Bedarfe der Befragten hin-
sichtlich eines Unterstützungsbedarfs erfasst.  
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3 Methode 
Die Erhebungsmethode zur Untersuchung des Vorbereitungsgrads der öffentlichen Verwal-
tung hinsichtlich eines Ausfalls oder einer Beeinträchtigung Kritischer Infrastrukturen wird 
im Rahmen einer Seminararbeit entwickelt (Leib 2019). Diese umschließt ebenso die bear-
beiteten Themenbereiche und die Auswahl von Untersuchungsgebiet und -raum. Die Dar-
stellung im Rahmen der vorliegenden Arbeit begrenzt sich daher auf die zum Verständnis 
relevanten Punkte und die Auswertung der Ergebnisse. 
 Umfrage 
Es wird ein digitaler Erhebungsbogen als Untersuchungsmethode gewählt. Dieser stellt 
eine deduktive Methode dar, mit der aufgrund der Rückläufer (zufällige Stichprobe) auf 
den generellen Vorbereitungsgrad der öffentlichen Verwaltung im Untersuchungsraum 
(Grundgesamtheit) geschlossen wird (Albers u.a. 2009). Die Erhebung verfolgt damit das 
deskriptive Ziel, den derzeitigen Vorbereitungsgrad der öffentlichen Verwaltung zu be-
schreiben (vgl. Töpfer 2012). Darauf aufbauend wird in der Diskussion (6) eine theoreti-
sche und letztlich im Ausblick (8) eine pragmatische Zielsetzung verfolgt (vgl. Töpfer 
2012). 
Als Medium für die Befragung wird der Onlineanbieter Umfrage Online (www.umfrage-
online.com) genutzt. Die äußeren Anforderungen an die Befragten sind damit darauf be-
grenzt, dass sie von der Information mit dem Umfragelink erreicht werden und Zugriff auf 
ein internetfähiges Endgerät besitzen. Inhärente Anforderungen an die Befragten liegen 
in individuellen Faktoren wie beispielsweise der Motivation, dem Gesamtbefinden, der 
Zufriedenheit und anderen Aspekten begründet. Zudem hängt die soziale Validität der 
Daten von der Akzeptanz des Fragebogens durch die Befragten ab (Kallus 2010). Die An-
forderungen im Rahmen der Umfragegestaltung sind im Anspruch begründet, objektive, 
reliable und valide Daten zu erheben (vgl. Kallus 2010). Auf diese Kriterien und die 
dadurch entstehenden Herausforderungen wird im Rahmen der genannten Seminarar-
beit weiter eingegangen (Leib 2019). 
In einer Abwägung der Vor- und Nachteile wird eine Onlinebefragung als geeignetes Me-
dium festgestellt, um für die Beantwortung der Forschungsfragen eine empirische Daten-
grundlage zu erheben. Die extrinsischen Faktoren für die Methodenwahl sind insbeson-
dere Folgende: Der Zeitbedarf zur Erstellung einer Onlineumfrage bleibt unabhängig von 
der Größe der Untersuchungsgruppe gleich, sodass es möglich ist eine große Anzahl an 
Befragten für eine valide Datengrundlage zu erfassen (vgl. Kallus 2010). Umfrageteilneh-
mende sind in Onlinebefragungen sehr auskunftsbereit und ehrlich, wodurch eine hohe 
Datenqualität, bzw. eine gute Objektivität sichergestellt wird (vgl. Theobald 2017). Durch 
die quantitative und qualitative Messbarkeit der meisten abgefragten Daten wird zudem 
die Reproduzierbarkeit („Validität“) gewährleistet. Als Nachteile werden in erster Linie 
die geringe Überprüfbarkeit der Identitäten der Teilnehmer (Theobald 2017) und die 
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fehlende Möglichkeit zur Nachfrage gesehen. Im Zuge der empirischen großflächigen Er-
hebung wird die Methode dennoch als die am besten geeignete ausgewählt.  
Als Parameter für den Vorbereitungsgrad werden die in der Seminararbeit festgestellten 
lebensnotwendigen Grundbedürfnisse des Menschen betrachtet: Diese sind Trinkwasser, 
Nahrungsmittel, beheizte und beleuchtete Räumlichkeiten, Sanitäranlagen, Ruhe- und 
Schlafmöglichkeiten sowie Bargeld für die Gehälter der Mitarbeitenden (Leib 2019). 
Die Erhebung erfolgt überwiegend quantitativ und semi-quantitativ. Bei den semi-quan-
titativen Fragestellungen werden Nominal- und Ordinalskalen genutzt. In wenigen Frage-
stellungen werden aufgrund des Fragegegenstands und der Diversität der zu erwarten-
den Antworten offene, qualitative Fragen für die Erhebung genutzt (vgl. Kallus 2010). Die 
Frage-Antwort-Kombinationen („Items“) sind der Umfrage in Anhang III zu entnehmen. 
 Untersuchungsrahmen 
Im Zeitraum vom 12. Dezember 2018 bis 28. Februar 2019 wird mit der entwickelten 
Onlineumfrage eine Befragung der Einrichtungen der öffentlichen Verwaltung im Regie-
rungsbezirk Stuttgart durchgeführt. Adressiert ist die Umfrage sowohl an politisch Ver-
antwortliche als auch an mit dem Funktionserhalt beauftragte Personen in Einrichtungen, 
die bei einem Ausfall oder einer Beeinträchtigung Kritischer Infrastrukturen aktiv wer-
den. Die Umfrage richtet sich somit insbesondere an Landratsämter und kreisfreie Städte 
als Untere Katastrophenschutzbehörden und Rathäuser von kreisfreien sowie kreisange-
hörigen Städten oder Gemeinden als verantwortlichen Stellen für die örtliche Gefahren-
abwehr (vgl. 2.1).  
Der Untersuchungsraum ist der Regierungsbezirk Stuttgart. Dieser zeichnet sich durch 
eine hohe Durchmischung von ländlichen und urbanen sowie wirtschaftsstarken und 
wirtschaftsschwachen Regionen aus (Leib 2019). Zudem erleichtern bereits bestehende 
Kontakte, die im Rahmen des Praxissemesters durch den Autor geknüpft wurden, die 
Adressierung der Umfrage. Der Regierungsbezirk Stuttgart umfasst 341 Städte und Ge-
meinden, die in elf Land- und zwei Stadtkreise gegliedert sind. Die nachfolgende Tabelle 
3-1 zeigt die Verteilung und Strukturdaten des betrachteten Untersuchungsgebiets. 
Tabelle 3-1 Verteilung und Strukturdaten des Regierungsbezirks Stuttgart 
(Leib 2019; alle Angaben für 2016 nach Statistisches Landesamt Baden-Württemberg o. J.a) 







Landkreis Böblingen 26 617,77 385.888 25.180 
Landkreis Esslingen 44 641,28 528.792 20.787 
Landkreis Göppingen 38 642,34 254.618 8.561 
Landkreis Heidenheim 11 627,14 131.498 4.485 
Kreisfreie Stadt Heilbronn - 99,89 123.771 6.405 
Landkreis Heilbronn 46 1.099,91 337.571 16.003 
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Hohenlohekreis 16 776,76 110.689 5.240 
Landkreis Ludwigsburg 39 686,77 537.902 23.848 
Main-Tauber-Kreis 18 1.304,13 132.274 4.726 
Ostalbkreis 42 1.511,97 311.587 12.577 
Rems-Murr-Kreis 31 858,08 422.698 14.110 
Landkreis Schwäbisch-Hall 30 1.484,07 192.958 7.720 
Kreisfreie Stadt Stuttgart - 207,33 628.032 51.571 
13 Land-/ Stadtkreise 341 10.556,86 4.098.278 201.214 
Die Zielgruppe besteht somit aus 13 Land- und Stadtkreisen sowie 341 Kommunen.  
Unabhängig vom Untersuchungsraum weist die Zielgruppe der öffentlichen Verwaltung 
ein hohes Fehlerpotential für der Erhebung auf (Lee, Benoit-Bryan & Johnson 2012). Eine 
systematische Verzerrung ist daher anzunehmen (vgl. Kallus 2010). Die Fehlerquellen 
werden weiter in 6.8.2 diskutiert. 
 Inhalt 
Mit der Befragung wird der Vorbereitungsgrad der öffentlichen Verwaltung im Untersu-
chungsraum erhoben. Die Umfrage ist nach Themengebieten in acht Bereiche mit zwei bis 
sieben Fragen gegliedert, denen ein Anschreiben vorgeschaltet ist.  
Die Allgemeinen Fragen stellen einen Einstieg für die Umfrageteilnehmenden dar (5.1). 
Darauffolgend werden Fragen zu den Bereichen Trinkwasserversorgung, Nahrungsmittel-
versorgung, Grundbedürfnisse und Bargeld gestellt (5.2-5.5). Ein Ausfall oder eine Beein-
trächtigung dieser Bereiche führt zu direkten und unmittelbaren Auswirkungen auf das 
eingesetzte Personal. Die Erhebung dieser vier Bereiche erfolgt ausschließlich quantita-
tiv, um eine schnelle Beantwortung durch die Umfrageteilnehmenden zuzulassen und 
eine hohe Akzeptanz bei den Teilnehmenden zu erzielen. Darauf aufbauend werden die 
Vorbereitungen von den Befragten qualitativ eingeordnet und es werden die jeweiligen 
Planungsgrundlagen erhoben (5.6). Für die kategorisierte Auswertung werden Allge-
meine Angaben abgefragt, bei denen insbesondere die Verwaltungsebene der Dienststelle 
und die Größe des Versorgungsbereichs für die Einordnung der Angaben erhoben werden 
(5.7). Abschließend wird den Befragten Raum gegeben, eine Rückmeldung zu gewünsch-
ten Hilfestellungen zu geben und aus ihrer Perspektive Verbesserungsmöglichkeiten auf-
zuzeigen (5.8). Durch den letzten Block wird ein potenzieller Bedarf erfasst, der Verant-
wortlichen höherer Ebenen bei der zukünftigen Unterstützung der Befragten dient.  
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Abbildung 3-1 Aufbau der Umfrage  
(eigene Darstellung) 
Die vollständige Umfrage inklusive der Anschreiben wird im Anhang aufgeführt (vgl. An-
hänge I-III).  
 Durchführung 
Als Schwierigkeiten werden im Vorfeld die Verteilung der Umfrage an die Zielgruppe, die 
Akzeptanz der Umfrage und die Freigabe potenziell sicherheitsrelevanter Daten gesehen. 
Diesen wird durch eine Vorstellung der geplanten Arbeit im Regierungspräsidium Stutt-
gart als höchste Behörde des Untersuchungsgebiets begegnet. Im Gespräch wird dem Au-
tor die Unterstützung des Vorhabens zugesagt, die eine Verteilung der Umfrage über den 
Dienstweg einschließt. Zusätzlich wird ein Anschreiben des Regierungspräsidiums beige-
legt, das die Akzeptanz erhöht und zur Freigabe der Daten motiviert (vgl. Anhang I). 
Für die Verteilung wird zudem ein eigenes Anschreiben erstellt, das die Onlineadresse der 
Umfrage enthält (vgl. Anhang II). Darüber hinaus führt es allgemein in die Fragestellung 
ein und legt Forschungsgegenstand, Rahmen sowie Aufbau der Umfrage dar. Es gibt Hin-
weise zum Datenschutz und bietet die Möglichkeit zur telefonischen Teilnahme an der 
Umfrage. Da die Befragung potenziell sicherheitsrelevante Themengebiete umfasst, wird 
die Unterstützung durch das Regierungspräsidium Stuttgart hervorgehoben. 
Die Umfrage wird folgendermaßen verteilt: Vom Autor wird das Anschreiben inklusive 
des Onlinelinks zur Teilnahme an der Umfrage an das Regierungspräsidium Stuttgart ge-
sendet. Dieses leitet die Umfrage an die Poststellen der nachgeordneten Land- und Stadt-
kreise weiter. Dort werden die Dokumente intern an die zuständigen Fachämter weiter-
geleitet, die an der Umfrage teilnehmen. Von den Landratsämtern mit nachgeordneten 
Städten und Gemeinden werden die Dokumente wiederum an die Poststellen dieser nach-
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zuständigen politisch oder fachlich Verantwortlichen nehmen diese an der Umfrage teil. 
Die Abbildung 3-2 stellt den Verteilungsweg graphisch dar: 
 
Abbildung 3-2 Umfragebeteiligte und Verteilungswege 
(eigene Darstellung) 
Bis zum 15. Januar 2019 – fünf Wochen nach Start der Umfrage – liegen fünf vollständige 
und zwei unvollständige Beantwortungen vor, die ausnahmslos von Landkreisen oder 
kreisfreien Städten erfolgten. Es wird in Erwägung gezogen, dass aufgrund des langen 
Verteilungsweges nicht alle Adressaten erreicht wurden. Daraufhin werden die für den 
Katastrophenschutz zuständigen Stellen – an die das Anschreiben des Regierungspräsidi-
ums adressiert ist – direkt telefonisch kontaktiert. Es zeigt sich, dass bis zu dem Zeitpunkt 
lediglich ein Landratsamt das Schreiben an die nachgeordneten Städte und Gemeinden 
weiterleitete. Als Gründe dafür werden der ungünstige Zeitpunkt zum Weiterleiten kurz 
vor Weihnachten, das Lesen der Email nur bis zum Umfragelink und nicht bis zum letzten 
Absatz sowie das fehlende Öffnen des Anhangs aus Zeitgründen angeführt. Die Verant-
wortlichen werden in den Telefongesprächen um die Weiterleitung der Umfrage an die 
Kommunalebene gebeten und sagen dies zu. Zudem zeigt sich in den Gesprächen, dass 
drei Land- oder Stadtkreisen das Schreiben nicht vorliegt. Ihnen wird die Nachricht direkt 
zugesendet. 
In den Telefongesprächen und dem Emailverkehr wird außerdem bekannt, dass eine 
kreisfreie Stadt sowie zwei Landkreise nach eigener Aussage keine Kapazitäten für die 
Teilnahme und Weiterleitung der Umfrage haben. Ein Landkreis merkt an, die Umfrage 
sei nach erster Sichtung zu umfangreich und die Teilnahme nicht zu leisten (Anonymisier-
ter Gesprächspartner 1 2019). Wenn bereits die übergeordnete Behörde keine Kapazitä-
ten habe, sei die Weiterleitung an die Städte und Kommunen nicht zumutbar (Anonymi-
sierter Gesprächspartner 1 2019). Die Untersuchungsgruppe besteht somit fortan aus ei-
nem Stadtkreis, neun Landkreisen sowie 272 Städten und Gemeinden. 
Im Verlauf der Umfrage werden von den Befragten zudem weitere Rückmeldungen per 
Email gesendet: Ein Landkreis und eine Stadt fragen an, die Fragen vor der Beantwortung 









341 Städte und 
Gemeinden
2 Stadtkreise
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Der Bitte des Landkreises wird nicht entsprochen, da die generelle Verweigerung der 
Weiterleitung und die Beeinflussung der Ergebnisse für den gesamten Landkreis befürch-
tet wird. Die Stadt argumentiert, dass die Vorbereitungen der abgefragten Themen bei 
verschiedenen Fachämtern lägen und aufgrund der Neubesetzung der Stelle noch nicht 
alle Informationen bei der Verantwortlichen vorlägen. Der Fragebogen werde zur Samm-
lung der Informationen benötigt. Dieser Bitte wird entsprochen und der Fragenkatalog 
der Stadt zugesendet.  
Die Umfrage wird am 1. März 2019 geschlossen. 
 Auswertung 
Die Gestaltung der Umfrage erfolgt unter Berücksichtigung des Auswertungsprozesses, 
wobei sowohl technische als auch inhaltliche Aspekte betrachtet werden. Diese Aspekte 
werden nachfolgend zusammengefasst. 
3.5.1 Doppelte, unvollständige und nicht beendete Datensätze 
Es ist technisch möglich, Geräte- oder Netzkennungen von der Umfrage auszuschließen, 
wenn sie bereits teilgenommen haben. Dies dient dem Schutz gegen ungewollte Beein-
flussung der Umfrage durch Mehrfachteilnahmen derselben Personen. Allerdings wird 
nicht davon ausgegangen, dass die Umfrageteilnehmenden ein persönliches Interesse da-
ran haben, die Umfrage zu beeinflussen. Zugleich ist es möglich, dass mehrere Umfrage-
teilnehmende aus einer Verwaltungseinheit an der Umfrage teilnehmen, beispielsweise 
die jeweils politisch und fachlich Verantwortlichen. Es ist weiterhin nicht auszuschließen, 
dass mehrere Befragungsteilnehmer ihre Netzwerktechnik in interkommunalen Rechen-
zentren zusammengeschlossen haben und so technisch als dieselben Umfrageteilneh-
menden auftreten, wenngleich es sich faktisch um völlig verschiedene Teilnehmende han-
delt. In einer Abwägung der Vor- und Nachteile wird sich daher bewusst gegen das Blo-
ckieren gleicher Netz- und Gerätekennungen entschieden. Das als gering eingeschätzte 
Risiko einer Verzerrung durch Mehrfachteilnahmen wird durch die Vorzüge geringerer 
potenziell störanfälliger technischer Lösungen ausgeglichen, um eine möglichst hohe 
Teilnahmequote zu erzielen. 
Alle Angaben innerhalb der Umfrage werden freiwillig getätigt. Dies schließt neben der 
generellen Teilnahme auch die Beantwortung der einzelnen Fragen ein; auf Pflichtfragen 
wird somit verzichtet. Dies trägt zur Reduzierung möglicher Frustrationsmomente („Sie 
müssen noch drei Fragen beantworten, bis Sie auf die nächste Seite weitergeleitet wer-
den“) bei und erhöht so die Teilnahmequote. Um die Verzerrung durch fehlende Angaben 
auszugleichen werden bei der Ergebnisauswertung alle Fragen in den Kontext der abso-
luten Teilnehmerzahl gesetzt. 
Ebenso wird mit Beantwortungen verfahren, die frühzeitig abgebrochen wurden. 
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3.5.2 Kategorisierung Teilnehmende 
Städte und Gemeinden sind nach Landesgesetzen verantwortlich für die Gefahrenabwehr, 
während Landkreise im Katastrophenfall als Untere Katastrophenschutzbehörde tätig 
werden (vgl. 2.1). Die Bürgermeisterämter von kreisfreien Städten vereinen diese Funk-
tionen. Im Kontext dieser originären Zuständigkeiten wird auch die Vorbereitung auf den 
Ausfall Kritischer Infrastrukturen erwartet: Während Städte und Gemeinden gemäß ih-
rem Auftrag vorwiegend die Bewältigung der Gefahrenabwehr im Alltag fokussieren, liegt 
der Fokus der Kreise auf einem Katastrophenfall. Im Rahmen der hier untersuchten Fra-
gestellung wird daher auf Kreisebene ein höherer Vorbereitungsgrad für eine Mangelver-
sorgung erwartet. Die Ergebnisse werden daher im Rahmen der Auswertung in Kommu-
nalebene und Kreisebene kategorisiert. Der einzige beteiligte Stadtkreis wird der Kreis-
ebene zugeordnet, da sein Vorbereitungsgrad erwartungsgemäß auch Katastrophen um-
fasst.   
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4 Daten 
Die in der Umfrage erhobenen Datensätze stellen Primärdaten dar, die im Untersuchungs-
raum von allen Umfrageteilnehmenden erhoben werden. Die Fragen der Erhebung wer-
den zur Qualitätssicherung nach den Kriterien der Objektivität, Reliabilität und Validität 
entwickelt (vgl. Kallus 2010). Die Qualität der Primärdaten ist darüber hinaus abhängig 
von der Sorgfalt der Umfrageteilnehmenden (Albers u.a. 2009). Eine Reliabilitäts- oder 
Validitätsprüfung wird im Rahmen der Arbeit nicht durchgeführt. Durch die Auswertung 
und Interpretation werden die erhobenen Primärdaten zu Sekundärdaten. Dabei wird zur 
Qualitätssicherung auf die Objektivität geachtet.  
 
Abbildung 4-1 Verwendete Daten  
(eigene Darstellung) 
Die erhobenen Datensätze weisen keine hohe Sensibilität auf. Durch die vorherige Zu-
stimmung des Regierungspräsidiums zu der Datenerhebung wird etwaigen verbleiben-
den Vorbehalten der Umfrageteilnehmenden zur Datenweitergabe begegnet. Bei der Spei-
cherung werden die Daten lediglich mit Datum und einer „Antwort-ID“ versehen, die eine 
Rückverfolgung zum Umfrageteilnehmenden ausschließt. Zur weiteren Sicherung der 
Anonymität der Befragten werden im Zuge der Auswertung alle Kommentare entfernt, 
die möglicherweise Rückschlüsse auf die Umfrageteilnehmenden zulassen. Für die Erhe-
bung der Datensätze wird ein Onlineanbieter genutzt, auf dessen Servern die Daten auch 
gespeichert werden. Der Zugang zu den Daten findet ausschließlich über die Webseite des 












  4 DATEN  
  29 
und der Zugang wird mit einem geeigneten Kennwort versehen, um unerlaubten Zugriff 
zu verhindern. 
Die verwendeten Daten aus den Quellen Bachmeier (2018), BDEW Bundesverband der 
Energie- und Wasserwirtschaft e.V. (2018), Ohder u.a. (2014) und Statistisches Landesamt 
Baden-Württemberg (o. J.a) stellen weitere verwendete Sekundärdaten dar. 
  
  5 UMFRAGEERGEBNISSE  
  30 
5 Umfrageergebnisse 
Insgesamt nahmen vom 12. Dezember 2018 bis zum 28. Februar 2019 50 Personen an 
der Umfrage teil. Eine Person beantwortete die Umfrage aufgrund technischer Probleme 
doppelt; der erste, unvollständige Datensatz derselben wird daher aus der Umfrage aus-
geschlossen. Von den 49 verbleibenden Datensätzen wurden 30 von der Kommunal-
ebene, sieben von der Kreisebene und zwölf ohne Angabe der Verwaltungsebene abgege-
ben. Damit liegt die Rückmeldequote insgesamt bei 17,4% (49 von 282 Befragten). Auf 
Kreisebene beantworteten 70% der Befragten (sieben von zehn Befragten) und auf Kom-
munalebene rund 11,0% der Befragten (30 von 272 Befragten) die Umfrage. 
Im Folgenden werden die Ergebnisse dargestellt. Dabei wird die Darstellung auf die für 
den Verlauf der weiteren Arbeit relevanten Fragen begrenzt. Freitextantworten in Kom-
mentarfeldern werden dann aufgeführt, wenn sie relevante Ergänzungen der Antworten 
in Auswahlfeldern darstellen oder zusätzliche Aspekte beleuchten. Sie werden anhand 
der Antwort-ID der Umfragedatensätze belegt.  
Die vollständige Umfrage inklusive einer Übersicht über die Antworten der Befragten ist 
in Anhang III angegeben. Eine vollständige Darstellung aller erhobenen Datensätze ist in 
anonymisierter Form auf dem beigelegten Datenträger vorhanden und ist beim Autor an-
zufordern. 
Alle Prozentzahlen werden im Folgenden arithmetisch auf die erste Nachkommastelle ge-
rundet angegeben. Die Reihenfolge der Ergebnisdarstellung entspricht dem Aufbau der 
Umfrage. 
 Allgemeine Fragen 
Der Bereich Allgemeine Fragen ermöglicht den Befragten einen Einstieg in die Thematik. 
Die Teilnehmenden werden gefragt, ob sie in einer Kritischen Infrastruktur arbeiten 
(Frage 1.1). Weiterhin werden sie um eine inhaltliche (Frage 1.2) und zeitliche (Frage 1.3 
und 1.4) Einschätzung der eigenen Vorbereitungen gebeten. Darüber hinaus wird gefragt, 
ob sich die Einrichtungen bereits mit Prozessen (Frage 1.5), die bei einem Ausfall oder 
einer Beeinträchtigung aufrechtzuerhalten sind, und dem dafür benötigten Personal 
(Frage 1.6) beschäftigt haben. Die Antworten der Teilnehmenden werden in Diagramm 
5-1 dargestellt.  
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Diagramm 5-1 Ergebnisse 1. Allgemeine Fragen 
(eigene Darstellung) 
Diagramm 5-1 zeigt, dass eine überwiegende Mehrheit der Befragten (83,3%) ihre Ein-
richtung zu den Kritischen Infrastrukturen zählen (vgl. blaue Säulen in Diagramm 5-1). 
Nur vier Befragte (8,3%) geben an, dass ihre Einrichtungen nicht zu denselben zu zählen 
seien. Drei weitere (6,3%) geben trotz der beigefügten Definition von Kritischen Infra-
strukturen an, dass ihnen nicht bekannt sei, ob sie in einer Kritischen Infrastruktur arbei-
ten.  
In rund zwei von fünf Einrichtungen (41,7%) sind Prozesse definiert, die bei einem Ausfall 
Kritischer Infrastrukturen aufrechterhalten werden sollen. In einem knappen Drittel 
(29,2%) der Einrichtungen ist die Ermittlung von Prozessen zurzeit in Arbeit. In rund je-
der sechsten Einrichtung (16,7%) sind diese Prozesse nicht definiert. 
Für die ermittelten Prozesse ist überwiegend (37,2%) auch der dafür benötigte Personal-
ansatz entwickelt. Derzeit ist in rund einem Drittel (34,9%) der Einrichtungen die Ent-
wicklung des Personalansatzes in Arbeit. Bei rund jeder sechsten Einrichtung (16,3%) ist 




























Ja Nein Zurzeit in Arbeit Nicht bekannt Keine Angabe
1. Allgemeine Fragen
1.1. Zählen Sie Ihre Einrichtung zu den Kritischen Infrastrukturen? (n=48)
1.5. Wurden in Ihrer Einrichtung Prozesse ermittelt, die bei einem Ausfall Kritischer Infrastrukturen
aufrechterhalten werden sollen? (n=48)
1.6. Falls Prozesse ermittelt wurden, die aufrechterhalten werden sollen: Wurden das benötigte
Personal ermittelt, um die Prozesse aufrechterhalten zu können? (n=43)
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Diagramm 5-2 Ergebnisse 1.2 Einschätzung der eigenen Vorbereitungen 
(n=48, eigene Darstellung) 
Wie in Diagramm 5-2 dargestellt, sieht sich ein Großteil der Befragten (43,8%) akzeptabel 
auf den Ausfall Kritischer Infrastrukturen vorbereitet. Nur ein*e Befragte*r (2,1%) sieht 
sich sehr gut vorbereitet. Nahezu ein Viertel der Einrichtungen (22,9%) sehen sich ent-
weder gut oder schlecht vorbereitet. Lediglich zwei Befragte (4,2%) fühlen sich sehr 
schlecht vorbereitet. Die Trendlinie (gepunktet orange, Polynom 2. Grades) zeigt, dass 
eine mittig orientierte, leicht nach rechts verschobene Verteilung der Antworten auf der 
Linearskala vorliegt. 
Bei der Auswertung der nach Kommunal- und Kreisebene sortierten Antworten wird 
deutlich, dass Land- und Stadtkreise ihre Vorbereitungen eher schlechter (Maximum 
42,9% bei „schlecht“, weitere 6,7% bei „sehr schlecht“) beurteilen. Städte und Gemeinden 
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1.2 Einschätzung der eigenen Vorbereitungen
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Diagramm 5-3 Ergebnisse 1.3 & 1.4 Zeitlicher Kontext der Vorbereitungen 
(eigene Darstellung) 
Diagramm 5-3 zeigt die zeitlichen Ist- und Sollwerte der Funktionsfähigkeit aus Sicht der 
Befragten: Nach der Meinung einer knappen Mehrheit der Befragten (27,1%) sollte die 
eigene Einrichtung 14 Tage und mehr arbeitsfähig bleiben. Dicht dahinter (25,0%) liegt 
die Ansicht, dass die Arbeitsfähigkeit für 72 Stunden, also drei Tage gewährleistet werden 
sollte. Die Arbeitsfähigkeit lediglich für die Dauer von 24 Stunden oder weniger zu ge-
währleisten entspricht nur der Vorstellung von wenigen Befragten (6,3%). Im Vergleich 
der Daten von Kreis- und Kommunalebene zeigt sich, dass die Stadt- und Landkreise eine 
deutlich längere Arbeitsfähigkeit für sinnvoll erachten als die Kommunen: Die absolute 
Mehrheit (71,4%) auf Kreisebene gibt an, dass die Arbeitsfähigkeit ihrer Einrichtungen 
auch 14 Tage und mehr gewährleistet werden sollte. 
Nach derzeitigem Stand ist eine Mehrzahl der befragten Einrichtungen (37,5%) für weni-
ger als einen Tag arbeitsfähig. Für 24 Stunden sind nach Angaben der Befragten 20,8% 
der Einrichtungen in der Lage, ihre Arbeitsfähigkeit aufrechtzuerhalten. Nur zwei Be-
fragte (4,2%) geben an, dass sie 14 Tage und mehr arbeitsfähig bleiben. Die Mehrzahl der 
Kommunen (50,0%) sind ihrer Einschätzung nach bei einer Beeinträchtigung der Versor-
gungsleistungen für lediglich weniger als 24 Stunden, weitere 20% für 24 Stunden in der 
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1.3 & 1.4 Zeitlicher Kontext der Vorbereitungen
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dass ihre Einrichtungen nach frühestens 24 Stunden nicht mehr arbeitsfähig sind (14,3%) 
und überwiegend in der Lage sind, ihre Funktion für mindestens 48 Stunden (28,6%) auf-
rechtzuerhalten.  
Die Trendlinie des Sollwerts (orange gepunktet, linear) zeigt, dass die Befragten überwie-
gend der Meinung sind, dass die Funktion ihrer Einrichtungen möglichst lange gewähr-
leistet werden sollte. Die Trendlinie des Istwerts (blau gepunktet, linear) verläuft entge-
gengesetzt und steiler als die des Sollwerts. 
 Trinkwasserversorgung 
Die Teilnehmenden werden befragt, inwiefern sie Vorbereitungen für die Nichtnutzbar-
keit der leitungsgebundenen Trinkwasserversorgung getroffen haben. Dabei werden die 
Aspekte generelle Planungen (Frage 2.1), ständig verfügbare Trinkwasservorräte (Frage 
2.2), erreichbare Notbrunnen (Frage 2.3), Rahmenverträge (2.4) und rationierte Ausgabe 
des Trinkwassers (Frage 2.5) berücksichtigt. Das Diagramm 5-4 zeigt die Antworten der 
Umfrageteilnehmenden.  
 
Diagramm 5-4 Ergebnisse 2. Trinkwasserversorgung 
(eigene Darstellung) 
Die Befragten geben bei allen Fragen in Bezug auf die Vorbereitungen zu einer leitungs-
unabhängigen Trinkwasserversorgung der Mitarbeitenden mehrheitlich (43,5-65,2%) 
an, nicht vorbereitet zu sein.  
Generelle Planungen sind bei knapp einem Fünftel der Befragten (17,4%) vorhanden und 






























































































Ja Nein Zurzeit in Arbeit Nicht bekannt Keine Angabe
2. Trinkwasserversorgung
2.1 Planungen (n=46) 2.2 Vorräte (n=46) 2.3 Notbrunnen (n=46)
2.4 Rahmenverträge (n=46) 2.5 rationierte Ausgabe (n=45)
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Ständige Vorräte an Trinkwasser sind bei mehr als zwei von fünf Befragten (41,3%) vor-
handen und werden bei wenigen (4,3%) derzeit angelegt. Zwei Teilnehmende haben in 
Kommentaren angegeben, dass es sich um Lagerbestände für den Alltagsgebrauch han-
delt (Kommentare: „je nach Lagerbestand“ [Antwort-ID 53539431], „nur in geringen 
Mengen“ [Antwort-ID 53727209]), eine explizite Vorratshaltung findet also trotz der Ant-
wort „ja“ nicht statt. Ein*e weitere*r Befragte*r zählt den Wassertank eines Tanklösch-
fahrzeugs der örtlichen Feuerwehr als nutzbaren Vorrat (Kommentar: „Ja, im TLF 24/50 
der Feuerwehr sind immer 5.000 l Trinkwasser bereitgestellt“ [Antwort-ID 53664162]). 
Der Zugriff auf einen Notbrunnen ist bei knapp einem Fünftel der Befragten (19,6%) mög-
lich. Nahezu jede*r zehnte Befragte*r (8,7%) arbeitet derzeit an einer Lösung zum Zugriff 
auf einen leitungsunabhängigen Brunnen.  
Jeweils etwas mehr als ein Zwanzigstel der Befragten (6,5%) haben Verträge zur Herbei-
führung von Trinkwasser abgeschlossen oder arbeiten derzeit daran, derartige Verträge 
zur Versorgung der Mitarbeitenden abzuschließen. 
Die rationierte Ausgabe des Trinkwassers sieht fast jede*r zehnte Befragte (8,9%) in den 
Planungen vor. Etwas mehr (13,3%) bearbeiten dieses Aufgabengebiet derzeit. 
Während nur wenigen Befragten die generellen Planungen und die eigenen Trinkwasser-
vorräte nicht bekannt sind (jeweils 8,7%), steigt die Zahl der Befragten ohne Kenntnis des 
Fragegegenstands in den anderen Feldern (13,0% bei Rahmenverträgen, 17,4% bei Not-
brunnen und 17,8% bei rationierter Ausgabe). 
Keine Angaben zu den Fragen machen nur wenige Befragte (2,2-8,7%). 
 Nahrungsmittelversorgung 
Die Umfrage erhebt, inwiefern Vorbereitungen für eine Nahrungsmittelversorgung der 
Mitarbeitenden bei einem Ausfall oder einer Beeinträchtigung anderer Kritischer Infra-
strukturen getroffen sind. Dabei werden die Bereiche generelle Planungen (Frage 3.1), 
Nahrungsmittelvorräte (Frage 3.2), Rahmenverträge (Frage 3.3) und die rationierte Aus-
gabe von Nahrungsmitteln (Frage 3.4) bearbeitet. Die Antworten der Befragten zeigt Dia-
gramm 5-5. 
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Diagramm 5-5 Ergebnisse 3. Nahrungsmittelversorgung 
(eigene Darstellung) 
Im gesamten Bereich der Nahrungsmittelversorgung sind überwiegend (62,2-80,0%) 
keine Vorbereitungen in den Einrichtungen der Befragten vorhanden. 
Grundsätzliche Planungen sind in knapp jeder zehnten Einrichtung (8,9%) vorhanden, 
weiterhin werden bei annähernd jeder fünften Einrichtung (17,8%) diese Planungen der-
zeit erarbeitet. 
Ständige Nahrungsmittelvorräte haben nur zwei Befragte (4,4%), von denen eine*r in den 
Kommentaren bereits angibt, dass diese nur „in geringem Umfang“ (Antwort-ID 
52851613) vorhanden seien. Doppelt so viele (8,8%) legen derzeit Vorräte an. 
Verträge zur Herbeiführung von Lebensmitteln haben keine der befragten Einrichtungen 
abgeschlossen. Der Prozess dazu ist bei knapp einem Zehntel der Befragten (8,9%) in Ar-
beit. 
Die rationierte Ausgabe der Lebensmittel ist bei all jenen, die generelle Planungen vorhal-
ten, auch Bestandteil der Planungen. Mehr als ein Zehntel der Befragten (13,6%) gibt zu-
dem an, die Planungen zur rationierten Ausgabe derzeit zu bearbeiten. 
Die Vorbereitungen in Bezug auf die Nahrungsmittelversorgung sind bei allen Fragen nur 
wenigen (2,2-6,8%) nicht bekannt. Auch machen nur wenige (4,4-6,8%) Befragten keine 













































































Ja Nein Zurzeit in Arbeit Nicht bekannt Keine Angabe
3. Nahrungsmittelversorgung
3.1 Planungen (n=45) 3.2 Vorräte (n=45) 3.3 Rahmenverträge (n=45) 3.4 rationierte Ausgabe (n=44)
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 Grundbedürfnisse 
Die Umfrageteilnehmenden werden zu ihren Vorbereitungen hinsichtlich der menschli-
chen und sozialen Grundbedürfnisse der Mitarbeitenden bei einer potenziell auftreten-
den Mangelversorgung befragt. Im Einleitungstext der Seite wird auf die unmittelbaren 
Auswirkungen auf die Arbeitsplätze der Mitarbeitenden aufmerksam gemacht. Es werden 
Fragen zu den Bereichen generelle Planungen (Frage 4.1), Heizmöglichkeiten (Frage 4.2), 
Beleuchtung (Frage 4.3), Ruhe- und Schlafräume (Frage 4.4), Sanitäranlagen (Frage 4.5) 
und Sicherheit (Frage 4.6) gestellt. Die Ergebnisse der Umfrage sind in Diagramm 5-6 dar-
gestellt. Bei den Fragen 4.4 und 4.5 wird zudem um Erklärung gebeten, falls die Planungen 
die Bereiche nicht umfassen.  
 
Diagramm 5-6 Ergebnisse 4. Grundbedürfnisse 
(eigene Darstellung) 
Generelle Planungen für den Fall einer Unterbrechung der Energiezufuhr sind in nahezu 
jeder zweiten Einrichtung vorhanden (48,5%). Nur rund ein Viertel der Befragten 
(25,6%) gibt an, keine Planungen für einen Ausfall vorzuhalten. Bei fast jeder fünften Ein-
richtung (18,6%) werden Planungen für eine Versorgungsbeeinträchtigung im Energie-
sektor derzeit erarbeitet. Wenigen (7,0%) ist nicht bekannt, ob in ihrer Einrichtung Vor-
bereitungen vorhanden sind. 
Nach Angabe der Befragten stehen in rund zwei von fünf Einrichtungen (40,9%) keine 
Möglichkeiten in den Einrichtungen zur Verfügung, um die notwendigen Räumlichkeiten 



















































































































Ja Nein Zurzeit in Arbeit Nicht bekannt Keine Angabe
4. Grundbedürfnisse
4.1 Planungen (n=43) 4.2 Heizmöglichkeiten (n=44)
4.3 Beleuchtungsmöglichkeiten (n=44) 4.4 Ruhe- und Schlafmöglichkeiten (n=44)
4.5 wasser- und stromunabhängige Sanitäranlagen (n=42) 4.6 Zutrittsbeschränkung (n=44)
  5 UMFRAGEERGEBNISSE  
  38 
Räumlichkeiten für die Mitarbeitenden bereitzustellen. Ein weiteres Viertel (25,0%) ar-
beitet derzeit an einer Umsetzung. Wenigen (6,8%) ist der Vorbereitungsstand nicht be-
kannt. 
Beleuchtungsmöglichkeiten für notwendige Räumlichkeiten stehen in mehr als der Hälfte 
der befragten Einrichtungen (56,8%) zur Verfügung. Weiterhin arbeiten an dieser Aufga-
benstellung derzeit ein Viertel der Befragten (25,0%). In mehr als jeder zehnten Einrich-
tung (13,6%) steht keine Möglichkeit zur Beleuchtung der Räumlichkeiten zur Verfügung. 
Ruhe- und Schlafmöglichkeiten sind in den Planungen von rund drei von fünf befragten 
Einrichtungen (61,4%) nicht vorhanden. Dagegen hält rund jede vierte Einrichtung 
(22,7%) Ruhemöglichkeiten vor. Als solche sieht ein*e Befragte*r auch Schlafmöglichkei-
ten „in der Sporthalle. Feldbetten können über den Kreisverband des DRKs im Notfall be-
zogen werden“ (Antwort-ID 53663342). Ein*e andere*r zählt „nur die in den Sozialräu-
men vorhandenen Liegen“ (Antwort-ID 53746906) ebenso als Schlaf- und Ruhemöglich-
keiten für die Mitarbeitenden. Darüber hinaus arbeitet jede zehnte Einrichtung (9,1%) 
derzeit an der Bereitstellung derartiger Möglichkeiten. Nur wenigen Befragten ist der 
Vorbereitungsstand nicht bekannt (4,5%). 
Wasser- und stromunabhängige Sanitäranlagen für die Mitarbeitenden werden durch 
rund drei von fünf befragten Einrichtungen (59,5%) nicht vorgehalten. Circa eine von fünf 
Einrichtungen (19,0%) arbeitet daran, diese bereitzustellen. Vorhanden sind versor-
gungsunabhängige Sanitäranlagen in nicht einmal jeder zehnten Einrichtung (9,5%). Wei-
tere drei Befragte (7,1%) geben an, dass ihnen der Planungsstand nicht bekannt sei. 
Planungen zum Schutz der Einrichtungen gegen unbefugtes Betreten sind bei mehr als 
einem Drittel der Befragten (36,4%) nicht vorhanden. Mehr als ein Viertel der Befragten 
(27,3%) gibt an, dass ihre Einrichtungen Planungen zum Schutz gegen unbefugtes Betre-
ten besitzen. Darunter wird von den Befragten nach Aussagen im Kommentarfeld die Ver-
schließbarkeit der Türen verstanden (vgl. Antwort-ID 53539431 und 54789440). Ein 
weiteres Viertel (25,0%) arbeitet derzeit an diesen Planungen. Nur wenigen Befragten 
(6,8%) ist der Planungsstand nicht bekannt.  
Den Fragen nach Schlaf- und Ruhemöglichkeiten (Frage 4.4) sowie Sanitäranlagen (Frage 
4.5) wird in der Umfrage eine zusätzliche offene Frage angehängt, die nach den Beweg-
gründen fragt, falls die Planungen diese Themengebiete nicht umfassen. Die Antworten 
werden kategorisiert in Diagramm 5-8 und Diagramm 5-7 dargestellt. 
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Als Begründung für in den Planungen nicht vorgesehenen Ruhe- und Schlafmöglichkeiten 
geben die Befragten überwiegend (30,8%) an, dass sie von der Nutzung der bei den Mit-
arbeitenden Zuhause vorhandenen Möglichkeiten ausgehen. Jeweils knapp ein Viertel der 
Befragten (23,1%) macht die Angabe, diese Fragestellung nicht bedacht zu haben, bislang 
fehlende oder unvollständige Planungen zu besitzen oder dass dies nicht möglich bzw. 
unwirtschaftlich sei.  
In Bezug auf die in den Planungen nicht vorgesehenen Sanitäranlagen wird begründet, 
dies sei nicht bedacht worden (50,0%), es lägen nur unvollständige oder keine Planungen 
vor (25,0%) oder es sei unwirtschaftlich (25,0%). 
 Bargeldversorgung 
Die Umfrageteilnehmenden werden gefragt, ob Sie das Thema Bargeldversorgung in ih-
ren Planungen berücksichtigt haben. Als Beispiel für die Notwendigkeit werden insbeson-
dere Besoldung und Gehälter der Mitarbeitenden aufgeführt. Es wird nach Planungen zur 
Bargeldbeschaffung (Frage 5.1) und eigener Bevorratung (Frage 5.2) gefragt. Die Antwor-
ten der Teilnehmenden werden in Diagramm 5-9 dargestellt. 
Diagramm 5-8 Ergebnisse Begründung nichtberücksich-
tigte Schlafmöglichkeiten  
(eigene Darstellung) 
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Diagramm 5-9 Ergebnisse 5. Bargeldversorgung  
(eigene Darstellung) 
Planungen für die kurzfristige Beschaffung von Bargeld sind in über zwei Drittel (67,4%) 
der Einrichtungen nicht vorhanden. Dem zweitgrößten Anteil der Umfrageteilnehmenden 
(18,6%) ist dies nicht bekannt. Wenige (4,7%) haben derartige Planungen und nur ein*e 
Befragte*r (2,3%) arbeitet derzeit daran. Keine Angabe zu der Frage machen nur wenige 
(7,0%) Befragte, ein*e verweist dabei auf Sicherheitsgründe (vgl. Antwort-ID 53454120). 
Bargeldvorräte besitzt über ein Drittel (34,9%) der Einrichtungen. Zugleich geben bereits 
zwei Befragte in den Kommentaren an, dass diese lediglich in geringem Umfang zur Ver-
fügung ständen (Antwort-ID 52851613 und 53664162). Wenig mehr Einrichtungen 
(37,2%) bevorraten kein Bargeld. Nahezu einem Sechstel der Befragten (16,3%) ist nicht 
bekannt, ob eine derartige Vorhaltung besteht. Ein*e Befragte*r (2,3%) arbeitet derzeit 
an der Bargeldbevorratung. Nur wenige (9,3%) machen keine Angaben, erneut ein*e Be-
fragte*r aus Sicherheitsgründen (Antwort-ID 53454120). 
 Planungsgrundlagen 
Im Folgenden werden die Teilnehmenden gefragt, wie Ihre Vorbereitungen personell 
(Frage 6.1) und zeitlich (Frage 6.2) dimensioniert sind. Weiterhin wird erhoben, wer für 
die Erschließung der geplanten Ressourcen zuständig ist (Frage 6.3). Zudem werden die 
Teilnehmenden zu Planungsgrundlagen (Frage 6.4), dem angesetzten Überprüfungsinter-
vall für die Planungen (Frage 6.5) und ihrer Abstimmung der Planungen mit anderen Ein-
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5. Bargeldversorgung
5.1 Planungen (n=43) 5.2 Vorräte (n=43)
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Diagramm 5-10 Ergebnisse personelle Planungsgrundlage  
(eigene Darstellung) 
Die Antworten der Teilnehmenden hinsichtlich des für die Planungen zugrunde gelegten 
Personals werden in Diagramm 5-10 dargestellt. 
In allen befragten Bereichen werden die Ressourcen zur Versorgung der Mitarbeitenden 
überwiegend (10,3-42,2%) für die führenden Stäbe dimensioniert.  
Die Befragten geben als zweithäufigste (5,1-15,6%) den Planungen zugrunde gelegte Per-
sonengruppe eine festgelegte Anzahl an Mitarbeitenden an. Diese wird in einem zusätzli-
chen Kommentarfeld erhoben und umfasst eine Anzahl von zehn bis 100 (durchschnitt-
lich 39,4) Mitarbeitenden. Für die Dimensionierung von Notbrunnen wird diese Anzahl 
gleich häufig (5,1%) den Planungen zugrunde gelegt wie die aller Mitarbeitenden. Ebenso 
oft (5,1%) werden Planungen für die Dimensionierung von Notbrunnen nach anderen 
Kriterien ausgeführt. 
Als drittgrößte Gruppe (2,5-11,9%) in allen befragten Bereichen bis auf Notbrunnen wer-
den alle Mitarbeitenden als Verbrauchende der Ressourcen festgelegt. 
Eine Planung der Ressourcen, die auf eine Bedarfsanalyse gestützt ist, findet nur bei we-
nigen Befragten (2,4-6,8%) statt. 
Je nach Gegenstand der Frage gleichberechtigt oder noch weniger (0-6,8%) vertreten sind 





















































































































































Krisenplanung allgemein (n=45) Trinkwasservorrat (n=42) Notbrunnen (n=39)
Nahrungsmittelvorrat (n=40) beleuchtete Räumlichkeiten (n=44) beheizte Räumlichkeiten (n=42)
Schlafmöglichkeiten (n=41) Sanitäranlagen (n=40)
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Diagramm 5-11 Ergebnisse zeitliche Planungsgrundlage  
(eigene Darstellung) 
Die Angaben der Befragten hinsichtlich des für die Planungen zugrunde gelegten Zeitan-
satzes werden in Diagramm 5-11 dargestellt. 
In nahezu allen Fragebereichen sind die Versorgungsplanungen mehrheitlich (2,8-20,0%) 
für drei Tage ausgelegt. Lediglich im Bereich der Bargeldversorgung geben die Befragten 
mehrheitlich (11,1%) an, dass die Planungen für weniger als 24 Stunden angesetzt sind. 
Am zweithäufigsten wird von den Befragten angegeben, dass in mehr als jeder zehnten 
Einrichtung (11,1%) eine allgemeine Krisenplanung für 24 Stunden vorhanden ist. Weni-
ger als ein Zehntel der Einrichtungen (8,6%) besitzen eine allgemeine Krisenplanung für 
14 Tage und mehr. 
Der Trinkwasservorrat ist am zweithäufigsten (11,1%) für 2 Tage gewährleistet. In rund 
jeder zwanzigsten (5,6%) Einrichtung ist der Trinkwasservorrat für fünf Tage dimensio-
niert, in rund jeder vierzigsten (2,8%) für 14 Tage und mehr. 
Notbrunnen sind neben der mehrheitlichen Dimensionierung für drei Tage gleich häufig 
(2,9%) für einen, zwei sowie 14 Tage und mehr ausgelegt. 
Der Nahrungsmittelvorrat der Einrichtungen ist bei gleich vielen Befragten (8,3%) für ei-
nen und für drei Tage ausgelegt. Bei wenigen (2,8%) reicht der Vorrat für weniger als 









































































































































































5 Tage 7 Tage 14 Tage und
mehr
6.2 zeitliche Planungsgrundlage
Krisenplanung allgemein (n=35) Trinkwasservorrat (n=36)
Notbrunnen (n=35) Nahrungsmittelvorrat (n=36)
Notstromaggregat (Licht, Heizung) (n=36) wasser- und stromunabhängige Sanitäranlagen (n=35)
Bargeld (n=36)
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Fast jede fünfte Einrichtung (19,4%) legt ihr Notstromaggregat für die Dauer von drei Ta-
gen aus. Mehr als ein Zehntel der Befragten (11,1%) arbeitet in Einrichtungen mit einer 
Versorgung von 14 Tagen und mehr. Dem folgen die Angaben weniger als 24 Stunden 
(8,3%) und ein, zwei oder fünf Tage (jeweils 5,6%). 
Wasser- und stromunabhängige Sanitäranlagen sind überwiegend für drei oder 24 Tage 
(jeweils 5,7%) ausgelegt. Wenige Befragte (2,9%) geben an, dass die Anlagen für weniger 
als 24 Stunden dimensioniert sind. 
Die Bargeldversorgung ist in den meisten Einrichtungen (11,1%) für weniger als 24 Stun-
den ausreichend. Dem folgen die Angaben, die Bargeldvorräte reichten für ein, zwei, drei 
oder fünf Tage aus (jeweils 2,8%). 
 
Diagramm 5-12 Ergebnisse Erschließung geplanter Ressourcen  
(eigene Darstellung) 
Die Antworten der Teilnehmenden hinsichtlich der in den Planungen vorgesehenen Er-
schließung der Ressourcen werden in Diagramm 5-12 dargestellt. Die Erschließung um-
fasst ebenso die Vorhaltung von Personal, Zugangs- und Transportmaterial. 
In keinem der gefragten Bereiche wird auf vertraglich verpflichtete Privatanbieter für die 






















































































































Notstromeinspeisung (für Licht, Heizung) (n=40)
Schlafmöglichkeiten (Feldbetten o.Ä.) (n=37)
wasser- und stromunabhängige Sanitäranlagen (mobile Toilettenkabinen o.Ä.) (n=36)
Bargeld (n=36)
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Der Trinkwasservorrat wird eigenständig (26,8%) oder durch Behörden und Organisati-
onen mit Sicherheitsaufgaben (BOS, 24,4%) erschlossen. Bei knapp einem Viertel (22%) 
der befragten Einrichtungen ist die Erschließung nicht geplant. 
Notbrunnen werden überwiegend (18,9%) durch Behörden und Organisationen mit Si-
cherheitsaufgaben (BOS) erschlossen. Rund jede siebte Einrichtung (13,5%) erschließt 
diese selbst. Bei weiteren 8,1% der Befragten ist die Erschließung nicht geplant. 
Bezüglich der Notstromeinspeisung nehmen die befragten Einrichtungen überwiegend 
(40,0%) selbst die Erschließung vor. Rund ein weiteres Drittel der Befragten (30,0%) 
lässt die Notstromeinspeisung durch Behörden und Organisationen mit Sicherheitsaufga-
ben durchführen. Nur wenige (2,5%) haben dies nicht geplant. 
Schlafmöglichkeiten werden überwiegend (24,3%) von Behörden und Organisationen 
mit Sicherheitsaufgaben gestellt. Rund jede fünfte Einrichtung (21,6%) übernimmt dies 
eigenständig. Jede*r zehnte Befragte (10,8%) gibt an, dass keine Planungen dafür vorhan-
den seien. 
Die Versorgung mit Bargeld wird von den Einrichtungen mehrheitlich (22,2%) selbst zu-
gänglich gemacht. Ein weiteres Fünftel der Einrichtungen (19,4%) gibt an, dies sei nicht 
geplant. Wenige (8,3%) setzen darauf, Bargeld durch die Behörden und Organisationen 
mit Sicherheitsaufgaben zugänglich zu machen. 
Nahrungsmittelvorräte14 sind überwiegend (23,6%) nicht geplant. In jeder achten Ein-
richtung (12,5%) werden sie durch Behörden und Organisationen mit Sicherheitsaufga-
ben erschlossen. Jede neunte Einrichtung (11,1%) macht einen Nahrungsmittelvorrat ei-
genständig zugänglich. 
                                                        
 
14 In einer Entwurfsfassung des Fragebogens wurde zwischen internem „Nahrungsmittelvorrat“ und exter-
nem „Nahrungsmittellager“ differenziert. Dies wurde zugunsten der Verständlichkeit zusammengefasst. 
Fälschlicherweise wurde die Anpassung in der Bewertungsmatrix 6.3 nicht vorgenommen. Die Ergebnisse 
der beiden Antwortmöglichkeiten „Nahrungsmittelvorrat“ und „Nahrungsmittellager“ sind hier daher ku-
muliert dargestellt und werden im Folgenden als ein Ergebnis behandelt. 
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Die Antworten auf die Frage, auf welche Grundlagen sich die Planungen der Einrichtungen 
beziehen werden in Diagramm 5-13 dargestellt. Als Planungsgrundlage dienen den 
meisten befragten Einrichtungen (35,3%) eigene Festlegungen. Etwas weniger (29,4%) 
verbreitet ist die Planung auf der Grundlage von Empfehlungen, wie sie beispielsweise 
vom Bundesamt für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe herausgegeben werden. 
Zu gleichen Teilen (11,8%) stützen Teilnehmende ihre Planungen auf rechtliche 
Grundlagen oder externe Experten. Wenige (jeweils 5,9%) geben an, dass Planungen nicht 
vorhanden seien oder machen keine Angabe. 
Auf die Frage, ob die Vorbereitungen auf einen Ausfall oder eine Beeinträchtigung 
Kritischer Infrastrukturen regelmäßig überprüft und angepasst werden, bzw. wie oft dies 
geschieht, antworten die Befragten wie in Diagramm 5-14 ersichtlich: Die Planungen 
werden bei einem Drittel (33,3%) der Befragten nicht regelmäßig überprüft oder 
angepasst. Bei mehr als einem Viertel der Befragten (29,4%) werden sie jährlich 
überarbeitet. Jede sechste Einrichtung (16,7%) überarbeitet ihre Planungen laufend, jede 
neunte (11,1%) regelmäßig ohne Angabe eines genaueren Zeitraums. Wenige Befragte 
(5,9%) geben an, diese vierteljährlich zu überarbeiten. Genauso viele machen keine 
Angabe. 
Diagramm 5-15 stellt die Antworten auf die Frage dar, ob und mit wem vorhandene Pla-
nungen abgestimmt sind und falls ja, auf welcher Ebene dies erfolgt. Die Befragten geben 
überwiegend (63,2%) an, dass die Planungen nicht abgestimmt sind. Rund jede sechste 











































Diagramm 5-14 Ergebnisse 6.4 Pla-
nungsgrundlage 
(eigene Darstellung) 
Diagramm 5-15 Ergebnisse 6.5 Überar-
beitungsintervall 
(eigene Darstellung) 
Diagramm 5-13 Ergebnisse 6.6 Abstim-
mung der Planungen 
(eigene Darstellung) 
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gibt rund jede*r zehnte Befragte (10,5%) an, die Planungen mit benachbarten Einrichtun-
gen derselben Verwaltungsebene abzustimmen. Genauso viele machen keine Angabe. 
 Allgemeine Angaben 
Die allgemeinen Angaben dienen der Erfassung des Spektrums der befragten Untersu-
chungsgruppe. Auf eine ausführliche Analyse wird an dieser Stelle verzichtet, da alle Be-
fragten in der Untersuchungsgruppe als gleichwertig und gleichermaßen zuständig (vgl. 
2.1) angesehen werden. Die Eigenschaften der Untersuchungsgruppe (für alle Angaben in 
diesem Unterkapitel: n=37) werden daher nur umrissen:  
Die Umfrageteilnehmenden arbeiten überwiegend (70,3%) in Einrichtungen mit einem 
Zuständigkeitsbereich bis 20.000 Bürger*innen. 30 Befragte (81,1%) sind auf Kommunal-
ebene, 7 weitere (18.9%) auf Kreisebene tätig. Die Teilnehmenden ordnen ihre Einrich-
tungen mehrheitlich (89,2%) der Kategorie Verwaltung zu und geben an, dass dort vier 
bis 3000 Personen (durchschnittlich 340,3) arbeiten. Zum Kreis der ausnahmslos haupt-
amtlichen Teilnehmenden zählen in erster Linie Führungskräfte (56,8%), aber auch Mit-
arbeitende (32,4%) und politisch Verantwortliche (10,8%). Verantwortlich für die Pla-
nungen ist nach eigenen Angaben über die Hälfte der Befragten (56,8%). 
 Verbesserungspotential und Kontaktmöglichkeiten 
 
Diagramm 5-16 Ergebnis Bewertung der Unterstützung durch andere Stellen 
 (Durchschnittswerte, eigene Darstellung) 
Die Einordnung erfolgt auf einer Linearskala von 1 (sehr gut) bis 5 (sehr schlecht). Dia-
gramm 5-16 zeigt die Mittelwerte der Bewertungen, für die die Werte „trifft nicht zu“ und 
„keine Angabe“ ausgeschlossen wurden. Während sich die Teilnehmenden durch Kolle-
gen noch gut (2,34) unterstützt fühlen, sinkt dieser Wert bereits bei Vorgesetzten ab 
(2,47). Die Unterstützung durch andere interne Abteilungen wird als akzeptabel (2,64) 
vor der Unterstützung durch übergeordnete Einrichtungen und Behörden (2,97) einge-
stuft. Schlechter als akzeptabel wird die Unterstützung durch das Land (3,21) fast ge-























8.1 Bewertung der Unterstützung durch andere Stellen
(1-sehr gut bis 5-sehr schlecht, Durchschnittswerte)
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Diagramm 5-17 Ergebnis Einschätzung eigene Vorbereitungen 
(eigene Darstellung) 
Die Bewertung des eigenen Vorbereitungsstands der Teilnehmenden werden in Dia-
gramm 5-17 dargestellt. 
Die Befragten beurteilen ihre Vorbereitungen überwiegend als akzeptabel (36,1%). Ein 
Drittel der Befragten (33,3%) ordnet die eigenen Vorbereitungen bei der Kategorie 
schlecht ein. Jeweils rund jede zehnte Einrichtung (11,1%) beurteilt die Vorbereitungen 
gut oder sehr schlecht. Lediglich ein*e Befragte*r (2,8%) sieht sich sehr gut vorbereitet. 
Im Vergleich zwischen Kommunen und Landkreisen zeigt sich der größte Unterschied bei 
der Kategorie schlecht: Während sich nur etwas mehr als jede vierte Kommune (27,6%) 
schlecht vorbereitet sieht, ordnen sich rund drei von fünf Befragten (57,1%) der Land-
kreise dort ein. Ebenso sind in den Kategorien sehr schlecht und akzeptabel deutliche Un-









Kommunen 3,4% 10,3% 37,9% 27,6% 13,8%
Untere
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8.2 Einschätzung eigener Vorbereitungen
(n=36)
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Diagramm 5-18 Ergebnisse Verbesserungsmöglichkeiten  
(eigene Darstellung) 
Das Diagramm 5-18 dar, was den Befragten nach eigener Angabe bei der besseren Vorbe-
reitung ihrer Einrichtungen auf eine Versorgungsmangellage helfen würde. 
Nur wenige Einrichtungen haben keinen Bedarf an Hilfe (5,6%) bei den Vorbereitungen 
für einen Ausfall oder eine Beeinträchtigung Kritischer Infrastrukturen. Eine gebietskör-
perschaftsübergreifende Zusammenarbeit würde den meisten Befragten (66,7%) helfen, 
ihre Einrichtung widerstandsfähiger zu machen. Die gebietskörperschaftsübergreifende 
Zusammenarbeit ist in der Umfrage am Beispiel „die Kommune muss die Trinkwasserno-
tversorgung sicherstellen, der Landkreis sichert die Kommunikationsfähigkeit, das Regie-
rungspräsidium…“ aufgeführt, meint also die Aufgabenverteilung zwischen den verschie-
denen Verwaltungsebenen. Die zweithäufigste Antwort (63,9%) ist, dass zur Erhöhung 
der Widerstandsfähigkeit Mustervorlagen wie beispielsweise Handreichungen, Checklis-
ten, o. Ä. helfen würden. Knapp weniger Befragte (61,1%) sehen Empfehlungen und Pra-
xisbeispiele als hilfreich für die eigene Vorbereitung an. Konkrete Zielvorgaben (z.B. „Ein-
















8.3 Hilfsmöglichkeiten zur besseren Vorbereitung 
(Mehrfachnennungen möglich, n=36)
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Befragten (55,6%) helfen, sich besser vorzubereiten. Mehr als jede*r dritte Befragte 
(36,1%) gibt an, der regelmäßige Austausch mit anderen Beteiligten würde helfen. 
Acht Teilnehmende (22,2% der Teilnehmenden, die die Umfrage bis dorthin bearbeitet 
haben) hinterließen in einem abschließenden Feld für Mitteilungen an den Autor Kom-
mentare. Neben drei Erklärungen zum derzeitigen Planungsstand in den Einrichtungen 
der Kommentierenden drücken vier Befragte den Wunsch aus, mehr in diese Richtung zu 
arbeiten und die Planungen auszubauen.  
  
  6 DISKUSSION  
  50 
6 Diskussion 
Basierend auf der festgestellten weitestgehenden Repräsentativität der Ergebnisse wer-
den diese im Folgenden diskutiert. Dabei wird neben einem Blick auf die Erkenntnisse aus 
den einzelnen Bereichen der Umfrage (6.1-6.6) auch der Vergleich mit dem Stand der Wis-
senschaft und Praxis gezogen (6.7) und die Methodik generell diskutiert (6.8). Abschlie-
ßend werden die in der Stichprobe befragten Einrichtungen in den Kontext der Grundge-
samtheit gestellt (6.9). 
Mit insgesamt 49 (teilweise) beantworteten Datensätzen wird eine hohe Rückmeldequote 
erzielt, was sowohl Erwartungswerte des Autors als auch Erfahrungswerte vergangener 
Studien übersteigt (vgl. Bretschneider 1997). Dies zeigt das grundlegende Interesse an 
der Thematik und die Relevanz der Bearbeitung im Rahmen dieser Arbeit. 
 Allgemeiner Planungsstand 
Wenngleich die Befragten ihre Einrichtung überwiegend zu den Kritischen Infrastruktu-
ren zählen (vgl. 5.1), sind oftmals keine Vorbereitungen für den Ausfall anderer Kritischer 
Infrastrukturen vorhanden. Im Bereich der Trinkwassernotversorgung haben nur 17,4% 
der Befragten Planungen zur Versorgung ihrer Mitarbeitenden, im Bereich der Nahrungs-
mittelversorgung nur 8,9% und für eine Beschaffung von Bargeld nur 4,7% (vgl. 5.2, 5.3 
& 5.5). Ebenso werden die Aspekte Schlafmöglichkeiten und Sanitäranlagen überwiegend 
nicht betrachtet, wenngleich sie zur Befriedigung der Grundbedürfnisse der Mitarbeiten-
den notwendig sind (vgl. 5.4).  
Dies steht im Widerspruch zu rechtlichen Vorgaben, wie sie beispielsweise für Aktienge-
sellschaften oder große Gesellschaften mit beschränkter Haftung bestehen (vgl. BMI 
2011). Diese sind gesetzlich verpflichtet, ein Risiko- und Krisenmanagement aufzubauen, 
ihre Notfallpläne stetig fortzuschreiben und neben anderen Faktoren auch den Schutz der 
Mitarbeitenden zu gewährleisten (vgl. z.B. § 317 Handelsgesetzbuch – HGB, §§ 91, 93 Ak-
tiengesetz – AktG). Wenngleich die grundsätzliche Verpflichtung Planungen vorzuhalten 
in der Wirtschaft also zumindest für größere Unternehmen gegeben ist, sind diese in der 
öffentlichen Verwaltung überwiegend nicht vorhanden. Auch sind Betreiber Kritischer 
Infrastrukturen verpflichtet, die für die Bevölkerung notwendigen Versorgungsleistun-
gen aufrechtzuerhalten (vgl. Ebeling 2017; Engels 2017). Auch dies ist für die vom Sektor 
Staat und Verwaltung erbrachten Leistungen über die generelle Zuständigkeit hinaus 
nicht näher definiert. Der Unterschied wird insbesondere bei der Betrachtung der Ergeb-
nisse von Befragten aus der Kreisebene deutlich: Die Befragten geben an, dass zwischen 
900 und 3000 Mitarbeitende15 in ihrer Einrichtung tätig sind – also Größen, die denen 
                                                        
 
15 Ein Ergebnis wurde hier ausgeschlossen, da es sich bei „4“ Mitarbeitenden bei einer Einrichtung auf Kreis-
ebene offensichtlich um eine falsche Angabe handelt. 
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großer Unternehmen entsprechen. Dem Gegenüber geben 69,6% der Befragten an, dass 
sie keine Planungen im Bereich der Trinkwasserversorgung für ihre Mitarbeitenden ha-
ben oder sich diese erst in der Entstehung befinden. Im Bereich der Nahrungsmittelver-
sorgung 80% der Befragten an, über keine finalen Planungen zu verfügen. Dies zeigt einen 
deutlichen Unterschied zwischen dem betrachteten, rechtlich bindenden Schutzniveau 
hinsichtlich des Risiko- und Krisenmanagements, das für Unternehmen vorgeschrieben 
ist und den betrachteten Einrichtungen. 
Lediglich im Bereich der Energieversorgung ist fast jede zweite Einrichtung (48,8%) mit 
Planungen ausgestattet (vgl. 5.4). Der genauere Blick zeigt allerdings auch hier, dass zwar 
Möglichkeiten zur Beleuchtung der Arbeitsplätze bei den meisten Befragten mit einer Pla-
nung für die Energieversorgung bedacht wurden, allerdings bereits Heizmöglichkeiten 
überwiegend nicht mehr vorhanden sind (vgl. 5.4). Die in Diagramm 5-6 dargestellte Ant-
wortverteilung zeigt deutlich die Korrelation zwischen den Befragten, die grundsätzliche 
Planungen für die Energieversorgung und Beleuchtungsmöglichkeiten vorgesehen haben. 
Dies zeigt den Fokus der Vorbereitungen: Der Bereich der Stromversorgung wird in Hand-
reichungen, Empfehlungen und Musterplänen thematisiert, da er als Schlüsselinfrastruk-
tur für die Funktionsfähigkeit aller anderen Kritischen Infrastrukturen angesehen wird 
(BBK 2011). Entsprechend sind die befragten Einrichtungen entweder verpflichtet oder 
es wird ihnen zumindest empfohlen, eine Notstromversorgung zu gewährleisten (vgl. 
2.2.2). Darüberhinausgehende Vorbereitungen sind meist nicht vorhanden. 
Abbildung 6-1 zeigt, dass diese grundsätzliche und für die Befragten offensichtliche Fra-
gestellung nach den Planungen ihrer Einrichtung im Verlauf der Umfrage weiter durch 
weniger offensichtliche Fragestellungen ergänzt wird: 
 
Abbildung 6-1 Detailstufen der Planungen  
(eigene Darstellung) 
Auch Einrichtungen der öffentlichen Verwaltung sind abhängig von der Verfügbarkeit von 
Trinkwasser (Baggett & Simpkins 2018). Mit der Frage, ob die rationierte Ausgabe von 
Trinkwasser oder Nahrungsmitteln Teil der Planungen ist, wird die Detailtiefe der Pla-
nungen untersucht: Die generelle Empfehlung für alle Bundesbürger*innen ist, für den 
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2017a). Der Alltagsverbrauch außerhalb von Versorgungsausfällen liegt allerdings bei 
123 Litern pro Kopf und Tag, davon werden durchschnittlich 5 Liter für Essen und Trin-
ken genutzt (BDEW Bundesverband der Energie- und Wasserwirtschaft e.V. 2018). Je 
nach wissenschaftlicher Studie werden als physiologisch notwendige Wassermenge 
Werte zwischen 1,8 und 5 Litern pro Tag und Kopf angesetzt – jedoch ohne die Nahrungs-
zubereitung (Gleick 1996). Die Empfehlungen des BBK sind also bereits hier sehr niedrig 
angesetzt und werden dennoch von den untersuchten Einrichtungen nicht erfüllt. Die Dif-
ferenz zwischen Alltagsverbrauch (5 Liter) und Empfehlung für den Notfall (2 Liter) zeigt 
die Notwendigkeit der Rationierung und koordinierten Ausgabe des verfügbaren Trink-
wassers im Notfall, da andernfalls die Vorräte nicht für den geplanten Zeitraum ausrei-
chen. Die Umfrage zeigt, dass die Planungen diese Detailtiefe nicht erreichen: In der Trink-
wasserversorgung haben lediglich 8,9% der Einrichtungen die rationierte Ausgabe in den 
Planungen vorgesehen (vgl. 5.2). Im Bereich der Nahrungsmittel haben alle Befragten, die 
generell Planungen in diesem Bereich vorgesehen haben, auch die rationierte Ausgabe 
miteinbezogen. Allerdings geben im Bereich der Nahrungsmittel auch nur 8,9% an, über 
Planungen zu verfügen (vgl. 5.3). 
Im Bereich der Ruhemöglichkeiten und Sanitäranlagen wird die Detailtiefe der Planungen 
weiter untersucht: Eine potenziell ausfallende Kritische Infrastruktur ist die Wasserver-
sorgung und damit auch die Abwasserentsorgung (Gillette u.a. 2002). Neben der Trink-
wasserversorgung hat dies für die Nutzbarkeit der Sanitäranlagen verheerende Auswir-
kungen, die als Folge potenziell zur Nichtnutzbarkeit der Arbeitsplätze der Mitarbeiten-
den führen. Diese verkettete Abhängigkeit und die hohe Versorgungssicherheit im Alltag 
machen Sanitäranlagen zu einem weniger offensichtlichen Gegenstand der Befragung. Of-
fensichtlicher, aber nur am Rande der Betrachtung, ist der Bedarf an Ruhe- und Schlaf-
möglichkeiten: Es wird davon ausgegangen, dass bei einem Ausfall oder einer Beeinträch-
tigung Kritischer Infrastrukturen eine Erhöhung der Arbeitszeit oder Schichtbetrieb nicht 
auszuschließen ist, um allen anfallenden Aufgaben zu begegnen. Da ebenso nicht auszu-
schließen ist, dass das Zuhause der Mitarbeitenden oder der Weg dorthin nicht nutzbar 
ist, sind Ruhe- und Schlafmöglichkeiten am Arbeitsplatz zu planen. In der Umfrage geben 
für den Bereich der Ruhe- und Schlafmöglichkeiten 46,2% der Befragten an, dies sei 
schlichtweg nicht bedacht, die Planungen seien nicht vorhanden oder unvollständig. Für 
wasser- und stromunabhängige Sanitäranlagen sind in diesen zwei Antwortgruppen 
75,0% der Befragten einzuordnen (vgl. 5.4). Die Begründungen in der Umfrage, warum 
diese Bereiche nicht geplant sind, unterstützen somit die These einer wenig detaillierten 
Planungstiefe. 
Zusammenfassend zeigen die Ergebnisse, dass die befragten Einrichtungen überwiegend 
keine Planungen für den Ausfall oder die Beeinträchtigung Kritischer Infrastrukturen be-
sitzen. Damit erfüllen sie nicht die Vorgaben, die vom Gesetzgeber an vergleichbar große 
Wirtschaftsunternehmen gestellt werden. Auch jene, die generelle Planungen vorhalten, 
erreichen mehrheitlich nur eine geringe Detailtiefe und lassen in der Umfrage abgefragte 
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Themenfelder unberücksichtigt. Eine Ausnahme stellt die Möglichkeit zur Beleuchtung 
relevanter Räumlichkeiten dar, die bei rund der Hälfte der Befragten vorhanden ist. 
 Vorräte 
Die in 6.1 gewonnenen Erkenntnisse werden weiter durch den Blick auf die Vorratshal-
tungen der befragten Einrichtungen unterstützt: Die Versorgung der Mitarbeitenden mit 
Trinkwasser und Nahrungsmitteln ist lebensnotwendig für diese und somit evidenter Be-
standteil der Befragung. Wenngleich im Bereich der Trinkwasserversorgung für die Mit-
arbeitenden 41,3% der Befragten angeben, dass Vorräte vorhanden seien, wird dies durch 
die Kommentare relativiert (vgl. 5.2). Dort gibt nur ein*e Befragte*r an, Vorräte für drei 
Tage vorzuhalten. Weitere geben an, die Vorräte seien nur in geringen Mengen oder je 
nach Lagerbestand vorhanden. Ein anderer Kommentar verweist auf die Vorratshaltung 
im Tank eines Feuerwehrfahrzeuges, dessen Inhalt jedoch die rechtlichen Vorgaben für 
den Gebrauch als Trinkwasser nicht erfüllt (vgl. Verordnung über die Qualität von Wasser 
für den menschlichen Gebrauch, Trinkwasserverordnung – TrinkwV). Eine spezifische 
Vorhaltung für einen Versorgungsausfall im Bereich des Trinkwassers ist daher nicht vor-
handen, wenngleich nur von wenigen Teilnehmenden Kommentare hinterlassen wurden. 
Diese Vorhaltung ist obsolet, sobald eine ständige Versorgung sichergestellt ist. Außer 
den leitungsgebundenen Trinkwassernetzen stellen leitungsunabhängige Brunnen (sog. 
Notbrunnen) den ständigen Zugang zu Trinkwasser sicher. Diese Notbrunnen sind bei 
19,6% der Befragten vorhanden, weitere 8,7% arbeiten derzeit an der Einrichtung (vgl. 
5.2).  
Neben Trinkwasser stellt die Nahrungsmittelversorgung eine lebensnotwendige Res-
source in einer Mangellage dar. Für die Versorgung mit Nahrungsmitteln halten jedoch 
lediglich 4,4% der befragten Einrichtungen Vorräte vor, weitere 8,9% arbeiten derzeit an 
einer Bevorratung. 
Allen Bürger*innen wird die Bevorratung von Trinkwasser und Nahrungsmitteln für 14 
Tage empfohlen (BBK 2017a). Dies wird bei den befragten Einrichtungen bei Weitem 
nicht erreicht: Die wenigsten Einrichtungen halten überhaupt Vorräte vor und noch weit 
weniger in Mengen, die die Funktionsfähigkeit der Einrichtungen über mehrere Tage si-
cherstellen. Zugleich ist an dieser Stelle hinzuzufügen, dass konkrete Umsetzungsmaß-
nahmen wie die einer Vorratshaltung auch für Wirtschaftsunternehmen nicht vorge-
schrieben sind (BMI 2011). Lediglich der Auftrag zur Sicherstellung der Funktionsfähig-
keit schließt indirekt die Vorratshaltung für Einrichtungen der öffentlichen Verwaltung 
wie auch für Wirtschaftsunternehmen ein. 
Darüber hinaus ist es nur möglich, die Anwesenheit der Mitarbeitenden nur sicherzustel-
len, wenn die Fortzahlung der Gehälter oder der Besoldung gesichert ist. Insbesondere 
unter den anzunehmenden öffentlichen Zuständen ist über die Auszahlung von Bargeld 
die Sicherung der Lebensgrundlage der Mitarbeitenden zu gewährleisten (Petermann u.a. 
2011). 34,9% der Befragten geben an, dass ihre Einrichtungen über Bargeldvorräte 
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verfügen (vgl. 5.5). Zugleich ist bei der Auswertung der Kommentare ein ähnliches Bild 
wie bei der Trinkwasserversorgung vorzufinden: Die Vorräte sind nur in geringem Um-
fang vorhanden und beziehen sich auf die Tageseinnahmen. Eine Nutzung für die Auszah-
lung der Gehälter oder der Besoldung ist demnach nicht vorgesehen. Zugleich ist anzu-
nehmen, dass die Mitarbeitenden bei einem Versorgungsausfall mit einer inflationären 
Preisentwicklung konfrontiert werden, was die Vorhaltung von ausreichenden Bargeldre-
serven notwendig macht (Radvanovsky & McDougall 2019).  
Abschließend begrenzt sich die Vorratshaltung der befragten Einrichtungen auf die Re-
serven, die für den Alltagsbetrieb notwendig sind. Eine spezifische Bevorratung für eine 
Versorgungsmangellage ist überwiegend nicht vorhanden. Durch den erhobenen Errei-
chungsgrad von Notbrunnen ist dennoch rund jede fünfte Einrichtung auch langfristig im 
Bereich der Trinkwasserversorgung abgesichert. 
 Rahmenverträge 
In Empfehlungen des Bundes werden oftmals Rahmenverträge als das Mittel der Wahl 
genannt, um Vorräte nicht selbst vorzuhalten oder Versorgungsleistungen zu sichern (vgl. 
z.B. BBK 2015a; BMI 2005, BMI 2011, BMI 2016; BSI 2015). Stattdessen werden die Güter 
im Wirtschaftskreislauf belassen und den Einrichtungen nur bei Bedarf zugeführt, was in 
erster Linie die Vorteile der Wirtschaftlichkeit und der stetigen Umwälzung mit sich 
bringt. Als Nachteil ist die Abhängigkeit der Güterverfügbarkeit von (meist privaten) Un-
ternehmen anzusehen, die abhängig vom betrachteten Schadensszenario eventuell selbst 
nicht handlungsfähig sind. 
Die Befragung zeigt, dass derartige Verträge nur bei den wenigsten der Befragten ge-
schlossen wurden: Während im Bereich der Trinkwasserversorgung 6,5% der Befragten 
Zulieferverträge mit Privatanbietern geschlossen haben, sind für die Nahrungsmittelver-
sorgung der Mitarbeitenden keinerlei vertragliche Leistungen vereinbart (vgl. 5.2 & 5.3). 
Für die Erschließung geplanter Ressourcen wird in keinem der in der Umfrage behandel-
ten Themenfelder auf die Dienste von Privatanbietern gesetzt (vgl. 5.6). Die Abfrage nach 
der geplanten Erschließung umfasst dabei zusätzlich die Felder Notstromversorgung, 
Schlafmöglichkeiten, Sanitäranlagen und Bargeld. 
 Zeitlicher Kontext 
In der Betrachtung der Literatur (2) werden zwei bestehende konkrete Schutzniveaus 
identifiziert: Das erste wird durch die Empfehlung (für spezielle Gebäude auch Vorgabe) 
einer Notstromversorgung für 72 Stunden dargestellt (BBK 2015a; Regierungspräsidium 
Karlsruhe 2014). Die Notstromversorgung ist gebäudeabhängig und vorrangig für die 
technische Aufrechterhaltung der Funktionsfähigkeit installiert. Daher wird als erstes Ni-
veau die Funktionsfähigkeit von besonderen Einrichtungen für drei Tage identifiziert. Das 
zweite Niveau wird durch die Empfehlung an alle Bürger*innen dargestellt, einen Notvor-
rat für 14 Tage vorzuhalten. Dieser Grundvorrat sichert das Überleben der Bevölkerung. 
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Dieses zweite festgestellte Niveau liegt damit in der Überlebensfähigkeit für zwei Wochen. 
Die festgestellten Schutzniveaus sind in Abbildung 6-2 dargestellt. 
 
Abbildung 6-2 Identifizierte Schutzniveaus  
(eigene Darstellung) 
Wenn diese Werte angelegt werden, erfüllen drei der befragten Einrichtung das erste ge-
nannte Schutzniveau von drei Tagen Funktionsfähigkeit in allen hier bearbeiteten The-
menbereichen. Das zweite Schutzniveau der Überlebensfähigkeit wird von keiner der be-
fragten Einrichtungen in allen Themenbereichen für die Mitarbeitenden sichergestellt. 
Zugleich ist diese Interpretation der Schutzniveaus aus anderen Bereichen problema-
tisch: Ein Schutzniveau setzt voraus, dass es flächendeckend von verantwortlichen Stellen 
als Vorgabe oder zumindest als Empfehlung etabliert ist. Dies ist nicht der Fall. Darüber 
hinaus basieren diese Schwellenwerte auf keiner wissenschaftlichen Grundlage, die eine 
Identifikation als „Stand der Technik“ zulassen. Wenn sie dennoch angelegt werden, sind 
konsequenterweise auch die abgefragten Themenbereiche der Umfrage neu zu bestim-
men: Der Mensch ist in der Lage, bis zu vier Tage ohne Wasser auszukommen und ist bis 
zu drei Wochen ohne Nahrung überlebensfähig (BBK 2017a, S. 11). Wenn also für die drei-
tägige Funktionsfähigkeit der Einrichtung lediglich das Kriterium angelegt wird, für drei 
Tage das Überleben der Mitarbeitenden sicherzustellen, ist eine Vorbereitung der öffent-
lichen Verwaltung für einen Versorgungsausfall hinsichtlich des eingesetzten Personals 
nicht notwendig.  
Die Leistungsfähigkeit des Menschen nimmt jedoch bei Flüssigkeitsmangel rapide ab, so-
dass die Funktionsfähigkeit der Ressource Mensch abhängig von dessen Trinkwasserver-
sorgung ist (Gleick 1996). Der physiologische Bedarf der Mitarbeitenden schränkt somit 
die Aufrechterhaltung der Funktionsfähigkeit auf wenige Stunden ohne Trinkwasserver-
sorgung ein. Für die ausreichende Versorgung auf dem Niveau der Arbeitsfähigkeit sind 
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6.1). Das bloße Überleben der Mitarbeitenden sichert also nicht deren Arbeitsfähigkeit, 
im Gegensatz dazu sichert die Treibstoffvorhaltung durchaus die Arbeitsfähigkeit eines 
Notstromaggregats.  
Grundsätzlich sind die identifizierten Schutzniveaus also nicht ohne Weiteres übertrag-
bar und auch die Werte sind nicht als gegeben hinzunehmen, sondern individuell zu prü-
fen. Die festgestellten Schutzniveaus sind zusammenfassend nicht auf die Personalres-
sourcen der öffentlichen Verwaltung zu übertragen und ihre Übertragbarkeit auf andere 
Betrachtungsbereiche ist stets zu prüfen. Sie sind als Empfehlungen publiziert und auch 
als solche zu verstehen, um eine grundsätzliche Resilienz besonderer Einrichtungen oder 
der Bevölkerung zu erzielen. 
Trotz der Mehrzahl der Befragten ohne spezifische Planungen, Vorräte oder Rahmenver-
träge zu Fragestellungen dieser Arbeit zeigt sich in der qualitativen Beurteilung in Dia-
gramm 5-11, dass die Einrichtungen in der Lage sind, ihre Funktionsfähigkeit eine gewisse 
Zeit aufrechtzuerhalten. Durch die generellen Vorhaltungen von Ressourcen für den All-
tagsgebrauch stellt sich ein geringer Vorbereitungsgrad auch ohne explizite Planungen 
ein. Beispielsweise werden in Einrichtungen mit einer Getränkeausgabe bereits im Alltag 
nicht jeden Tag Getränke bestellt, sondern es wird ein Grundvorrat angelegt, der den Be-
darf der Beschäftigten für einen bestimmten Zeitraum deckt. Durch den Wegfall anderer 
Bezugsquellen wird dieser Grundvorrat bei einem Ausfall oder einer Beeinträchtigung 
Kritischer Infrastrukturen nur für einen kürzeren Zeitraum ausreichen. 
Dies zeigt sich in den Antworten der Befragten (Antwort „keine Angabe“ für Auswertung 
ausgeschlossen): Beispielsweise besitzen in Bezug auf die Trinkwasserversorgung nur 
rund 17,8% der Befragten generelle Planungen (vgl. 5.2). Dennoch geben mit 47,4% fast 
die Hälfte der Teilnehmenden an, dass sie drei Tage und länger Vorräte besäßen. Nur rund 
15,8% der befragten Einrichtungen ist einen Tag oder weniger arbeitsfähig (vgl. 5.6). 
Durch die Alltagsvorhaltungen im normalen Betrieb bleibt somit eine Latenzzeit, bevor 
ein Versorgungsausfall oder eine -beeinträchtigung Auswirkungen auf den Dienstbetrieb 
bezogen auf das Personal hat. Schematisch ist dies in der folgenden Abbildung 6-3 darge-
stellt: 
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Abbildung 6-3 Latenzzeit durch Alltagsvorhaltung 
(schematisch, eigene Darstellung) 
Die Dauer der in Abbildung 6-3 dargestellten Latenzzeit hängt neben den einrichtungs-
spezifischen Vorhaltungen auch von anderen einrichtungsspezifischen und individuellen 
Faktoren ab. Beispielsweise sind dies persönlich mitgeführtes Trinkwasser oder Nah-
rungsmittel, Größe der Einrichtung, Anzahl der Mitarbeitenden, bauliche Gegebenheiten 
und viele weitere Faktoren (dieser Gedanke wird in 8.1 weiter ausgeführt). 
 Verbesserungspotential 
Von den neun Sektoren der Kritischen Infrastrukturen, die in Deutschland definiert sind, 
bildet ein Sektor den Staat und die Verwaltung ab (BMI 2009). Für deren umfassenden 
Schutz ist eine Vielzahl von Maßnahmen notwendig. Angesichts dessen geben zwei Drittel 
der Befragten an, dass ihnen eine gebietskörperschaftsübergreifende Zusammenarbeit 
bei der besseren Vorbereitung ihrer Einrichtung auf den Ausfall oder die Beeinträchti-
gung Kritischer Infrastrukturen helfen würde. Die gebietskörperschaftsübergreifende Zu-
sammenarbeit meint hier die Aufgabenteilung zwischen den verschiedenen Verwaltungs-
ebenen. In der Umfrage war daher als Beispiel „die Kommune muss die Trinkwassernot-
versorgung sicherstellen, der Landkreis sichert die Kommunikationsfähigkeit, das Regie-
rungspräsidium…“ angegeben.  
Unter vielen Publikationen, die den Kommunen und Kreisen bereits zur Bearbeitung des 
Bereichs der Kritischen Infrastrukturen zur Verfügung stehen, widmet sich keine explizit 
der Aufrechterhaltung der Funktionsfähigkeit des Sektors Staat und Verwaltung (vgl. 2.2). 
Entsprechend ist der Wunsch nach Mustervorlagen, Empfehlungen und Praxisbeispielen 
bei über 60% der Befragten vorhanden. 
Als einer der Kernaspekte wird in dieser Arbeit das Fehlen konkreter Zielvorgaben ange-
sehen, den 55,6% der Befragten als hilfreich betrachten. Die in dieser Arbeit festgestellten 
immensen Unterschiede in den Planungen machen deutlich, dass ein langandauernder 
großflächiger Ausfall zu einem kommunal völlig unterschiedlichen Versorgungsniveau 
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eine gleichbleibende Versorgung der Bevölkerung zu gewährleisten. Zugleich ermögli-
chen auch erst einheitliche Standards die interkommunale Zusammenarbeit in der Prä-
vention und der Bewältigung einer derartigen Lage. 
Der regelmäßige Austausch der beteiligten Akteure ist für 36,1% der Befragten ein wei-
teres Bedürfnis. Grundsätzlich stellt der Aufbau und das Betreiben eines Netzwerks eine 
große Herausforderung für die Verantwortlichen in der öffentlichen Verwaltung dar (Ka-
pucu, Hu & Khosa 2014). Dies gewinnt insbesondere durch den Wunsch nach einem ein-
heitlichen Schutzniveau und die derzeitig nicht abgestimmten Planungen bei 63,2% der 
Befragten an Bedeutung.  
 Gesamte Befragung 
Die Ergebnisse einer Vielzahl von Fragestellungen und insbesondere der Kommentare 
zeigen auf, dass die in der Umfrage behandelten Themen von den Befragten oftmals nicht 
in die Überlegungen und Planungen miteinbezogen wurden – oder zumindest nicht in 
dem abgefragten Umfang. Besonders deutlich wird dies bei der Fragestellung „Wie beur-
teilen Sie die Vorbereitungen Ihrer Einrichtung auf einen Ausfall Kritischer Infrastruktu-
ren?“, die in der Umfrage zu Beginn und zum Ende gestellt wurde. Die Ergebnisse sind 
nachfolgend in Diagramm 6-1 und Diagramm 6-2 dargestellt: 
 
 
Diagramm 6-1 Ergebnis Einschätzung der Vorbereitungen zu Beginn der Umfrage 
(eigene Darstellung)  

















1.2 & 8.2 Einschätzung der eigenen Vorbereitungen 
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Es ist deutlich zu erkennen, dass die Befragten ihre Vorbereitungen am Ende der Befra-
gung überwiegend schlechter einschätzen als zu Beginn. Das Anlegen einer Linearskala 
(1-sehr gut bis 5-sehr schlecht) zeigt die Entwicklung: Zu Beginn der Umfrage bewerteten 
die Befragten ihre Vorbereitungen durchschnittlich mit 3,04. Die gleiche Frage am Ende 
ergibt einen Durchschnitt von 3,41. Die Teilnehmenden schätzen ihre Vorbereitungen so-
mit 0,37 Punkte schlechter ein. Besonders deutlich ist dies an der Kurve der Unteren Ka-
tastrophenschutzbehörden (orange) zu erkennen: Wesentlich weniger Befragte antwor-
teten mit „gut“ und wesentlich mehr mit „schlecht“ oder „sehr schlecht“. 
Dies lässt die Schlussfolgerung zu, dass die behandelten Themengebiete bislang nicht – 
oder nur in einer geringeren Detailtiefe – Einzug in Überlegungen und Planungen hielten. 
Den Teilnehmenden wurde im Verlauf der Umfrage bewusst, dass ihre Vorbereitungen 
nicht so gut sind, wie sie zu Beginn annahmen. Die Beteiligung an der Umfrage hat somit 
bei manchen Befragten zu einer Erweiterung des Blickwinkels und einer Auseinanderset-
zung mit den Fragestellungen geführt. Damit wurde durch die Teilnahme für die Befrag-
ten ein Mehrwert erzielt. 
 Vergleich mit dem Stand der Wissenschaft und Praxis 
Die Betrachtung des Standes der Wissenschaft und Praxis (2) ergibt, dass die rechtliche 
Verpflichtung zur Vorbereitung auf einen Versorgungsausfall oder eine -beeinträchtigung 
gegeben ist. Dieser Auftrag ist der Untersuchungsgruppe überwiegend bewusst, wie die 
Identifikation der eigenen Einrichtung als Kritische Infrastruktur zeigt. Zudem ist dies an 
der Vorhaltung genereller Planungen im Bereich der Kritischen Infrastrukturen bei fast 
der Hälfte der Befragten zu sehen. Die Differenzierung in verschiedene Aspekte rund um 
die Aufrechterhaltung der Funktionsfähigkeit der eigenen Einrichtung im weiteren Ver-
lauf der Umfrage zeigt jedoch auch, dass nur bei wenigen Befragten konkrete Planungen, 
Vorräte oder Rahmenverträge vorhanden sind. Wenngleich das Bewusstsein also vorhan-
den ist, mangelt es oftmals an der Umsetzung von praktischen Maßnahmen zur Erhöhung 
des Vorbereitungsgrads. 
In der Literatur wird lediglich ein konkretes Schutzniveau für Unternehmen und Behör-
den empfohlen oder vorgegeben: Eine Notstromversorgung für 72 Stunden. Weit mehr 
Befragte als in allen anderen Feldern geben an, dass diesbezüglich Vorbereitungen vor-
handen sind und diesen die empfohlenen oder vorgeschriebenen 72 Stunden zugrunde 
liegen. Zugleich sind die Vorhaltungen der befragten Einrichtungen damit im Bereich der 
Notstromversorgung wesentlich höher als in allen anderen Feldern. Dies unterstützt zum 
einen die Aussagen der Befragten, dass sie sich für ihre Planungen oftmals an den Emp-
fehlungen des Bundes oder Landes orientieren. Zum anderen zeigt dies, dass durch das 
Schaffen einheitlicher Anforderungen das Schutzniveau im Vergleich zum jetzigen Stand 
deutlich erhöht wird. Die Diskussion der anzulegenden Schutzniveaus (6.4) verdeutlicht 
zudem, dass die bestehenden Vorgaben nicht oder nur sehr begrenzt auf andere Bereiche 
übertragbar sind und nicht ausreichen, um die kompletten Vorbereitungen der öffentli-
chen Verwaltung auf diese aufzubauen. 
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Die zahlreichen bestehenden Empfehlungen des Bundes oder Landes richten sich vorwie-
gend an Unternehmen anderer Sektoren der Kritischer Infrastrukturen. Direkt an die öf-
fentliche Verwaltung richten sich nur vereinzelte Publikationen. Dies stellt derzeit eine 
Lücke dar, der die identifizierte Kritikalität der öffentlichen Verwaltung entgegensteht. 
Auch dies zeigt sich in den stark unterschiedlichen Vorbereitungen, Planungsgrundlagen 
und der Detailtiefe der Planungen: Der Vorbereitungsgrad der untersuchten Einrichtun-
gen liegt weit auseinander. Während einzelne Befragte einen sehr hohen Vorbereitungs-
grad in ihren Antworten skizzieren, fällt dieser bei einem Großteil der Befragten niedrig 
aus. Während demnach wenige Einrichtungen in der Lage sind, lange auf einem hohen 
Niveau funktionsfähig zu bleiben, sind andere nur sehr kurz und eingeschränkt arbeitsfä-
hig. 
Zusammenfassend entsprechen die Ergebnisse aus der Befragung den Erkenntnissen aus 
dem Stand der Wissenschaft und Praxis: Während zahlreiche Bereiche in wissenschaftli-
chen und praktischen Publikationen Beachtung finden, sind für die Aufrechterhaltung der 
internen Funktionsfähigkeit der öffentlichen Verwaltung und insbesondere für die Kern-
ressource Personal keine Vorgaben definiert. In der Befragung spiegelt sich dies in unein-
heitlichen, niedrigen Versorgungsplanungen für das Personal wider, die wiederum zu ei-
ner geringen Verbreitung von Vorräten, Rahmenverträgen oder umfassenden Planungs-
ansätzen führen. Dies steht im Missverhältnis zur festgestellten und von den Befragten 
bestätigten Kritikalität der Prozesse in der öffentlichen Verwaltung.  
 Methodik 
Die Methodik ist Gegenstand der Seminararbeit Entwicklung einer Erhebungsmethode zur 
Erfassung des Vorbereitungsgrads der öffentlichen Verwaltung hinsichtlich eines Ausfalls o-
der einer Beeinträchtigung Kritischer Infrastrukturen (Leib 2019). Dieser sind die grund-
sätzlichen Vor- und Nachteile, Fehlerquellen und anderen methodenspezifischen Frage-
stellungen zu entnehmen. Die hier aufgeführte Betrachtung begrenzt sich auf die bei der 
Auswertung gewonnenen Erkenntnisse. 
Durch die Wahl einer Onlineumfrage als Methode konnte das Ziel einer großflächigen em-
pirischen Erhebung gut erfüllt werden. Zugleich wurden auch die Vor- und Nachteile der 
Methode deutlich (6.8.1). Bei der Durchführung und Auswertung zeigten sich zudem meh-
rere Fehlerquellen (6.8.2). Abschließend wird die Methode bewertet (6.8.3). 
6.8.1 Vor- und Nachteile 
Zu den Vorteilen einer Onlineumfrage zählen unter anderem die Aspekte zeitliche Flexi-
bilität, die Anonymität der Umfragebeteiligten und die Möglichkeit, eine örtlich verteilte 
und durchmischte Zielgruppe zu erreichen. Die zeitliche Flexibilität ermöglicht es, die 
Umfrage über den Zeitraum von elf Wochen durchzuführen und den Befragten somit aus-
reichend Zeit für die Beantwortung zu geben. Insbesondere in großen Einrichtungen, bei 
denen viele Fachbereiche parallel an hier bearbeiteten Themen arbeiten, wird somit aus-
reichend Zeit zur Informationsgewinnung eingeräumt. Zudem wird durch den offiziellen 
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Dienstweg ein langer Kommunikationsweg bis zu den eigentlichen Befragten angenom-
men, dem somit entsprochen wird. Des Weiteren ist für die Zielgruppe ein hoher Anony-
misierungsgrad notwendig, da gegenseitige berufliche Abhängigkeiten bestehen. Diese 
Vorteile führen entgegen den Erwartungen und Erfahrungen vergangener Umfragen zu 
einer hohen Rückmeldequote bei der Befragung (vgl. Bretschneider 1997). Zudem wird 
eine große Zielgruppe an verschiedenen Standorten erreicht. Die Untersuchungsgruppe 
besteht aus Führungskräften, Mitarbeitenden und politisch Verantwortlichen. Sie ist so-
mit gut durchmischt und deckt verschiedene gruppenspezifische Kenntnisstände ab. 
Negativ wirkt sich die Methodenwahl auf die Detailtiefe und die schlechte Verifizierbar-
keit der Ergebnisse aus. Zudem zeigen sich methodenspezifische Fehlerquellen (6.8.2). 
Durch den Aufbau und die Formulierungen wird weitestgehend die Verständlichkeit auch 
ohne Fachkenntnisse angestrebt. Es wird daher auf Fachvokabular und komplexe Zusam-
menhänge verzichtet, was sich ebenso negativ auf die abgefragte Detailtiefe auswirkt. 
Auch sind der Umfrage aufgrund der Bearbeitungszeit und der vielen behandelten The-
men Grenzen gesteckt. Ein Landkreis meldete bereits bei der final genutzten Umfrage zu-
rück, dass diese zu umfassend und eine Beantwortung oder Weiterleitung daher nicht zu-
mutbar sei (vgl. 3.4). 
6.8.2 Fehlerquellen 
Unabhängig vom Untersuchungsraum weist die Zielgruppe der öffentlichen Verwaltung 
ein hohes Fehlerpotential für die Erhebung auf (Lee, Benoit-Bryan & Johnson 2012). Eine 
systematische Verzerrung ist daher anzunehmen (vgl. Kallus 2010) 
Abbildung 6-4 zeigt die Fehlerquellen, die basierend auf den Erkenntnissen bei der Aus-
wertung der Umfrageergebnisse erkannt werden: 
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Die Wahl des offiziellen Dienstwegs der öffentlichen Verwaltung zur Verteilung der Um-
frage an die Befragten (vgl. 3.4) birgt Fehlerquellen: Wenngleich die weiterverteilenden 
Landkreise vier Wochen nach erstmaliger Kontaktaufnahme erneut telefonisch an die 
Verteilung erinnert wurden, ist nicht nachzuvollziehen, ob diese die Umfrage wirklich 
weitergeleitet haben. Dies hat zwar keine direkten Auswirkungen auf die Antworten, 
wohl aber auf die Rückmeldequote. 
Direkten Einfluss auf die Antworten hat potenziell der Verzicht auf technische Schutz-
maßnahmen (vgl. 3.4). Dadurch ist keine Verifizierung der Antworten möglich. Durch das 
vollständig anonymisierte Erfassen der Umfragedaten ist es theoretisch möglich, dass 
auch die Personen außerhalb des Kreises der Befragten an der Umfrage teilnehmen. Vo-
raussetzung dafür ist lediglich der Umfragelink. Weiterhin ist es durch die hohe Anony-
misierung nicht möglich, doppelte oder gezielt falsche Angaben zu erkennen und von der 
Auswertung auszuschließen. 
Mehrere Seiten weisen zudem dieselbe Charakteristik bei der Beantwortung auf: Die 
letzte Frage hat stets eine*n Teilnehmer*in weniger als die übrigen auf derselben Web-
seite. Durch den Verzicht auf „Pflichtfragen“, die das Weiterblättern erst nach einer Be-
antwortung erlauben, ist eine – absichtliche oder unabsichtliche – Nichtbeantwortung 
einzelner Fragen möglich. Durch das Hochrechnen der getätigten Antworten führt dies 
lediglich zu einer Nichterhebung an dieser Stelle, nicht aber zu einer Verzerrung der Ant-
worten im Allgemeinen. 
Als gravierendster menschlicher Fehler ist bei einer Umfrage nie auszuschließen, dass 
Fragestellungen anders verstanden werden als dies vom Autor gemeint ist. Dies zeigt sich 
insbesondere bei den quantitativen Antwortmöglichkeiten. Hier wird von den Befragten 
oftmals angegeben, dass beispielsweise Vorräte vorhanden seien, dann im Kommentar-
feld jedoch der Zusatz angefügt, dass diese nur in geringen Mengen ausgeführt sind. Die 
Fragestellungen haben stets den Zusatz „für die Versorgung des Personals“ (oder ähnliche 
gleichbedeutende Wortwahl), was vom Autor als quantitative Größe verstanden wird. Zu-
dem wird jede Seite mit einem Informationstext eingeführt, der den Ausfall regulärer Ver-
sorgungsleistungen darstellt. Diese beiden Zusätze drücken nach Ansicht des Autors aus, 
dass nach spezifischen Vorhaltungen in Mengen, die für die Versorgung aller den Planun-
gen zugrunde gelegten Personen geeignet sind, gefragt wird. Die Befragten scheinen bei 
der Beantwortung gerade diese Frage-Antwort-Kombinationen oftmals anders verstan-
den zu haben, wie die Auswertung zeigt. 
Bedingt durch die Untersuchungsgruppe sind zwei weitere menschliche Fehlerquellen zu 
identifizieren: Zum einen sind die Themenbereiche, die Gegenstand dieser Umfrage sind, 
oftmals auf mehrere Referate, Abteilungen oder Fachbehörden aufgeteilt. Es ist daher 
nicht auszuschließen, dass Befragte nicht in allen Themenbereichen über den (aktuells-
ten) Planungsstand informiert sind und unbeabsichtigt falsche Angaben machen. Zum an-
deren ist eine Verzerrung der Angaben durch die organisatorisch bedingten 
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Abhängigkeiten innerhalb einer Einrichtung oder zwischen verschiedenen Einrichtungen 
möglich, um sich möglichst gut gegenüber Kolleg*innen oder Vorgesetzten darzustellen. 
Eine gezielte Manipulation durch Schadsoftware oder Mehrfachteilnahmen mit dem Ziel 
der Umfragebeeinflussung werden aufgrund der zeitlichen Verteilung, der Antwortver-
teilung und dem nicht gegebenen persönlichen oder beruflichen Mehrwert für eine*n der 
Befragten als sehr unwahrscheinlich betrachtet. 
Es werden sowohl technische als auch menschliche Fehlerquellen erkannt, die jedoch zu-
sammenfassend als wenig beeinflussend für die Umfrageergebnisse bewertet werden. 
Durch die Vielzahl der Antworten und die stets zusammengefasste Auswertung beeinflus-
sen die erkannten Fehler die Ergebnisse nicht signifikant.  
6.8.3 Bewertung 
Die Methode ist für die empirische Erhebung des Vorbereitungsgrads der öffentlichen 
Verwaltung im Untersuchungsraum hinsichtlich eines Ausfall oder einer Beeinträchti-
gung Kritischer Infrastrukturen gut geeignet: Orientiert an der Basis der Verwaltungsebe-
nen wird eine hohe Rückmeldequote erzielt und es werden umfassende Erkenntnisse hin-
sichtlich der Vorbereitungen zur Aufrechterhaltung der Kernressource Personal inner-
halb der öffentlichen Verwaltung gewonnen. Wenngleich eine tiefere Detailtiefe eine hö-
here Aussagekraft der Ergebnisse bewirkt, wird durch die langen Verteilwege und die 
nicht bekannten Fachkenntnisse in der Untersuchungsgruppe mit der Umfrage ein guter 
Kompromiss zwischen Leistbarkeit und aussagekräftigen Ergebnissen gefunden. 
Zusammenfassend bieten die gewonnenen Erkenntnisse eine fundierte Grundlage, um 
weitere Fragestellungen darauf aufzubauen. Eine gute Möglichkeit zum Aufbau auf die 
hier vorliegenden Ergebnisse liegt im Führen von Experteninterviews oder gruppenspe-
zifischen Befragungen zur detaillierteren Darstellung der Ergebnisse. Diese würden die 
festgestellten Nachteile der bisherigen Umfrage weitestgehend ausgleichen. Auch für 
Gruppendiskussionen, Workshops oder ähnliche Formate bieten die Ergebnisse eine gute 
Grundlage, um beispielsweise einen Diskurs zur öffentlichen Verwaltung als Kritische Inf-
rastruktur oder ein einheitliches Schutzniveau für die öffentliche Verwaltung anzustre-
ben.  
 Stichprobe 
Die Untersuchungsgruppe umfasst 272 Städte und Gemeinden, eine kreisfreie Stadt und 
neun Landkreise. Diese Werte basieren auf der Annahme, dass die Umfrage durch die 
neun Landkreise im Untersuchungsraum an die nachgeordneten Kommunen weitergelei-
tet wurde. Im Folgenden wird überprüft, ob die Zusammensetzung der Stichprobe (Um-
fragerückläufer) der Zusammensetzung der Grundgesamtheit (gesamte Untersuchungs-
gruppe) entspricht. Dazu werden in Abbildung 6-5 die Einwohner*innen im Zuständig-
keitsbereich der Einrichtungen in der gesamten Untersuchungsgruppe neben die Anga-
ben hinsichtlich der Zuständigkeitsbereichsgröße der Umfrageteilnehmenden gestellt.  
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Abbildung 6-5 Vergleich Stichprobe und Grundgesamtheit 
(eigene Darstellung, alle Daten nach Statistisches Landesamt Baden-Württemberg o. J.b) 
Der Vergleich zeigt, dass kleine Gemeinden mit weniger als 5.000 Einwohner*innen in 
ihrem Zuständigkeitsbereich in der Umfrage deutlich weniger vertreten sind als im ge-
samten Untersuchungsraum. Die Kommunen zwischen 5.000 und 20.000 Einwohner*in-
nen sind in der Umfrage stärker vertreten als in der Grundgesamtheit. Die an der Umfrage 
teilnehmenden Städten und Gemeinden mit 20.000 bis 50.000 sowie zwischen 50.000 
und 100.000 Einwohner*innen entsprechen etwa deren Anteil in der gesamten Untersu-
chungsgruppe. Die Landkreise und kreisfreien Städte mit mehr als 100.000 Einwoh-
ner*innen sind in der Stichprobe deutlich stärker vertreten als in der Grundgesamtheit. 
Während große Städte und Gemeinden zwischen 20.000 und 100.000 Einwohner sehr gut 
in der Stichprobe dargestellt werden, werden kreisfreie Städte und Landkreise (>100.000 
Einwohner*innen) sowie mittelgroße Städte und Gemeinden zwischen 5.000 und 20.000 
stärker abgebildet, als dies in der Grundgesamtheit der Fall ist. Kleine Gemeinden mit we-
niger als 5.000 Einwohner sind in der Stichprobe weit weniger vertreten als in der Grund-
gesamtheit. Diese Erkenntnisse sind insbesondere für die Interpretation und Übertrag-
barkeit der Ergebnisse zu berücksichtigen. 
Für die getrennte Betrachtung von Kreis- und Kommunalebene stellt sich mit sieben Teil-
nahmen aus der Kreisebene eine hohe Rückmeldequote von 70% ein. Diese sichert die 
Repräsentativität der Ergebnisse für die Ebene und den Untersuchungsraum (vgl. Borg 
2014). Die gewonnenen Erkenntnisse sind demnach auch für die drei anderen Einrich-
tungen auf Kreisebene übertragbar. Auf Kommunalebene ist durch die geringere Rück-

















Äußerer Ring: Einrichtung nach Einwohner*in-
nen in gesamter Untersuchungsgruppe (n=282) 
Innerer Ring: Einrichtung nach Einwohner*in-
nen unter Umfrageteilnehmenden (n=37) 
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7 Fazit 
Die gewonnenen Erkenntnisse werden im Folgenden hinsichtlich ihrer Übertragbarkeit 
auf andere Untersuchungsräume, Verwaltungsebenen und andere Kritische Infrastruktu-
ren diskutiert (7.1). Weiterhin werden sie auf die formulierten Forschungsfragen bezogen 
(7.2) und die Erkenntnisse der einzelnen Kapitel in einem Resümee zusammengefasst 
(7.3). Abschließend werden der Mehrwert sowie die Nutzung der Umfrageergebnisse er-
fasst (7.4).  
 Übertragbarkeit der Ergebnisse 
Für die Vergleichbarkeit mit anderen Studien wird exemplarisch die Möglichkeit aufge-
zeigt, statistische Kennwerte für den direkten Vergleich gleicher Fragestellungen zu be-
rechnen (7.1.1). Darauf aufbauend werden die gewonnenen Erkenntnisse mit denen an-
derer Erhebungen verglichen (7.1.2) um letztlich die Übertragbarkeit der Erkenntnisse 
auf andere Untersuchungsräume, Verwaltungsebenen und andere Kritische Infrastruktu-
ren zu diskutieren (7.1.3-7.1.5). 
7.1.1 Exemplarische Berechnung statistischer Kenngrößen 
Die gegebenen Antworten zum Vorbereitungsstand der befragten Einrichtungen werden 
in den Ergebnissen (5) und der Diskussion (6) entweder absolut oder prozentual darge-
stellt. Insbesondere wenn die Vergleichbarkeit mit anderen Studien angestrebt wird, ist 
es möglich, aus den gegebenen Antworten weitere statistische Werte als Kenngrößen für 
die Übertragbarkeit zu errechnen. Exemplarisch wird dies im Folgenden für die Frage 
„Wie beurteilen Sie die Vorbereitungen Ihrer Einrichtungen auf einen Ausfall Kritischer 
Infrastrukturen?“ (Frage 1.2) durchgeführt. Dabei werden auszugsweise die Kenngrößen 
Arithmetisches Mittel, Varianz, Standardabweichung, Konfidenzintervall und die Regres-
sionsgerade bestimmt. Die Frage eignet sich gut für das Beispiel, da die Antworten auf 
einer linearen Bewertungsskala liegen. Tabelle 7-1 zeigt die zugrundeliegenden Antwor-
ten der Befragten: 
Tabelle 7-1 Antwortverteilung Frage 1.2 
 (n=48, eigene Darstellung) 
Nr. 1 2 3 4 5 9 






Anzahl 1 11 21 11 2 2 
Die Antwort „keine Angabe“ wird für die Bestimmung der Kenngrößen nicht berücksich-
tigt. 
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Standardabweichung: 𝜎 = √?̃?² = 0,8586 




;  ?̅? +
𝑧(90%)∗𝜎
√𝑛
] = [?̅? −
1,645∗0,8586
√46
;  ?̅? +
1,645∗0,8586
√46
] = [2,8352; 3,2517] für γ=90% 
Bei einer erneuten Befragung liegt die Wahrscheinlichkeit somit bei 90%, dass der Durch-
schnitt der Werte zu dieser Frage zwischen 2,8352 und 3,2517 liegt. Durch die Kombina-
tion mit anderen Umfrageergebnissen mit derselben Fragestellung ist es möglich, die 
Übertragbarkeit auf andere Untersuchungsgebiete oder -gruppen zu prüfen. Weiterhin 
sind mit jedem hinzugefügten Datensatz exaktere Vorhersagen für größere vergleichbare 
Untersuchungsräume möglich. 
Die Regressionsgerade wird in einer Kalkulationssoftware berechnet und zusammen mit 
den Daten in Diagramm 7-1 dargestellt: 
 
Diagramm 7-1 Exemplarische Regressionsgerade Frage 1.2 
(eigene Darstellung) 
Die Berechnungen zu den anderen Fragen werden ausschließlich im Auswertungspro-
gramm durchgeführt. Für die Auswertung der Ergebnisse im Rahmen dieser Arbeit wer-
den die berechneten Kennwerte nicht genutzt, da keine Studie mit gleichen Fragestellun-
gen für den direkten Vergleich vorliegt. 
7.1.2 Vergleich mit anderen Erhebungen 
Im Rahmen der Arbeit werden trotz intensiver Recherchen keine anderen öffentlich zu-
gänglichen Datensätze einer Umfrage im Bereich des Sektors Staat und Verwaltung gefun-
den, bei denen annähernd vergleichbare Werte abgefragt werden.  



















Bewertung (1-sehr gut bis 5-sehr schlecht)
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Schnittpunkte werden jedoch in der Bachelorarbeit Interdependenzen16 Kritischer Infra-
strukturen - Entwicklung von Handlungsempfehlungen für die unteren Katastrophenschutz-
behörden zur Identifizierung und Berücksichtigung von Abhängigkeiten in der Katastro-
phenvorsorge (Bachmeier 2018) erkannt. In der Arbeit werden ebenso Untere Katastro-
phenschutzbehörden betrachtet: Bachmeier führt mit mehreren Verantwortlichen von 
Land- und Stadtkreisen aus Hessen und Nordrhein-Westfalen Experteninterviews zur 
Fragestellung der Interdependenzen zwischen Kritischen Infrastrukturen. In den Inter-
views geben die Kreise an, dass eine umfassende Auseinandersetzung mit dem Themen-
gebiet Kritische Infrastrukturen erfolge, was den in dieser Arbeit erlangten Erkenntnissen 
nur teilweise entspricht. Das Themengebiet Stromversorgung deckt sich zwischen der 
hier vorliegenden und der zum Vergleich herangezogenen Arbeit. Ebenso wie in der vor-
liegenden Arbeit werden auch bei Bachmeier Defizite im Bereich der Notstromversorgung 
von Gebäuden der öffentlichen Verwaltung deutlich (vgl. S. 38). Auch generelle Fragen 
beispielsweise zu Planungsgrundlagen werden ähnlich beantwortet (vgl. S. 36). Wenn-
gleich die Antworten in diesen beiden Bereichen ähnlich sind, werden sie bei Bachmeier 
nicht quantifiziert und keine der in den Experteninterviews gestellten Fragen behandelt 
die internen Vorbereitungen der Kreise. Eine grundsätzliche Übertragbarkeit der im Rah-
men der vorliegenden Arbeit gewonnenen Daten auf andere Gebiete und Ebenen ist durch 
die erkannten Übereinstimmungen dennoch anzunehmen. 
Weiterhin sind die Verantwortlichen der öffentlichen Verwaltung ebenso Bürger*innen 
Deutschlands und es ist anzunehmen, dass sie unabhängig von ihren beruflichen Tätig-
keiten ein vergleichbares Risikobewusstsein wie große Teile der Bevölkerung haben. Da-
mit ist anzunehmen, dass die Vorbereitungen der öffentlichen Verwaltung auf eine Ver-
sorgungsbeeinträchtigung auch mit denen der Bevölkerung vergleichbar sind. Ohder u.a. 
(2014) befragen im Rahmen des Forschungsprojekts KatLeuchttürme die Bevölkerung 
Berlins nach deren Vorbereitungsgrad hinsichtlich eines Versorgungsausfall. Es zeigt sich, 
dass der Vorbereitungsgrad der Bevölkerung in den Bereichen Trinkwasser (und Nah-
rungsmittel) durchschnittlich höher ist als der der öffentlichen Verwaltung: Bis zu zwei 
Tage sind 96% (98,7%) der Bevölkerung versorgt, bis zu vier Tage sind es 74,8 (76,3%), 
bis zu sechs Tage 42,1% (31,1%) und mehr als sechs Tage sind Vorräte bei 21,9% (12,4%) 
der Befragten vorhanden. Vorräte in Privathaushalten sind demnach verbreiteter als in 
der öffentlichen Verwaltung. Es ist anzunehmen, dass der alltägliche Gebrauch von Vor-
räten in Privathaushalten zu diesem – im Vergleich mit der öffentlichen Verwaltung hö-
heren – Vorbereitungsgrad führt. Eine direkte Vergleichbarkeit der im Rahmen dieser 
                                                        
 
16 Def.: “A bidirectional relationship between two infrastructures through which the state of each infrastruc-
ture influences or is correlated to the state of the other. More generally, two infrastructures are interde-
pendent when each is dependent on the other” (Rinaldi, Peerenboom & Kelly 2001, S. 14) 
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Arbeit gewonnenen Erkenntnisse mit denen aus Befragungen von Bürger*innen ist auf-
grund der festgestellten Differenzen nicht gegeben. 
7.1.3 Räumliche Übertragbarkeit 
Die Umfrage wird im Regierungsbezirk Stuttgart, einem von vier Regierungsbezirken Ba-
den-Württembergs, durchgeführt. Zwei Landkreise und ein Stadtkreis nehmen auf eige-
nen Wunsch nicht an der Befragung teil. Die Untersuchungsgruppe umfasst somit poten-
ziell neun Landkreise und eine kreisfreie Stadt. Bezogen auf die Stadt- und Landkreise 
Baden-Württembergs wird somit rund ein Viertel (22,7%) abgebildet. Die Kreise im Un-
tersuchungsraum sind weiter in 272 Städte und Gemeinden gegliedert, was ebenso rund 
einem Viertel (24,7%) der baden-württembergischen Städte und Gemeinden entspricht. 
Die Rückmeldequote der befragten Kreise, Städte und Kommunen liegt insgesamt bei 
17,4%, auf Kreisebene bei 70% und auf Kommunalebene bei 11% der Befragten. Die Re-
präsentativität der Ergebnisse ist weitestgehend gegeben (vgl. 6.9). 
Es wird angenommen, dass die Ergebnisse dieser Arbeit aufgrund der großen Untersu-
chungsgruppe und denselben landesspezifischen Regelungen auf die anderen Regie-
rungsbezirke Baden-Württembergs übertragbar sind. Die Fokussierung auf bundesweite 
Planungsgrundlagen lässt zudem den Schluss zu, dass die Erkenntnisse bedingt auch auf 
andere Bundesländer übertragbar sind. 
Die internationale Vergleichbarkeit ist durch den nicht zu vergleichenden Aufbau und ab-
weichende Grundlagen in anderen Ländern nicht zu beurteilen. Grundsätzlich werden bei 
der Recherche jedoch auch für andere Länder keine konkreten Schutzziele für die öffent-
liche Verwaltung gefunden, daher ist die Übertragbarkeit nicht ausgeschlossen. Im Rah-
men einer Fachtagung äußerte sich Herrn Robert Stocker (Bundesministerium für Inneres 
Österreich) dahingehend, dass außer einer Notstromversorgung keine Vorbereitungen für 
einen Versorgungsengpass in seinem Ministerium vorlägen (Stocker 2019). Dies unter-
stützt die Annahme der bedingten Übertragbarkeit im europäischen Raum. 
7.1.4 Übertragbarkeit auf andere Verwaltungsebenen 
Wie in Abbildung 7-1 dargestellt werden durch die geteilten Zuständigkeiten auf verschie-
denen Verwaltungsebenen Szenarien mit unterschiedlicher Eintrittswahrscheinlichkeit 
und unterschiedlichem Schadensausmaß betrachtet. Während Städte und Gemeinden für 
die Bewältigung alltäglicher Aufgaben in der nichtpolizeilichen Gefahrenabwehr zustän-
dig sind, obliegt den darüber angeordneten Verwaltungsebenen die Zuständigkeit für Ka-
tastrophenszenarien. Das Schadensausmaß der betrachteten Szenarien steigt also mit der 
Verwaltungsebene, während die Eintrittswahrscheinlichkeit sinkt. Während kommunale 
Feuerwehren beispielsweise regelmäßig die Bewältigung von Wohnungsbränden üben, 
zeigt die Übungsserie länderübergreifende Krisenmanagementübung/ Exercise (LÜKEX) 
die in höheren Ebenen betrachteten Szenarien(vgl. BBK o. J.b). Bereits mehrfach wurden 
in LÜKEX-Übungen Versorgungsmangellagen wie sie im Rahmen dieser Arbeit betrachtet 
werden als Szenario genutzt (vgl. BBK o. J.b). 
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Durch diesen anderen Betrachtungsfokus ist anzunehmen, dass höhere Verwaltungsebe-
nen auch einen höheren Planungsstand für derartige Lagen aufrechterhalten. Beispiels-
weise nutzt das Regierungspräsidium Stuttgart das Umsetzungsrahmenwerk Notfallma-
nagement (BSI o. J.) als Planungsgrundlage (Henzler 2018). Durch diese Annahme eines 
einem höheren Vorbereitungsgrads auf höheren Verwaltungsebenen sind die im Rahmen 
dieser Arbeit gewonnenen Erkenntnisse nicht oder nur sehr bedingt auf andere Verwal-
tungsebenen zu übertragen. 
7.1.5 Übertragbarkeit auf andere Kritische Infrastrukturen 
Da ein Großteil der anderen Kritischen Infrastruktursektoren privatwirtschaftlich geführt 
wird, ist der Aufbau und die Arbeitsweise grundlegend anders als die der öffentlichen 
Verwaltung. Zugleich stehen sie vor ähnlichen Problemstellungen: Überwiegend bestehen 
keine gesetzlichen Verpflichtungen zu konkreten Vorsorgemaßnahmen oder Bestimmun-
gen des Schutzniveaus. Lediglich im Bereich der Sicherheit in der Informationstechnik de-
finiert sind und nur für vereinzelte Anwendungsgebiete (z.B. Krankenhäuser, Kernkraft-
werke, u.a.) sind konkrete Vorgaben definiert (vgl. 2.2). Gleichermaßen ist es aus privat-
wirtschaftlicher Perspektive sehr sinnvoll Planungen für einen Versorgungsausfall vorzu-
halten, da dadurch potenziell hohe Schadensummen oder Nachteile gegenüber Wettbe-
werbern entstehen. Die Übertragbarkeit der hier gewonnenen Ergebnisse ist dennoch 
nicht anzunehmen, da sich die Sektoren in Aufbau und Arbeitsweise zu sehr von der öf-































Abbildung 7-1 Betrachtungsperspektiven auf verschiedenen Verwaltungsebenen  
(eigene Darstellung) 
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 Forschungsfragen 
Aufbauend auf den Ergebnissen der Umfrage (5) und der Diskussion dieser (6) werden 
die entwickelten untergeordneten Fragestellungen beantwortet und somit eine Kurzzu-
sammenfassung der Ergebnisse gegeben. Darauf aufbauend wird die Hauptfragestellung 
diskutiert. 
1) Ist den Verantwortlichen der öffentlichen Verwaltung die Aufgabe der Vorsorge zur 
Aufrechterhaltung der Funktionsfähigkeit ihrer Einrichtungen bewusst? 
Nahezu alle Befragten sehen ihre Einrichtungen als Kritische Infrastruktur an, erkennen 
also die Notwendigkeit zur Aufrechterhaltung der eigenen Funktionsfähigkeit. Darüber 
hinaus sind bei den Befragten mehrheitlich grundsätzliche Planungen für den Ausfall oder 
die Beeinträchtigung Kritischer Infrastrukturen vorhanden. In vielen Einrichtungen sind 
ebenso Prozesse identifiziert, die bei einer Versorgungsmangellage aufrechtzuerhalten 
sind. Die Betrachtung schließt das für die Prozesse benötigte Personal mit ein. Dies zeigt, 
dass den Verantwortlichen ihre Aufgabe zur Aufrechterhaltung der Funktionsfähigkeit 
der eigenen Einrichtung bewusst ist und diese grundsätzlich auch bearbeitet wird. 
2) Werden dabei alle untersuchten Kategorien berücksichtigt? 
a. Trinkwasser 
b. Nahrungsmittel 
c. Heizmöglichkeiten für die Räumlichkeiten 
d. Beleuchtungsmöglichkeiten für die Räumlichkeiten 
e. Ruhe- und Schlafmöglichkeiten 
f. Sanitäranlagen 
g. Bargeld 
Die abgefragten Bereiche zur Versorgung der Mitarbeitenden und Befriedigung der 
Grundbedürfnisse werden überwiegend nicht betrachtet. Wenngleich generelle Planun-
gen teilweise vorhanden sind, liegen die Aspekte Vorratshaltung und Rahmenverträge zur 
Sicherstellung der Versorgung meist außerhalb der Betrachtungsperspektive. Vorhan-
dene Planungen sind nicht vollständig, so ist beispielsweise nur vereinzelt die rationierte 
Ausgabe der Güter in den Planungen vorgesehen. Während die Bereiche Trinkwasser und 
Nahrungsmittel für viele Befragte offensichtlich sind und daher in den grundsätzlichen 
Planungen berücksichtigt werden, sind andere Aspekte überwiegend nicht geplant. Eine 
Ausnahme bildet die Notstromversorgung und damit die Beleuchtungsmöglichkeit für die 
Arbeitsplätze: Durch Empfehlungen und Regelwerke auf Bundes- und Landesebene ist 
diese bei vielen vorgesehen.  
3) In welcher Qualität wird die Funktionsfähigkeit aufrechterhalten? 
Die meisten Planungen sind für die verantwortlichen Stäbe oder eine stark begrenzte An-
zahl an Mitarbeitenden ausgelegt. Dies entspricht der Reduzierung des Betriebs auf Kern-
prozesse, die für die unmittelbare Bewältigung der Schadenslage erforderlich sind. Es ist 
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daher anzunehmen, dass die im Alltag erbrachte Quantität und Qualität an Leistungen 
nicht erreicht wird, die wesentlichen und notwendigen Abläufe aber auf einem der Ver-
sorgungsmangellage angepassten Niveau fortgeführt werden. 
4) Wie lange wird die Funktionsfähigkeit aufrechterhalten? 
Die Funktionsfähigkeit der Einrichtungen ist neben den Vorbereitungen und Vorhaltun-
gen für einen Ausfall oder eine Beeinträchtigung der Versorgungsleistungen von vielen 
weiteren Faktoren abhängig (vgl. 6.4). Wenngleich viele Planungen für drei Tage und we-
nige für 14 Tage und mehr ausgelegt sind, reichen die Vorräte in den meisten Fällen nur 
für einen wesentlich kürzeren Zeitraum aus. Aufgrund der hohen Streuung der Antworten 
ist eine pauschale Aussage zur Fragestellung nicht möglich.  
5) Auf welcher Grundlage basieren die Planungen? 
Die Planungen der Befragten sind überwiegend auf eigene Überlegungen und einrich-
tungsinterne Festlegungen aufgebaut (vgl. 5.6). Oftmals orientieren sich die Befragten da-
bei an Publikationen des Bundes und des Landes. Der Fokus auf die in den Publikationen 
nur vereinzelt vorhandenen Empfehlungen zu einem Schutzniveau bietet eine Erklärung 
für die in Frage 4 festgestellten stark differierenden Planungszeiträume. 
6) Ist der vorhandene Vorbereitungsgrad aus Sicht der Befragten ausreichend? 
Die Befragten bewerten die Vorbereitungen ihrer Einrichtung zum Ende der Umfrage 
mehrheitlich zwischen ausreichend und schlecht (vgl. 6.6). Sie sind überwiegend nicht 
zufrieden mit dem derzeitigen Vorbereitungsgrad ihrer Einrichtung und sehen diesen als 
nicht ausreichend an. 
Darauf aufbauend ergibt sich für die Hauptfragestellung: 
Sind Landkreise, kreisfreie Städte und Kommunen in der Lage, bei einem 
Ausfall oder einer Beeinträchtigung Kritischer Infrastrukturen ihr  
Personal zu versorgen und somit ihre Funktion aufrechtzuerhalten? 
Durch die festgestellten Alltagsvorhaltungen sind Einrichtungen der öffentlichen Verwal-
tung in der Lage, einen Versorgungsausfall kurzfristig zu kompensieren und ihr Personal 
zu versorgen. Die Funktionsfähigkeit im Hinblick auf das untersuchte Personal ist somit 
für einen kurzen Zeitraum gegeben. Nachdem die knappen Alltagsvorräte erschöpft sind, 
ist eine Weiterversorgung der Mitarbeitenden in den meisten Einrichtungen weder aus-
reichend geplant, noch bestehen Vorräte oder Rahmenverträge für die externe Zuführung. 
Die Versorgung der eigenen benötigten Mitarbeitenden wird somit zu einer zusätzlichen 
Aufgabe in der Bewältigung des Schadensereignisses.  
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 Resümee 
Für die staatliche Handlungsfähigkeit bei einem Ausfall oder einer Beeinträchtigung von 
Versorgungsleistungen ist die Aufrechterhaltung der Funktionsfähigkeit von Einrichtun-
gen der öffentlichen Verwaltung erforderlich. Insbesondere die Aufgabengebiete Koordi-
nation der Hilfsmaßnahmen, Kommunikation mit der Bevölkerung und Beseitigung der 
Auslöseursache der Beeinträchtigung(en) tragen maßgeblich dazu bei, die Innere Sicher-
heit aufrechtzuerhalten. Dies sichert innenpolitisch die uns bekannte Gesellschaft in ihrer 
bestehenden Staatsform und außenpolitisch die territoriale Integrität der Bundesrepub-
lik Deutschland. (1) 
Die öffentliche Verwaltung hat daher den gesetzlichen Auftrag, ihre Funktionsfähigkeit 
sicherzustellen. In welchem Ausmaß dies auszuführen ist und welche Szenarien zugrunde 
gelegt werden, ist nicht definiert. Durch Publikationen auf Bundes- und Landesebene wer-
den sie dabei unterstützt, aber auch darin werden für die hier bearbeiteten Themen über-
wiegend keine anzulegenden Kriterien definiert. Wenngleich die Sicherheitsforschung 
zahlreiche Projekte durchführt, ist die öffentliche Verwaltung nur selten Gegenstand der 
Untersuchungen. (2) 
Für die Datenerhebung wird eine Onlineumfrage genutzt, die an die Einrichtungen der 
öffentlichen Verwaltung im Regierungsbezirk Stuttgart verteilt wird. Es werden 272 
Städte und Gemeinden sowie zehn kreisfreie Städte und Landkreise befragt, welche Vor-
bereitungen sie besitzen, um ihr Personal in einer Versorgungsmangellage zu versorgen. 
Konkret wird untersucht, inwiefern Planungen, Vorhaltungen und Rahmenverträge für 
die Bereiche Trinkwasser, Nahrungsmittel, beheizte und beleuchte Räumlichkeiten, Sani-
täranlagen, Ruhe- und Schlafmöglichkeit sowie Bargeld für die Gehälter der Mitarbeiten-
den vorhanden sind. Ergänzend werden die generellen Planungen und deren Grundlagen 
sowie Verbesserungsmöglichkeiten derselben bearbeitet. Die Befragung findet von De-
zember 2018 bis Februar 2019 statt. Die Erhebung der Primärdaten, die anschließende 
Auswertung und Interpretation werden nach den Gütekriterien der Objektivität, Reliabi-
lität und Validität ausgeführt. (3 & 4) 
Die Planungen der öffentlichen Verwaltung in einer Versorgungsmangellage ihr Personal 
weiter zu versorgen und somit ihre Funktionsfähigkeit aufrechtzuerhalten, sind überwie-
gend nicht vorhanden oder erreichen nur einen geringen Detailgrad zu den hier unter-
suchten Fragestellungen. Viele Verantwortliche erfüllen damit den gesetzlichen Auftrag 
und Vorgaben, wie sie für Wirtschaftsunternehmen gelten, nicht. Während im Bereich des 
Trinkwassers teilweise Vorräte vorhanden sind, die bis zu drei Tage die Versorgung si-
chern, werden Nahrungsmittel überwiegend nicht vorgehalten. Auch Rahmenverträge 
zum Bezug der betrachteten Güter sind nur vereinzelt vorhanden. Die zeitliche Betrach-
tung zeigt dennoch eine Latenzzeit, in der die Einrichtungen durch alltägliche Vorhaltun-
gen in der Lage sind, ihre Funktion aufrechtzuerhalten. Diese variiert je nach betrachteter 
Ressource bzw. ausfallender Versorgungsleistung(en). Die festgestellte Latenzzeit ist in 
Bezug auf die identifizierten Schutzniveaus von 72 Stunden für die Funktionsfähigkeit 
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und 14 Tagen für das Überleben zu prüfen. Zugleich ist mit Blick auf die öffentliche Ver-
waltung zu prüfen, ob diese Niveaus für die hier bearbeiteten Themenbereiche ausrei-
chend und anwendbar sind. Planungen in den betrachteten Kreisen und Kommunen wer-
den meist auf interne Festlegungen, aber auch auf die bestehenden Veröffentlichungen 
des Bundes und des Landes aufgebaut. Die Befragten sehen in einer Aufgabenverteilung 
auf die verschiedenen Verwaltungsebenen, aber auch in weiteren Publikationen und Ge-
sprächen zwischen den beteiligten Akteuren eine wünschenswerte Hilfestellung für die 
Bearbeitung. Die angewandte Methode der Umfrage ist für die vorliegende flächenbezo-
gene Erhebung des Vorbereitungsgrads der öffentlichen Verwaltung auf Kommunal- und 
Kreisebene gut geeignet. (5 & 6) 
Es wird angenommen, dass sich die Ergebnisse in den meisten Fällen auf dieselben Ver-
waltungsebenen innerhalb Baden-Württembergs übertragen lassen. Die Übertragbarkeit 
auf andere Verwaltungsebenen, Bundesländer oder andere Staaten scheint bedingt mög-
lich, ist aber weiter zu prüfen. (7.1) 
Die öffentliche Verwaltung ist als Kerninfrastruktur für die Bewältigung eines Ausfalls o-
der einer Beeinträchtigung anderer Kritischer Infrastrukturen anzusehen. Deren Vorbe-
reitungsgrad ist daher mehr als bisher ins Zentrum der Betrachtung zu führen. Die fest-
gestellten stark differierenden Vorbereitungsgrade der befragten Einrichtungen sind 
durch ein einheitliches Schutzniveau anzugleichen. Grundsätzlich stellt die Sensibilisie-
rung der Gesamtbevölkerung (und mit ihr der öffentlichen Verwaltung) hinsichtlich der 
Risiken einer Versorgungsbeeinträchtigung eine dringliche Aufgabe in einer zunehmend 
von Versorgungsleistungen abhängigen Gesellschaft dar. (8) 
 Mehrwert und Nutzung 
Wie bereits aufgezeigt werden den Umfrageteilnehmenden in der Befragung neue As-
pekte vermittelt oder werden ihnen ins Bewusstsein gebracht (vgl. 6.6). Dies ist an den 
hinterlassenen Kommentaren erkennbar, in denen die Umfrageinhalte gelobt und dem 
Autor für die Ausarbeitung gedankt wird. Für die Gruppe der Befragten ist somit – zumin-
dest teilweise – ein Mehrwert durch die Teilnahme entstanden. 
Ebenso bieten die vorliegenden Ergebnisse für Verantwortliche eine Grundlage für das 
weitere Arbeiten: Beispielsweise stellt die Erkenntnis, dass im Bereich der Notstromver-
sorgungen ein relativ hoher Vorbereitungsgrad herrscht, während Trinkwasser und Nah-
rung als die lebensnotwendigen Ressourcen in Bezug auf das Personal nur selten geplant 
werden, einen guten Anknüpfungspunkt für weitere Handreichungen dar. Die grundle-
gende Aussage der Befragten, dass der Bedarf an weiteren Hilfestellungen da ist und die 
vorhandenen Publikationen auch Anwendung in den Planungen auf Kommunal- und 
Kreisebene finden, ist für die Autoren derselben eine positive Rückmeldung.  
Durch die Bestandsaufnahme im Rahmen dieser Arbeit sind politisch Verantwortliche in 
der Lage zu erkennen, in welchem Maße Verwaltungseinrichtungen in der Lage sind, bei 
einer Versorgungsbeeinträchtigung ihre Funktion aufrechtzuerhalten. Den 
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Verantwortungsträgern wird somit eine Grundlage gegeben, um eine darauf aufbauende 
Bewertung vorzunehmen und weitere Maßnahmen einzuleiten. Insbesondere die großen 
Unterschiede in den Vorbereitungsgraden der Befragten werfen hier die Frage nach ei-
nem einheitlichen Umgang auf. 
Fachlich Verantwortliche oberhalb der Kommunal- und Kreisebene gewinnen mit den Er-
kenntnissen einen Einblick, wie die nachgeordneten Einrichtungen derzeit aufgestellt 
sind. Es ist aus den Ergebnissen abzuleiten, dass bei einer Versorgungsmangellage die 
Funktionsfähigkeit vieler Einrichtungen nicht lange aufrechtzuerhalten ist und höhere 
Ebenen um Unterstützung gebeten werden. Diese anzunehmende schnelle Eskalation 
stellt wiederum ein Szenario dar, das Planungen auf höheren Ebenen zugrunde zu legen 
ist. 
Zusammenfassend stellen die Erkenntnisse eine Arbeitsgrundlage für weitere Entwick-
lungen dar. Die Bestandsaufnahme unterstützt Entscheidungsträger und Verantwortliche 
des Sektors Staat und Verwaltung im Prozess der Vorbereitungen für einen Ausfall oder 
eine Beeinträchtigung Kritischer Infrastrukturen. Zudem bietet sie eine Grundlage für den 
Dialog zwischen den beteiligten Akteuren. 
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8 Ausblick 
Neben dem bereits festgestellten Mehrwert im Zuge der Entstehung der vorliegenden Ar-
beit (7.4) bieten die Ergebnisse mehrere Anknüpfungspunkte für die Optimierung des 
Vorbereitungsgrads in den jetzigen Zusammenhängen (8.1). Darüber hinaus werden bei 
der Ergebnisauswertung Fragen aufgeworfen, die jedoch langfristig und in einem größe-
ren Zusammenhang als dem in dieser Arbeit untersuchten zu diskutieren sind. Diese wer-
den im Folgenden dargelegt (8.2).  
 Optimierung des Vorbereitungsgrads 
Für eine Verbesserung des Vorbereitungsgrads in seinen derzeitigen Zusammenhängen 
ist eine Erhöhung der Latenzzeit, also der Zeitspanne zwischen einem Versorgungsfall 
und dem Ausfall der Funktionsfähigkeit erforderlich. Die in 6.4 entwickelte Abbildung 8-1 
zeigt die Möglichkeiten zur Erhöhung der Latenzzeit auf: 
 
Abbildung 8-1 Optimierung der Latenzzeit 
(schematisch, eigene Darstellung) 
Die nachfolgende Nummerierung bezieht sich auf die nummerierten grünen Pfeile in Ab-
bildung 8-1. 
1. Erhöhung der Vorhaltungen: Durch eine Maximierung der bestehenden Vorräte 
und Vorhaltungen ist es der Einrichtung möglich, ihre Funktionsfähigkeit länger 
aufrechtzuerhalten. In der Grafik verschiebt sich die Gerade nach oben und bei ei-
nem Versorgungsausfall beginnt der Abfall der Kurve bei gleicher Steigung von ei-
nem höheren y-Wert aus. 
2. Optimierung der Planungen: Durch bessere Planungen werden die verbrauchten 
Ressourcen minimiert. Beispielsweise werden Prozesse dahingehend optimiert, 
dass sie weniger Personal oder Räumlichkeiten benötigen, sodass die Vorhaltun-
gen für einen längeren Zeitraum ausreichen. In der Grafik verläuft die Kurve zwi-
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Versorgungsausfall 
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3. Abschließen von Rahmenverträgen: Zu den regulären Versorgungsleistungen wer-
den durch vertraglich gesicherte Zulieferungen bei einem Versorgungsausfall Re-
dundanzen geschaffen. Im Falle eines Versorgungsausfalls wird die reguläre Ver-
sorgung durch eine extern zugeführte Ersatzversorgung (möglichst in gleicher 
Qualität und Quantität) ersetzt. In der Grafik bleibt die Gerade trotz des Versor-
gungsausfalls auf einem konstanten y-Wert. 
Für die Optimierung des Vorbereitungsgrads werden materielle und personelle Ressour-
cen benötigt. Zudem ist der Wille der Verantwortlichen für die Umsetzung notwendig. 
Maßgeblich hängt die Wahl der richtigen Optimierungsform von örtlichen Gegebenheiten 
ab. Beispielsweise wird für die Erhöhung der Vorhaltungen zusätzlicher Lagerraum be-
nötigt oder es sind geeignete Unternehmen vor Ort für den Abschluss von Rahmenverträ-
gen erforderlich. 
Die Vielzahl der Kritischen Infrastrukturen zu fassen ist eine große Herausforderung für 
die Verantwortlichen. Daher sind zahlreiche Handreichungen zur Identifikation und Ana-
lyse als Hilfestellungen vorhanden. Durchzuführen sind sie dennoch in den meisten Fällen 
in den Städten und Gemeinden (John-Koch & Fekete 2010). Die eigene Einrichtung wird 
dabei oftmals nicht – oder nur nachgeordnet – berücksichtigt, wenngleich ihr eine wich-
tige Funktion zuteilwird. Den Vorbereitungsgrad der eigenen Einrichtung auf ein Niveau 
zu erhöhen, das eine angemessene Funktionsfähigkeit bei einem Versorgungsausfall ge-
währleistet, stellt eine gute Grundlage für die Bearbeitung und die Zusammenarbeit mit 
den Betreibern weiterer Kritischer Infrastrukturen dar.  
 Offene Fragestellungen 
Darüber hinaus bieten große Fragestellungen der Gefahrenabwehr, die nicht nur den Vor-
bereitungsgrad der öffentlichen Verwaltung betreffen, Potential für langfristige Verände-
rungen der Zusammenhänge, in denen derzeit zu denken ist. 
8.2.1 Verantwortlichkeiten 
Die Mehrheit der Befragten gibt an, dass ihnen die Aufgabenverteilung zwischen den Ver-
waltungsebenen in ihren Vorbereitungen helfen würde. Durch das Subsidiaritätsprinzip 
sind die Kommunen für die Vorbereitungen im Bereich der Kritischen Infrastrukturen zu-
ständig, da schlichtweg nichts anderes rechtlich geregelt ist. Es stellt sich die Frage, ob 
dies für alle Bereiche der Kritischen Infrastrukturen sinnvoll ist. Gerade an den Beispielen 
Strom oder Telekommunikation wird mit Blick auf die Größe der Verteilnetze deutlich, 
dass die kommunale Zuständigkeit hier wenig „politisches Gewicht“ für Verhandlungen 
bietet. Zudem sind Lösungen zu finden, die gerade kleinen Kommunen mit geringen Per-
sonalschlüsseln die zufriedenstellende und zweckmäßige Bearbeitung ermöglichen. Als 
Lösungsansatz ist eine geteilte Zuständigkeit über die Ebenen hinweg denkbar. Die „ge-
teilte“ Zuständigkeit meint hier keine Problemverlagerung auf eine höhere Ebene, son-
dern vielmehr das gemeinsame Bearbeiten, um zufriedenstellende Lösungen auf allen 
Ebenen und für alle Beteiligten zu entwickeln. Beispielsweise sind 
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Wasserversorgungsunternehmen meist kommunale Eigenbetriebe, dies lässt sich auf die-
ser Ebene demnach auch gut bearbeiten, während die genannten Strom- oder Telekom-
munikationseben nur auf höherer Ebene sinnvoll zu sichern sind. Diese Zusammenarbeit 
über Verwaltungsebenen hinweg stellt angesichts aktueller Gefährdungen eine notwen-
dige Voraussetzung über alle Themenfelder hinweg dar (Castillo 2014). Im Rahmen einer 
Tagung äußerte sich Wolfram Geier (Bundesamt für Bevölkerungsschutz und Katastro-
phenhilfe) dahingehend treffend:  
Bei der Verantwortung müssen wir weg von der Frage „Wer ist verantwortlich?“ Es ist 
eine gemeinsame Verantwortung der Beteiligten, die nur gemeinsam gedacht werden 
kann um zu einem Ergebnis zu kommen (Geier 2019) 
8.2.2 Einheitliches Schutzniveau 
Die große Bandbreite an Antworten zeigt zudem, dass der Vorbereitungsgrad und damit 
das bei den Planungen angelegte Schutzniveau bei den untersuchten Einrichtungen nicht 
einheitlich sind. Wird bei einem Versorgungsausfall die Begrenzung auf die vorhandenen 
Vorbereitungen angenommen, sind viele befragten Kreise und Kommunen gezwungen, 
ihren Betrieb nach weniger als 24 Stunden einzustellen. Andere Einrichtungen halten ihre 
Funktion nach eigener Aussage über 14 Tage und mehr aufrecht.  
In der Realität stehen den Einrichtungen jedoch auch bei mangelnden Vorbereitungen die 
Mechanismen der nichtpolizeilichen Gefahrenabwehr zur Verfügung, um die benötigten 
Ressourcen im Ereignisfall spontan zu erschließen. Dieser spontanen Erschließung sind 
allerdings auch Grenzen gesetzt: Abhängig vom betrachteten Schadensereignis stehen die 
benötigten Güter nicht zur Verfügung (z.B. Supermärkte sind bereits leergekauft), die 
Transportwege sind nicht passierbar (z.B. Überschwemmung) oder es stehen keine zur 
Herbeiführung benötigten Ressourcen (z.B. Lastkraftwagen, Personal) zur Verfügung. Das 
Erreichen dieser Grenzen hat zur Folge, dass die Versorgung der Mitarbeitenden nicht 
mehr gesichert ist. 
Und auch wenn die spontane Erschließung möglich ist, hat sie eine zusätzliche Belastung 
des für die Schadensminimierung eingesetzten Personals zur Folge. Die Funktionsfähig-
keit ist bei einem Versorgungsausfall in den meisten betrachteten Einrichtungen nur un-
ter großem Aufwand über die durch Alltagsvorhaltungen gestützte Latenzzeit hinaus auf-
rechtzuerhalten. Dieser Aufwand bindet Kapazitäten, die in einer Versorgungsmangellage 
für die Bewältigung anderer Aufgaben benötigt werden. Die Vorbereitung auf Versor-
gungsmangellagen wird daher als erforderlicher und notwendiger Faktor in den einrich-
tungsinternen Planungen angesehen.  
Derzeit hängt der Vorbereitungsgrad der Einrichtungen durch die fehlende Definition 
desselben direkt von den Fähigkeiten und dem Engagement der Verantwortlichen sowie 
den personellen und materiellen Möglichkeiten der Einrichtung ab. Die öffentliche Ver-
waltung wird im Rahmen dieser Arbeit als Kerninfrastruktur zur Aufrechterhaltung des 
Staats und damit der Sicherheit der Bürger*innen verstanden. Unter dieser Annahme ist 
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der Vorbereitungsgrad der öffentlichen Verwaltung zugleich wichtiger Bestandteil des 
Schutzniveaus der Bevölkerung. Somit ist das Schutzniveaus der Bevölkerung von den po-
litisch und fachlich Verantwortlichen der öffentlichen Verwaltung sowie deren Möglich-
keiten abhängig. Diese Abhängigkeit ist zu hinterfragen und zu prüfen, ob ein einheitlich 
angelegtes Schutzniveau für alle Kommunen die gesellschaftlichen Bedürfnisse nicht bes-
ser erfüllt. 
8.2.3 Risikokommunikation 
Ein weiterer Punkt wird bereits 1989 in der Gesamtverteidigungsrichtlinie formuliert: 
Eine Mitwirkung der Zivilbevölkerung im Zivilschutz kann grundsätzlich nur erwartet 
werden, wenn sie ausreichend informiert ist. Daher hat der Staat bereits im Frieden 
eine entsprechende Informations- und Aufklärungs-Tätigkeit zu betreiben. (BMI 1989, 
S. 21) 
Die Kommunikation zwischen Staat und Bevölkerung wird somit bereits vor 30 Jahren als 
wichtiger Bestandteil der Handlungsfähigkeit bei nicht-alltäglichen Lagen, in denen das 
Leben der Bevölkerung bedroht ist, erkannt. Ebenso wird bereits damals erkannt, dass 
diese Kommunikation bereits präventiv („in Friedenszeiten“) notwendig ist, um die Hand-
lungsfähigkeit im Ereignisfall sicherzustellen. In der Bevölkerung ein angemessenes Risi-
kobewusstsein zu schaffen, wird auch heute noch von Verantwortlichen als eine der Kern-
aufgaben betrachtet (z.B. Geier 2019; Mayer 2019 u.a.). Durch einen offenen Diskurs und 
ein Risikobewusstsein in der Bevölkerung werden die Grundlagen für eine angemessene 
Vorbereitung der öffentlichen Verwaltung geschaffen. 
Weiterhin ist die theoretische Grundlage für eine private Vorsorge für beispielsweise Ver-
sorgungsbeeinträchtigungen gelegt. Allen Bürger*innen wird ein Vorrat für 14 Tage emp-
fohlen (BBK 2017a). Zugleich ist das Risikobewusstsein der Bevölkerung so niedrig, dass 
diese Vorräte bei einem Großteil der Bevölkerung nicht vorzufinden sind (Fuchs 2019; 
Lorenz 2010; Ohder u.a. 2014). Umgekehrt ist es also durch das Schaffen eines angemes-
senen Risikobewusstseins möglich, die Bevölkerung zu privaten Vorsorgemaßnahmen zu 
motivieren. Im Bereich der öffentlichen Verwaltung gewinnt dies zusätzlich an Stellen-
wert, da durch private Vorräte der Mitarbeitenden die notwendigen Vorhaltungen der öf-
fentlichen Verwaltung reduziert werden. Im Falle existenter privater Vorbereitungen ver-
lieren die im Rahmen der Arbeit bearbeiteten Themenbereiche für die Vorbereitungen 
der öffentlichen Verwaltung massiv an Bedeutung, da die Grundbedürfnisse bereits durch 
private Vorsorgemaßnahmen gesichert sind. Zusätzlich wird erreicht, dass die Notwen-
digkeit für Mitarbeitende der öffentlichen Verwaltung reduziert wird, sich um Angehörige 
oder Familien zu kümmern, da diesen die notwendigsten Güter zur Verfügung stehen. 
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 Schlusswort 
Im Nachgang des anfänglich beschriebenen Stromausfalls in Berlin (vgl. 1) äußerte sich 
Frieder Kircher (Berliner Feuerwehr) gegenüber der Presse, dass ohne Notstromaggregate 
das Hilfeleistungssystem nach einer begrenzten Zeit zusammenbrechen werde (rbb ex-
klusiv 2019). Nach den Erkenntnissen dieser Arbeit ist dies nicht auf die Bereitstellung 
von Notstromaggregaten zu begrenzen, sondern auf viele andere Vorsorgemaßnahmen 
übertragbar. Das Bewusstsein der Verantwortlichen und auch immer mehr der Politik 
und Gesellschaft ist vorhanden, dass die derzeitigen Vorbereitungen nicht ausreichen und 
personell, vor allem aber finanziell, voranzutreiben sind (rbb exklusiv 2019). Die öffent-
liche Verwaltung ist dabei nicht zu vergessen, denn sie stellt eine wichtige Säule des Hil-
feleistungssystems und des Staatsapparats dar. Letztlich bleiben die hier aufgeführten 
Punkte politische Fragestellungen und sind in entsprechenden Kreisen zu diskutieren. 
Dabei wird immer ein maßvoller Umgang im Spannungsfeld zwischen wirtschaftlich sinn-
vollen, politisch gewollten und sicherheitstechnisch notwendigen Vorbereitungen zu fin-
den sein.
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